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Deutschland lockert die Schul-
denbremse für Panzer, Brü-
cken und Energiewende. Klingt 
gut, meint Rathauskater Pi-
no, doch Bürokratie und Blo-
ckiererunken drohen alles zu 
bremsen. Schulden sind inter-
national hip, aber wenn die 
Umsetzung stockt, bleibt nur 
Schopenhauers Durst nach 
Geld – und der Fortschritt auf 
der Strecke. Seite 13

3. Kongress für politisch engagierte Frauen
Landtagspräsidentin Ilse Aigner lud zum Kongress „Frauen in Parlamente!“ ein

Erneut lud Landtagspräsidentin Ilse Aigner Mandatsträgerinnen, 
Kandidatinnen und politikinteressierte Frauen aus ganz Bayern zu 
einem parteiübergreifenden Netzwerk- und Coaching-Tag in den 
Landtag ein. Der Tag, der eine Vielzahl an Workshops umfasste, 
zielte darauf ab, mehr Frauen zu ermutigen und zu befähigen, ei-
ne politische Karriere einzuschlagen – insbesondere im Hinblick 
auf die Kommunalwahlen 2026.

Derzeit sind im Bayerischen 
Landtag nur 51 von 203 Abgeord-
neten Frauen, was einem Anteil 
von 25 Prozent entspricht. Land-
tagspräsidentin Aigner setzt sich 
seit Jahren dafür ein, dass sich 
mehr Frauen politisch engagie-
ren, in den Parteien Fuß fassen 
und das Verhältnis der Abgeord-
neten langfristig ausgeglichener 
wird. „Unser Ziel muss es sein, 
den Frauenanteil auf allen Ebe-

nen deutlich zu erhöhen. Denn 
gemischte Teams sind erwiese-
nermaßen erfolgreicher und kön-
nen die Interessen der gesam-
ten Bevölkerung besser vertre-
ten. Mit dem Kongress möchten 
wir die Hürden abbauen, sich po-
litisch zu engagieren und sich für 
die Kommunalwahl 2026 aufstel-
len zu lassen“, so Aigner.

In Workshops und Vorträ-
gen, die von hochqualifizierten 

und erfahrenen Frauen gelei-
tet wurden, ging es um Themen 
die Frauen bewegen: Gleichstel-
lungsarbeit, der souveräne Um-
gang mit Hate Speech, die per-
fekte Balance zwischen Beruf, 
Familie und politischem Engage-
ment sowie strategisches Netz-
werken.

In spannenden Podiumsdis-
kussionen wie beispielsweise 
„Frauen in die Kommunalpoli-
tik“ teilten zudem erfolgreiche 
Frauen ihre persönlichen Karrie-
rewege, erzählten von ihren Er-
folgen und gaben wertvolle Ein-
blicke in die Perspektiven der 
politischen Arbeit. 

 Bildarchiv Bayerischer Landtag

V.l.: BKG-Geschäftsführer Roland Engehausen und Landrätin Ta-
mara Bischof, 1. Vorsitzende der BKG. Bild: Fuchshuber

Weg frei für Milliarden-Finanzpaket: 

Kommunen entlasten
Der Weg für das 500-Milliarden-Sondervermögen für Infrastruk-
tur ist frei: Nach dem Bundestag stimmte auch der Bundesrat dem 
Finanzpaket von Union und SPD zu. Damit wird die im Grundge-
setz verankerte Schuldenbremse, die der Neuverschuldung des 
Bundes enge Grenzen setzt, für Ausgaben in Verteidigung, Zivil-
schutz, Nachrichtendienste und Cybersicherheit gelockert. Für 
alle diese Ausgaben, die ein Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
überschreiten, dürfen künftig Kredite aufgenommen werden.

Zudem wird ein Sonderver-
mögen geschaffen, für das die 
Schuldenbremse nicht gilt und 
das mit Krediten bis zu 500 Mil-
liarden Euro gefüttert wird. Dar- 
aus soll die Instandsetzung 
der maroden Infrastruktur in 
Deutschland bezahlt werden. 
100 Milliarden Euro sollen an die 
Länder gehen, weitere 100 Mil-
liarden Euro in den Klimaschutz 
und in den klimafreundlichen 
Umbau der Wirtschaft fließen.

Söder:  
Deutscher Marshallplan

Bayerns Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder bezeichnete die 
Grundgesetzänderungen für ein 
milliardenschweres Finanzpaket 
als „erste Etappe“ zur Moderni-
sierung Deutschlands. Kommu-
nen und Freistaat Bayern pro-
fitierten davon ganz konkret: 
Die Regeln zur Schuldenbrem-
se für die Länder werden so an-
gepasst, dass den Ländern zu-
künftig – analog zum Bund – ei-
ne jährliche Neuverschuldung in 
Höhe von 0,35 Prozent des Brut-
toinlandsprodukts gestattet ist. 
Damit wird auch den Ländern 
in wirtschaftlich herausfordern-
den Zeiten in maßvollem Um-
fang die Möglichkeit gegeben, 
wachstumsfördernde Investitio-
nen zu tätigen.

Das Sondervermögen in Höhe 
von 500 Milliarden Euro für die 
Infrastruktur sei wie ein deut-
scher Marshallplan, betonte Sö-
der. Investitionsbedarf sieht er 
bei Straßen, Schienen, Brücken, 
Krankenhäusern, Schulen, Kitas, 
und in der Wissenschaft. Jeder 
einzelne Euro müsse „überlegt 
ausgegeben werden“. Schließ-
lich sei dies „kein Selbstbedie-
nungsladen für irgendwelche 
Projekte, die immer schon mal 
gemacht werden sollten“.

Finanzminister Albert Für- 
acker zeigte sich mit Blick auf 

die 100 Milliarden Euro, die die 
Bundesländer in den nächsten 
Jahren für Investitionen in die 
Infrastruktur erhalten sollen, 
noch zurückhaltend. Wichti-
ge Fragen seien noch offen. Zu-
nächst brauche es ein Gesetz. 
„Wir müssen jetzt sehen, was im 
Bundesgesetz stehen wird, wo-
für das Geld unter welchen Vor- 
aussetzungen eingesetzt wer-
den kann.“ Je weniger Büro-
kratie, desto mehr Geld werde 
zur Verfügung stehen, erklär-
te Füracker, „allerdings müs-
sen wir Regeln einführen, damit 
das Geld auch dorthin kommt, 
wo es gebraucht wird und auch 
Wachstumseffekte erzeugt.“

Karmasin: Existenzielle  
Herausforderungen

„Nur durch entschlossene 
Maßnahmen kann eine wirt-
schaftlich starke und lebenswer-
te Zukunft für alle Bürgerinnen 
und Bürger gesichert werden. 
Der Wandel muss jetzt stattfin- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Extremismusbekämpfung 
und Entbürokratisierung  

im Fokus
Die Themen „Hass und Hetze gegen Kommunalpolitiker in 
Deutschland und Bayern“ sowie „Bürokratieabbau und Deregu-
lierung in den Kommunen“ beherrschten die jüngste (digitale) 
Sitzung des KPV-Landesvorstands und Hauptausschusses. Hier-
zu tauschten sich die KPV-Mitglieder unter Leitung des Landes-
vorsitzenden Stefan Rößle mit Sarah Bitschnau, wissenschaftliche 
Mitarbeiterin an der Forschungsstelle Terrorismus/Extremismus 
im Bundeskriminalamt, sowie dem Leiter der Bayerischen Staats-
kanzlei und Bayerischen Staatsminister für Bundesangelegenhei-
ten und Medien, Dr. Florian Herrmann, MdL, aus.

Wenn sich ein radikales Auf-
begehren gegen politische Ent-
scheidungen nicht nur in legi-
timem, strafrechtskonformem 
Protest äußert, sondern in Hass, 
Hetze und Gewalt umschlägt, 
ist unser aller Achtsamkeit ge-
fordert. Diesen Kipppunkt früh-
zeitig zu erkennen und zu ver-
stehen, ist die Voraussetzung 
für ein vorausschauend-prä-
ventives Agieren. In dieser Ab-
sicht wird in Zusammenarbeit 
mit dem Deutschen Städte-
tag, dem Deutschen Landkreis-
tag und dem Deutschen Städte- 
und Gemeindebund durch die 
Forschungsstelle Terrorismus/
Extremismus des BKA halbjähr-
lich ein Kommunales Monitoring 
zu Hass, Hetze und Gewalt ge-
genüber Amtsträgerinnen und 
Amtsträgern (KoMo) aufgelegt.

Deutschlandweites 
Kommunalmonitoring

Laut Sarah Bitschnau, die die-
ses deutschlandweite Kommu-
nalmonitoring leitet, zeigen ak-
tuelle Umfrageergebnisse des 
KoMo, dass auf Bundesebene 
34 Prozent der befragten Amts- 
und Mandatsträger Mai und Ok-
tober 2024 Anfeindungen er-
lebt haben. Die zuletzt erlebten 
Vorfälle beliefen sich auf verba-
le/schriftliche Anfeindungen (78 
Prozent), Hasspostings im In-
ternet (19 Prozent) und tätliche 
Übergriffe (3 Prozent). 11 Pro-
zent der zuletzt erlebten Vor-
fälle wurden zur Anzeige ge-
bracht. Frauen waren signifikant 
stärker betroffen als Männer 
(38 Prozent / 28 Prozent ) und 
hauptamtliche Personen stär-
ker betroffen als ehrenamtliche 
Personen (39 Prozent / 20 Pro-
zent). Zudem wurden Amtsper-
sonen im städtischen Raum öf-
ter angefeindet als im ländlichen 
Raum (40 Prozent / 29 Prozent).

Laut der Befunde aus Bayern 
haben 22 Prozent der Befrag-

ten im Zuge der Amtsausübung 
bereits persönlich erlebt, dass 
Desinformationen oder KI gene-
rierte Deep Fakes über die eige-
ne Person verbreitet wurden . 15 
Prozent erlebten dies mehrmals. 

Bedrohung für die  
persönliche Sicherheit

84 Prozent der Befragten se-
hen durch Desinformation oder 
KI generierte Deep Fakes eine 
Bedrohung für die persönliche 
Sicherheit und politische Kar-
riere im Amtsalltag. 27 Prozent 
haben ein starkes bis sehr star-
kes Bedrohungsempfinden. 31 
Prozent der Befragten haben an 
unterschiedlichsten „Orten und 
Rahmen“ Anfeindungen wie Be- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Umfrage zum Bayerischen Krankenhaustrend 2025:

BKG warnt vor  
Kliniksterben

„Acht von zehn Krankenhäusern in Bayern haben 2024 rote Zah-
len geschrieben. Somit hat sich die dramatische Prognose des 
vergangenen Jahres bestätigt“, stellte Landrätin Tamara Bischof, 
1. Vorsitzende der Bayerischen Krankenhausgesellschaft (BKG), 
bei der Vorstellung des Bayerischen Krankenhaustrends 2025 im 
Münchner Presseclub fest. Wird nicht gegengesteuert, könne sich 
diese Situation heuer sogar noch verschärfen, unterstrich Bischof.

Die Umfrage unter 123 Kran-
kenhausträgern, die zwei Drit-
tel der Betten im Freistaat be-
treiben, habe ergeben, dass be-
reits 85 Prozent der Kliniken für 
2025 von einem Defizit ausge-
hen, erläuterte BKG-Geschäfts-
führer Roland Engehausen. Der 
Grund: Die Erlöse pro Behand-

lungsfall deckten nicht einmal 
annähernd die Kosten. Um In-
solvenzen zu vermeiden, fordert 
die BKG von der neuen Bundes-
regierung eine Anhebung der 
Behandlungserlöse um mindes-
tens 4 Prozent.

Besonders betroffen sind klei- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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Bayerisches EnergieForum  
2. April 2025, Stadthalle Gunzenhausen
Veranstalter: Bayerischer Gemeindetag und Bayerische GemeindeZeitung 

Das Bayerische Energieforum – eine gemeinsame Veranstaltung 
von Bayerischem Gemeindetag und Bayerischer Gemeinde- 
Zeitung ist Fachforum und Marktplatz zugleich. Schwerpunkt-
themen sind erneut die Wärmeplanung mit Fokus auf Umsetzung 
und Wertschöpfung vor Ort durch erneuerbare Energien. Erst-
mals wird der neue Kooperationspartner der Kommunal GmbH 
des Gemeindetags, die enPORTAL, mit seinem Team vor Ort 
sein. Das Bayerische Wirtschaftsministerium stellt die Rechts-
verordnung zur Wärmeplanung und das Umsetzungspaket vor.
Einen Überblick über die Veranstaltung bietet unser QR-Code.
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ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Heinz Meyer   

Gemeinde Burgthann  
am 3 .4 .

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Udo Siegel  

Gemeinde Großheirath  
am 30 .3 .

Bürgermeister Martin Göbel  
Gemeinde Karsbach  

am 7.4.

Bürgermeister Harald Feulner 
Gemeinde Gesees  

am 9 .4 .

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Franz Schlögel  

Gemeinde Ehingen  
am 29 .3 .

Bürgermeister Karl Malz  
Gemeinde Tapfheim  

am 29 .3 .

Bürgermeisterin  
Gudrun Donaubauer  

Stadt Hauzenberg  
am 9 .4 .

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Jürgen Hoffmann  
Stadt Hohenberg a. d. Eger  

am 2 .4 .

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Marco Steiner 

Stadt Rödental  
am 3 .4 .

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Dirk Friesen  

Gemeinde Schönbrunn  
i. Steigerwald  

am 5 .4 .

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Josef Heigenhauser  
Gemeinde Schweitenkirchen  

am 31 .3 .

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeister  
Thomas Bartl  

Gemeinde Neuching  
am 27.3.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Das gute Beispiel
Podcast-Moderator Michael von Hassel spricht mit beeindru-
ckenden Menschen, die mit ihrem Talent und Engagement für 
Hoffnung in schwierigen Zeiten sorgen, besonders im Ehrenamt 
und in der Kommunalpolitik.

GZ GZ-PODCAST GZ

Folge 5: „Wir rechnen zu viel in Euro, wir sollten vielmehr in  
Glücklichsein rechnen“ – Landrat Stefan Rößle im Gespräch

In dieser Podcastfolge erzählt Landrat Stefan 
Rößle von seinem außergewöhnlichen Wer-
degang – vom Polizeidienst zum engagierten 
Kommunalpolitiker, der in turbulenten Zeiten 
seinen Landkreis Donau-Ries schuldenfrei ge-
macht hat. Er berichtet von persönlichen He-
rausforderungen, den bewegenden Momen-
ten in seinem Amt und seiner Vision für eine 
bessere Zukunft. Besonders beeindruckend: 

sein Herzensprojekt „1000 Schulen für unsere Welt“, das es sich zur 
Aufgabe gemacht hat, Bildung und Perspektiven in Entwicklungs-
ländern zu ermöglichen. Erfahren Sie, wie durch ehrliches Engage-
ment und den Willen, Gutes zu tun, Hoffnung geschenkt wird. 

Alle Folgen unter: www.gemeindezeitung.de/podcast
Sie wollen mehr Kindern den Schulbesuch ermöglichen? Dann un-
terstützen Sie Stefan Rößle mit einer Spende an den Verein 1000 
Schulen für unsere Welt e.V., Konto: Raiffeisen-Volksbank Donau-
wörth eG, IBAN: DE12 7229 0100 0007 1000 19. r

GZ LESERBRIEFE AN DIE GZ GZ
Liebes Team der Gemeindezeitung,

zu Ihrem Artikel „Ruf nach Trendwende“ (GZ 5/2025, Seite 1, Anm. 
d. Red.) möchte ich Ihnen noch einen Aspekt zurufen, der mir eben-
falls Sorge bereitet. Sie zitieren Herrn Lewe u.a.: 

„Wenn sich nichts ändert, wird die Finanznot der Städte weiter an-
wachsen“, unterstrich Lewe. Dabei gehe es auch um die Zukunft der 
Demokratie. Vor Ort in den Städten erlebten die Menschen den Staat 
konkret. Wenn sie ihn dort nur noch als Mangelverwalter und nicht 
mehr als Gestalter und Problemlöser wahrnähmen, leide das Vertrau-
en in die Handlungsfähigkeit des Staates.“

Ich bin der festen Überzeugung, dass wir in den vergangenen Jah-
ren – auf allen Ebenen – leider zu einer Entwicklung beigetragen ha-
ben, die wir nun eindämmen müssen. Unsere Gesellschaft verändert 
sich immer stärker zu einer Art „Selbstbedienungs- und Forderungs-
gesellschaft“. Es ist offensichtlich, dass alles vom Staat, gleich welcher 
Ebene, gefordert wird, und das bitte zum Nulltarif! 

Warum ist das so? Vielleicht haben wir es verlernt, zur rechten 
Zeit deutlich „Nein“ zu sagen. Die Erwartungen, die an alle staatli-
chen Ebenen herangetragen werden, sind immens! Dabei ist doch al-
len Ebenen eigentlich klar, dass das auf Dauer nicht gut gehen kann. 
Und das ist eigentlich seit Jahren mit besorgniserregender Zunahme 
zu beobachten. Wir haben uns diese Forderungsmentalität unserer 
Gesellschaft selbst heranerzogen. Wir werden sehr viel Mühe auf-
wenden müssen, diese Mentalität wieder in ein verträgliches Mitei-
nander zu verändern. Es wird uns Jahre kosten. Oder es wird uns im 
schlimmsten Fall nicht mehr gelingen, das Ruder herumzureißen.

Sollten wir weiterhin zu allen Forderungen „Ja und Amen“ sagen, 
wird am Ende nicht nur das Vertrauen in die staatlichen Institutionen 
leiden, sondern die Glaubwürdigkeit der „Ja-Sager“ ins Mark erschüt-
tert. Die Folgen sehen wir bereits längere Zeit in den Wahlergebnissen.

Und machen wir uns endlich frei von dem Gedanken, dass wir es al-
len und jedem Recht machen können. Wer das vertritt, handelt un-
lauter. Und so lässt sich auch keine Politik, insbesondere auf kommu-
naler Ebene, betreiben. Priorisierungen sind vorzunehmen, und sie 
sind auch deutlich zu vertreten.

Wir brauchen Personen, die unabhängig vom Denken in Wahlperi-
oden mit Rückgrat Entscheidungen treffen und dies deutlich ausspre-
chen. Ein deutliches „Nein“ zur rechten Zeit ist das Gebot der Stunde.

 Stefan Thiele

Mit diesem Artikel (Pinos Welt: Maß, Mitte und Vernunft in der Poli-
tik, S. 13, Anm. der Red.) vom 13. März 2025 habt ihr ins „Schwarze 
getroffen“. So was von natürlich und menschlich geschrieben, das ist 
Spitze. Endlich wird mal rausgestellt, dass es einen Unterschied zwi-
schen Mensch und Tier gibt und geben muss.

Ich selbst bin in der Landwirtschaft aufgewachsen und wir haben 
unsere Tiere natürlich gehalten und jedes Tier respektiert, geschlach-
tet und gegessen. Heute noch haben wir Hühner und Laufenten, die 
auch geschlachtet und verspeist werden.

Außerdem ist eine Hühnersuppe ein natürliches Antibiotika, dazu 
hatte ich in einer Brustkrebszeitung schon einen Artikel. Als einst die 
Biotonnen bei uns Einzug hielten, brachte ich als Kreisrätin im Um-
weltausschuss den Vorschlag von der belgischen Regierung: „Je-
dem Grundstücksbesitzer 3 Hühner zu geben, denn Hühner brau-
chen nur einen Quadratmeter und sind dazu noch Allesfresser wie 
der Mensch“. Und außerdem ist ein weichgekochtes Ei, wie es Hilde-
gard von Bingen vorschlägt, eine Hirnnahrung. Es ist schlimm genug, 
wenn ich das auf dem Land beobachte, wer alles eine Biotonne be-
nutzt, da tut mir das Herz weh. 

Noch zu Vegetarier und Veganer: Es bräuchte nur so gekocht wer-
den wie es einst unsere Mütter und Großmütter machten, da gabs 
meist nur 2x in der Woche Wurst und Fleisch und das dazu noch vor-
gegeben in kleinen Portionen.

Beste Grüße und macht so weiter. Sieglinde Schärtl

Innenminister Herrmann präsentiert Kriminalstatistik: 

Weniger Straftaten,  
hohe Aufklärungsquote 

Sicherheitslage in Bayern bleibt sehr gut 
Umfassende Maßnahmen für mehr Sicherheit

Die Kriminalitätsbelastung in Bayern ist im Jahr 2024 leicht ge-
sunken. Die Bayerische Polizei registrierte 4.218 Straftaten pro 
100.000 Einwohner (ohne ausländerrechtliche Delikte wie illega-
le Einreise oder illegalen Aufenthalt). Dies entspricht einem Rück-
gang von 3,3 Prozent. Die Aufklärungsquote bleibt mit 64,9 Pro-
zent auf einem hohen Niveau (2023: 65,2 Prozent). Herrmann: 
„Die Sicherheitslage in Bayern bleibt sehr gut. Wir ruhen uns je-
doch nicht auf diesen Erfolgen aus. Unser Ziel ist es, den Rückgang 
der Straftaten und die hohe Aufklärungsquote weiter auszubau-
en. Unser Landeskriminalamt und die bayerischen Polizeipräsidi-
en analysieren die Kriminalitätsentwicklung genau und passen 
bei Bedarf die Einsatzkonzepte sowie die Polizeipräsenz an.“ Ob-
wohl noch nicht alle Bundesländer ihre Kriminalstatistiken ver-
öffentlicht haben, zeigte sich Herrmann zuversichtlich: „Bayern 
wird auch weiterhin einen Spitzenplatz im Bereich der Inneren Si-
cherheit einnehmen!“ 

Ein Grund für den Rück-
gang der Straftaten ist vor al-
lem der gesetzlich neu geregel-
te Umgang mit Cannabis. Man-
che nach der alten Gesetzesla-
ge noch strafbare Taten werden 
heute nicht mehr bestraft. Im 
Jahr 2024 registrierte die Baye-
rische Polizei insgesamt 31.145 
Fälle der Rauschgiftkriminali-
tät, was einem Rückgang von 
rund 39 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr entspricht. Bei Canna-
bis gab es sogar ein Minus von 
fast 56 Prozent auf 15.270 Fäl-
le. Herrmann erklärte, dass die-
ser Rückgang jedoch keine Ent-
lastung für die Polizei bedeute: 
„Durch das Cannabisgesetz ent-
stehen für die Polizei zusätzliche 
Kontroll- und Überwachungs-
aufgaben. Es erschwert auch 
die Bekämpfung von Krimina-
lität erheblich. Das Gesetz be-
günstigt vor allem Händler und 
ermöglicht einen florierenden 
Schwarzmarkt. In Bayern stellt 
die Polizei weiterhin große Men-
gen an Cannabis sicher.“ 

Cannabisgesetz  
war schwerwiegender Fehler

Herrmann forderte eine 
grundlegende Wende beim The-
ma Cannabis: „Die Freigabe von 
Cannabis zum Eigenkonsum war 
ein schwerwiegender Fehler. Sie 
gefährdet massiv die Gesundheit 
der Menschen und belastet un-
sere Polizei und Justiz unerträg-
lich. Diese unsinnige Regelung 
gehört umgehend abgeschafft.“

Herrmann äußerte Besorg-
nis über den steigenden An-
teil nichtdeutscher Tatverdäch-
tiger. Im Jahr 2024 waren von 
insgesamt 259.065 Tatverdäch-
tigen 41 Prozent Nichtdeut-

sche. Im Vorjahr lag dieser An-
teil noch bei 39,6 Prozent. Seit 
2010 stieg der Anteil der nicht-
deutschen Bevölkerung in Bay-
ern von 9,3 Prozent auf 16 Pro-
zent im Jahr 2024. Gleichzeitig 
erhöhte sich ihr Anteil an allen 
Tatverdächtigen von 23,7 Pro-
zent im Jahr 2010 auf 41 Prozent 
im Jahr 2024 deutlich. Der An-
teil der tatverdächtigen Deut-
schen ist hingegen von 76 Pro-
zent auf 59 Prozent gesunken. 
„Die unkontrollierte Migration 
der letzten Jahre überfordert 
unser Land massiv und wirkt 
sich auch auf die Innere Sicher-
heit aus. Wir benötigen drin-
gend einen grundlegenden Rich-
tungswechsel in der Migrations-
politik unter der neuen Bundes-
regierung.“

Anstieg der  
Gewaltkriminalität ...

Im Bereich der Gewaltkrimi-
nalität stieg die Zahl der Fälle im 
letzten Jahr um 1.114 auf insge-
samt 22.693, was einem Anstieg 
von 5,2 Prozent entspricht. Da-
von waren rund 78 Prozent ge-
fährliche und schwere Körper-
verletzungsdelikte. Gewaltkri-
minalität fand überwiegend im 
öffentlichen Raum statt (63,3 
Prozent). Die Aufklärungsquote 
blieb mit fast 84 Prozent nahezu 
unverändert hoch. Im Bereich 
der Gewaltdelikte mit minder-
jährigen Tatverdächtigen regis-
trierte die Polizei einen Anstieg 
von 8,7 Prozent. Herrmann stell-
te eine Reihe von Maßnahmen 
für mehr Sicherheit im öffent-
lichen Raum vor: „Ende 2024 
haben wir die bayernweite Ar-
beitsgruppe ‚Bayern. 360° Si-
cherheit‘ unter der Leitung des 

Polizeipräsidiums Mittelfranken 
gegründet. Unser Ziel ist es, die 
Einsatzkonzepte in vielen Städ-
ten zu verbessern, insbesonde-
re in Bahnhofsbereichen und In-
nenstädten. Wir möchten die 
Polizeipräsenz in diesen Berei-
chen lageangepasst erhöhen. 
Auch geschlossene Einheiten 
der Bereitschaftspolizei werden 
regelmäßig eingesetzt. In enger 
Zusammenarbeit mit den zu-
ständigen Kommunen prüfen 
wir, ob es sinnvoll ist, Verbots-
zonen für Alkoholkonsum sowie 
das Mitführen von Cannabis und 
Waffen auszuweisen. An Brenn-
punkten planen wir, die offene 
polizeiliche Videoüberwachung 
auszubauen.“

... und bei Sexualstraftaten

Die Zahl der Straftaten gegen 
die sexuelle Selbstbestimmung 
stieg um 6,6 Prozent auf insge-
samt 17.529 Fälle. Hauptursäch-
lich für diesen Anstieg waren 
die Verbreitung, der Erwerb, der 
Besitz und die Herstellung von 
Kinderpornografie. Herrmann: 
„Wir gehen nach wie vor kon-
sequent gegen sexuelle Miss-
brauchsdarstellungen und Kin-
desmissbrauch vor. Ein Problem 
bleibt, dass Hinweise oft nicht 
weiterverfolgt werden können, 
weil keine Daten mehr gespei-
chert sind. Der Europäische Ge-
richtshof erlaubt die Sicherung 
von IP-Adressen und in der In-
nenministerkonferenz besteht 
Einigkeit über deren Speiche-
rung. Dies müssen wir im neuen 
Bundestag zügig umsetzen.“ Im 
Bereich der Vergewaltigungsde-
likte verzeichnete die Polizei ei-
nen Anstieg um 14,3 Prozent auf 
1.493 Fälle. Drei Viertel der Op-
fer hatten eine Vorbeziehung 
zum Tatverdächtigen. Rund vier 
von fünf Straftaten gegen die se-
xuelle Selbstbestimmung konn-
ten 2024 geklärt werden.

Auch mehr Diebstahlsfälle

Bei den Diebstahlsfällen regis-
trierte die Polizei rund 155.900 
Delikte, was einem Anstieg von 
2,2 Prozent im Vergleich zum 

Vorjahr entspricht. Damit stell-
ten Diebstähle im Jahr 2024 ein 
Viertel aller in Bayern registrier-
ten Straftaten dar. Die meisten 
dieser Delikte waren einfache 
Diebstähle, also solche ohne er-
schwerende Umstände wie Ge-
waltanwendung oder die Beteili-
gung von Komplizen. Beim Woh-
nungseinbruchdiebstahl hat sich 
der erhebliche Rückgang wäh-
rend der Corona-Jahre teilwei-
se wieder umgekehrt. Hier re-
gistrierte die Bayerische Polizei 
3.605 Fälle, was im Vergleich zum 
Vorjahr einem moderaten An-
stieg von 4,9 Prozent entspricht. 
Dabei blieb knapp die Hälfte der 
Taten im Versuch stecken.

Die Zahl der im Internet be-
gangenen Straftaten sank um 
2.445 Fälle, was einem Rück-
gang von 5,2 Prozent auf insge-
samt 44.917 Delikte entspricht. 
Die Polizei konnte fast 60 Pro-
zent dieser Straftaten aufklä-
ren, was einen Anstieg um 7,9 
Prozentpunkte im Vergleich zum 
Vorjahr bedeutet. Der Schaden 
belief sich auf 48,9 Millionen Eu-
ro. Zum Vergleich: Im Jahr 2021 
lag dieser noch bei 28 Millio-
nen Euro. „Wir müssen weiter-
hin von einer sehr hohen Dun-
kelziffer ausgehen. Viele Strafta-
ten im Cyberraum werden nach 
wie vor nicht angezeigt“, erklär-
te Herrmann .

Der bayerische Innenminister 
bekräftigte den Kurs, die Bay-
erische Polizei fortlaufend zu 
verstärken: „Wir setzen auf ei-
ne hochmoderne Ausstattung, 
innovative Technik und insbe-
sondere kontinuierlich auf mehr 
Personal. Von 2008 bis 2023 
haben wir die Bayerische Poli-
zei mit insgesamt 8.000 zusätz-
lichen Stellen verstärkt. Das ist 
deutschlandweit einmalig. Mit 
mehr als 45.500 Stellen für alle 
Beschäftigten haben wir einen 
neuen Höchststand im Stellen-
bestand der Bayerischen Poli-
zei erreicht. Und wir werden ihn 
auch im Haushalt 2025 weiter 
kräftig ausbauen.“
Informationen: www .innenmi-
nisterium.bayern.de und Aus-
wertungen: www.polizei.bay-
ern.de/kriminalitaet/statistik .  r

 Bild: BBV / Petra Schramböhmer

50 Jahre Erwachsenenbildungsförderungsgesetz: 

Festakt im Landtag
Mit einem Festakt im Bayerischen Landtag wurde das 50-jähri-
ge Bestehen des Bayerischen Erwachsenenbildungsförderungs-
gesetzes (BayEbFöG) gefeiert. Vertreter aus Politik, Bildung und 
Gesellschaft würdigten die Errungenschaften des Gesetzes und 
diskutierten über die Zukunft der Erwachsenenbildung.

Seit dem 1. September 1974 
prägt das BayEbFöG die Erwach-
senenbildung in Bayern. 2023 
summierte sich die Bildungszeit 
öffentlich geförderter Veran-
staltungen auf 278,5 Jahre, ins-
gesamt nahmen seit 1974 über 
240 Millionen Menschen teil. 
Ein Meilenstein war die Novel-
lierung des Gesetzes 2018, die 
eine deutliche Erhöhung der fi-
nanziellen Mittel brachte und 
die Zukunftsfähigkeit der Er-
wachsenenbildung stärkte.

Dr. Ute Eiling-Hütig, Spreche-
rin der Interfraktionellen Ar-
beitsgruppe Erwachsenenbil-
dung, betonte: „Das BayEbFöG 
ist die Grundlage der staatli-
chen Förderung. Mit der Novel-
lierung 2018 haben wir die jähr-
liche Fördersumme um 20 Mil-
lionen Euro nahezu verdoppelt 
und das Gesetz weiter moder-
nisiert. Doch das Grundprin-

zip bleibt: Erwachsenenbildung 
soll Selbstverantwortung und 
Selbstbestimmung fördern.“

Tobias Reiß, Erster Vizepräsi-
dent des Landtags, unterstrich: 
„Man lernt nie aus. Wer im Ma-
rathon des Lebens mithalten will, 
muss sich stetig weiterentwi-
ckeln.“ Erwachsenenbildung ge-
he weit über berufliche Qualifi-
zierung hinaus und schaffe neue 
Chancen für alle Menschen, un-
abhängig von Alter oder Lebens-
situation. Er lobte die Arbeits-
gemeinschaft der Erwachsenen-
bildungsträger in Bayern (AGEB) 
für ihr Engagement.

Dr. Andrea Niedzela-Schmut-
te vom Bayerischen Staatsminis-
terium für Unterricht und Kultus 
hob hervor, dass die Erwachse-
nenbildung besonders während 
der Corona-Pandemie ihre Flexi-
bilität und Innovationskraft be-
wiesen habe.

Ein Rückblick, moderiert von 
Margit Fuchs (AGEB) und Dr. 
Christian Hörmann (Bayerischer 
Volkshochschulverband), zeigte 
die dynamische Entwicklung der 
Erwachsenenbildung in Bayern. 
Das BayEbFöG ermögliche Vielfalt 
und Pluralität der Träger und ver-
ankere Erwachsenenbildung als 
eigenständigen Bildungsbereich.

Zum Abschluss diskutierten 
Vertreter der Interfraktionellen 
Arbeitsgruppe über die Zukunft 
der Erwachsenenbildung. Der 
parteiübergreifende Konsens 
zeigt den hohen Stellenwert des 
Gesetzes. 

Organisiert wurde der Festakt 
von der Interfraktionellen Ar-
beitsgruppe und der AGEB .  r

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/podcast/podcast-das-gute-beispiel/7153-folge-4-mut-engagement-und-ein-klarer-kompass-tanja-schweiger-und-die-kraft-der-kommunalpolitik
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/podcast/podcast-das-gute-beispiel/7176-folge-5-wir-rechnen-zu-viel-in-euro-wir-sollten-vielmehr-in-gluecklichsein-rechnen-landrat-stefan-roessle-im-gespraech
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/artikel/kommunalverbaende/7157-gz-5-2025-deutscher-staedtetag-ruf-nach-trendwende-alarmierende-umfrageergebnisse-zur-finanzsituation-in-100-grossstaedten
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/pinos-welt/7172-gz-6-2025-pinos-welt-mass-mitte-und-vernunft-in-der-politik
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/pinos-welt/7172-gz-6-2025-pinos-welt-mass-mitte-und-vernunft-in-der-politik
http://www.innenministerium.bayern.de
http://www.innenministerium.bayern.de
http://www.polizei.bayern.de/kriminalitaet/statistik
http://www.polizei.bayern.de/kriminalitaet/statistik
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die bayerischen Bezirke ste-
hen vor zunehmenden finan-
ziellen Herausforderungen. 
Während die Sozialausgaben 
unaufhaltsam wachsen, bleibt 
eine angemessene Gegenfi-
nanzierung durch den Bund 
aus. Besonders in Oberfran-
ken spitzt sich die Lage zu: Die 
Bezirksumlage musste in den 
letzten zwei Jahren deutlich 
angehoben werden, um die 
steigenden Kosten zu decken – 
eine Entwicklung, die Kommu-
nen und Landkreise gleichermaßen belastet.

Wachsende Sozialausgaben  
ohne ausreichende Unterstützung

Fast der gesamte Haushalt der Bezirke – in 
Oberfranken sind es rund 94 Prozent – fließt in 
soziale Leistungen. Besonders bei den Hilfen zur 

Pflege und in der Eingliederungshilfe für Men-
schen mit Behinderungen sind die Kosten in den 
vergangenen Jahren massiv gestiegen. Gesetz-
liche Änderungen auf Bundesebene haben den 
Leistungsumfang ausgeweitet, während die fi-
nanzielle Verantwortung weiterhin bei den Be-
zirken liegt. Hinzu kommen steigende Personal-
kosten und höhere Vergütungssätze in Pflege-
einrichtungen, die die Kosten zusätzlich in die 
Höhe treiben.

Eine weitere Herausforderung ist die zuneh-
mende Verlagerung staatlicher Aufgaben auf die 
kommunale Ebene – ohne eine entsprechende  
finanzielle Ausstattung. Ein Beispiel dafür sind 
die Kosten für junge unbegleitete Flüchtlinge, die 
mit Erreichen der Volljährigkeit aus der Jugend-
hilfe in die Sozialhilfe übergehen. Hier bleiben die 
Bezirke auf einem Großteil der Ausgaben sitzen.

Diese Entwicklung ist aus Sicht der Kommunen 
nicht länger tragbar. Die Bezirke benötigen eine 
verlässliche finanzielle Unterstützung durch den 

Bund. Wir fordern daher:
• Eine stärkere Bundesbetei-

ligung an der Eingliederungs-
hilfe: Die Ausgaben in diesem 
Bereich wachsen unaufhalt-
sam, während die finanzielle 
Beteiligung des Bundes stag-
niert. Hier braucht es eine ge-
rechtere Verteilung der Lasten.

• Eine Reform der Pflegever-
sicherung: Das derzeitige Sys-
tem führt dazu, dass die So-
zialhilfeträger immer stärker 
belastet werden. Eine struk-
turelle Anpassung muss dafür 
sorgen, dass die steigenden 
Kosten nicht mehr allein auf 

ihren Schultern lasten.
• Die Überprüfung des Angehörigen-Entlas-

tungsgesetzes: Die geltenden Regelungen ent-
binden Kinder pflegebedürftiger Eltern bis zu ei-
nem Jahreseinkommen von 100.000 Euro von 
der finanziellen Verantwortung – ohne im Ge-
genzug einen finanziellen Ausgleich für die Mehr-
belastung der Bezirke geschaffen zu haben.

• Abbau unnötiger Bürokratie: Die Anforde-
rungen an Dokumentation und Berichtspflich-
ten sind in vielen Bereichen unverhältnismäßig 
hoch. Verwaltungsvereinfachungen würden 
nicht nur Zeit und Geld sparen, sondern auch 
die Sozialverwaltung effizienter gestalten.

• Finanzierung der Schulbegleitung: Inklu-
sion ist eine wichtige gesellschaftliche Aufga-
be, doch die Finanzierungslast darf nicht al-
lein bei den Bezirken liegen. Ein stärkerer Fokus 
auf gemeinschaftliche Lösungen, wie das Poo-
ling-Verfahren, wäre hier ein sinnvoller Ansatz.

Jetzt ist die Zeit zum Handeln

Die Bezirke stehen für eine verlässliche und 
nachhaltige Sozialpolitik. Unser Grundsatz gilt: 
Niemand soll zurückgelassen werden! Doch oh-
ne eine faire finanzielle Aufteilung zwischen 
Bund, Ländern und Kommunen wird es zuneh-
mend schwieriger, die sozialen Aufgaben zu er-
füllen. Die neue Bundesregierung muss jetzt die 
Weichen für eine gerechte Finanzierung stellen, 
damit auch in Zukunft eine bedarfsgerechte Un-
terstützung der Menschen gewährleistet ist.

GZ KOLUMNE
Henry Schramm

Bayerische Bezirke:

Unsere Forderungen an  
die neue Bundesregierung

Liebe Leserinnen
und Leser,

27. März 2025

Ihr Henry Schramm
Bezirksvorsitzender Ofr. der KPV Bayern
Bezirkstagspräsident Oberfranken

Kommunales Benefiz-Schafkopfrennen:

Spielen und spenden  
für den guten Zweck

„A Herz hat a jeder“ hieß es erneut beim 2. Kommunalen Benefiz-Schafkopfrennen am vergangenen 
Samstag im Schlossgut Odelzhausen, das die Bayerische GemeindeZeitung auf Initiative des Dachau-
er Landrats Stefan Löwl mit veranstaltete. Schirmherren waren Landräte-Präsident Thomas Karmasin, 
der Münchner Oberbürgermeister Dieter Reiter und Gastgeber Löwl. Sieger wurde Florian Wengert. 

Als Sponsoren fungierten die Sparkasse Dachau, 
der Bayerische Bauindustrieverband und die Baye-
rische GemeindeZeitung. Die kompletten Einnah-
men in Höhe von 2.400 Euro gehen 1 : 1 in Hilfspro-
jekte. Den Löwenanteil erhält das heilpädagogische 
Kinderheim „Die Wiege“ – www .die-wiege .info . Der 
Rest fließt in gemeinnützige Projekte, die die ersten 
drei Gewinner benennen . 

Unser Bild links zeigt v.l.: Theresa von Hassel, Baye- 
rische GemeindeZeitung, Landrat Stefan Löwl, Land-

kreis Dachau, beste Dame Edeltraud Schmid, Bay-
ernLB, 2. Platz: Landrat a. D. Josef Hauner, Frei-
sing 1. Platz: Florian Wengert, M-net, 3. Platz: Kon-
rad Brandmair, Bürgermeister Odelzhausen a.D. und 
Constanze von Hassel, Bayerische GemeindeZeitung. 

Bild rechts: Mit von der Partie, v.l.: GZ-Heraus-
geber Landrat Stefan Rößle, Landkreis Donau-Ries, 
Landrat Stefan Löwl, Landkreis Dachau und Land- 
rätepräsident Thomas Karmasin, Landkreis Fürsten-
feldbruck.  Bilder: LRA Dachau

„Wir haben eine  
Vollbremsung hingelegt“ 

Oberbürgermeister Alexander Putz über die finanzielle Krise der Stadt Landshut 

Die Stadt Landshut steht ebenso wie viele andere Kommunen 
vor einer finanziellen Zäsur. Oberbürgermeister Alexander Putz 
spricht im Interview offen über die dramatische Lage der kom-
munalen Finanzen, die Auswirkungen auf Bürger und Projekte 
und die strukturellen Probleme, die weit über die Stadtgrenzen 
hinausgehen. „Ich habe schlaflose Nächte“, sagt er. Ein Gespräch 
über Rücklagen, Krankenhausdefizite und die Hoffnung auf Hil-
fe von Bund und Land. Das Gespräch führe GZ-Chefredakteurin 
Constanze von Hassel.

GZ: Herr Oberbürgermeister, 
wie akut ist die finanzielle Lage 
in Landshut? 

Alexander Putz: Die Situation 
ist eskaliert. Seit Jahren warnen 
wir, dass es so nicht weitergeht 
– und es wird schlimmer. Letzte 
Woche haben wir den Haushalt 
2025 verabschiedet, genehmi-
gungsfähig nur durch eine bei-
spiellose Vollbremsung. Alle Pro-
jekte, die noch nicht laufen, sind 
gestrichen. Mein Motto in der 
Haushaltsrede war: ‚Rien ne va 
plus‘ – nichts geht mehr.

GZ: Heißt das, nur noch 
Pflichtaufgaben? 

Putz: Das ist zu einfach ge-
dacht. Pflicht- und freiwillige 
Aufgaben sind oft nur Etiketten; 

viele freiwillige Leistungen sind 
vertraglich bindend. Aber fak-
tisch: Alle Investitionen, die ver-
gangenes Jahr noch für die kom-
menden drei Jahre geplant wa-
ren und die wir nicht begonnen 
haben, sind weg. Das betrifft 
dringende Projekte –die Gene-
ralsanierung und Erweiterung 
einer Grundschule, die Gene-
ralsanierung des Stadttheaters, 
das seit zehn Jahren in einem 
Zelt untergebracht ist, neue Kin-
dergärten, Straßensanierungen, 
neue Feuerwachen. Wir können 
das jetzt nicht mehr stemmen.

GZ: Was bedeutet das für die 
Bürger? 

Putz: Es ist bitter. Ich bin heute 
Abend bei der Freiwilligen Feu-

erwehr, letzte Woche war ich bei 
den Theaterfreunden und den 
Museumsfreunden. Die Lands-
huter Zeitung titelte schon: ‚Auf 
Entschuldigungstour‘. Wir wa-
ren auf einem guten Weg, aber 
äußere Faktoren bremsen uns 
aus. Andere Kommunen hat-
ten schon Haushaltssperren; wir 
konnten das mit Rücklagen ab-
federn. Doch 2025 lösen wir fast 
alles auf – und von 80 Millionen 
Euro Investitionen dieses Jahr 
stürzen wir auf 10 bis 11 Millio-
nen in den Folgejahren.

GZ: Woher kommt dieser Ein-
bruch? 

ses Geld fehlt an allen Ecken und 
Enden, zum Beispiel für Schulen 
oder Straßen. Früher betrug der 
Zuschussbedarf des Klinikums 

Europäische Verteidigung stärken: 

EU-Kommission veröffentlicht 
erstes Weißbuch

Die Europäische Kommission hat ihr erstes Weißbuch zur Zu-
kunft der europäischen Verteidigung vorgestellt. Es definiert 
zentrale Ziele und Pläne der europäischen Rüstungspolitik, die 
bislang den Mitgliedstaaten überlassen war. Angesichts geo-
politischer Unsicherheiten setzt die Kommission nun auf eine 
stärkere europäische Koordination, um Synergieeffekte zu nut-
zen und die EU besser auf Krisen vorzubereiten.

Prof. Dr. Angelika Niebler (CSU), Vorsitzende der CSU-Europa-
gruppe, betont: „Die aktuelle Weltlage erfordert eine grundle-
gende und ganzheitliche Weiterentwicklung der Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik. Das Weißbuch ist eine wichtige Grundlage. 
Der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine zeigt, dass wir un-
sere Verteidigungsfähigkeiten unverzüglich ausbauen müssen, 
insbesondere da die Verlässlichkeit der USA als Partner fraglich 
ist. Eine engere Zusammenarbeit bei Rüstungsprojekten, der 
Schließung von Fähigkeitslücken und der Beschaffung von Ver-
teidigungssystemen stärkt Europas Sicherheit nachhaltig.“

Der von Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen vorge-
schlagene European Military Sales Mechanism soll den gemein-
samen Einkauf von Verteidigungsgütern strategischer gestalten. 
Dies verbessert die Abwehr hybrider Bedrohungen, Cyberan-
griffe und militärischer Aggressionen. Bayern mit seinen innova-
tiven Unternehmen kann dabei einen wichtigen Beitrag leisten.

Europa muss für seine Sicherheit selbst Verantwortung über-
nehmen. Das Weißbuch setzt hierfür richtige Impulse, doch nun 
sind die Mitgliedstaaten gefordert, konkrete Maßnahmen zu er-
greifen. Nur eine starke europäische Verteidigungsunion sichert 
langfristig Frieden und Stabilität.  r

Landshuts Oberbürgermeister Alexander Putz im Gespräch mit 
GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel. Bild: Stadt Landshut

Putz: Landshut wächst seit 
2010 prozentual am stärksten in 
Deutschland – das löst Investiti-
onsbedarf aus: drei neue Schu-
len, zusätzliche Kindergärten, 
das Eisstadion musste dringend 
saniert werden, Kulturförderung. 
Doch wir haben hohe Schulden, 
stagnierende Steuereinnahmen 
und explodierende Kosten, be-
dingt z.B. durch Tarifabschlüs-
se und steigende Baupreise. Der 
größte Brocken: die Unterfinan-
zierung der Krankenhäuser.

GZ: Wie belastet das Klini-
kum die Stadt? 

Putz: Es ist ein Skandal, dass 
Kommunen einen Rettungs-
schirm für die Krankenhausver-
sorgung bilden müssen. Von 
2017 bis 2028, also bis zum Ende 
des Finanzplanungszeitraums, 
werden wir insgesamt mindes-
tens 136 Millionen Euro aufwen-
den müssen – der Großteil dieser 
Summe ist bereits geflossen. Die-

rund 3,5 Millionen jährlich, jetzt 
20 Millionen. Die Betriebskosten 
steigen rasant – Löhne, Energie, 
Technik –, aber die Vergütungen 
hinken hinterher. Corona und In-
flation haben das verschärft. Der 
Bund versprach einen Inflations-
ausgleich, lieferte aber nichts. 
Ohne Hilfe sterben Kliniken.

GZ: Warum greift die Bundes-
politik nicht ein? 

Putz: Die Fallpauschalen de-
cken die Kosten nicht. Wären sie 
inflationsgebunden, wäre es bes-
ser, aber das erhöht die Kranken-
kassenbeiträge zusätzlich – ein 
Teufelskreis. Lauterbachs Reform 
ab 2027 bringt keine Lösung, 
sondern Chaos. Es fehlt an einem 
verbindlichen Plan. Kliniken kön-
nen nicht konsolidieren. Und wir 
Kommunen puffern das ab.

GZ: Wie sieht die Zukunft aus, 
wenn sich nichts ändert? 

Putz: Ohne Wirtschaftswachs-
tum wird es düster. Wir hoffen 

auf zwei Dinge: Steigende Steu-
ereinnahmen durch eine stär-
kere Wirtschaft und einen rück-
wirkenden Rettungsschirm für 
Kliniken. Die 100 Milliarden für 
Länder und Kommunen? Wir 
brauchen unseren Teil davon, 
aber das allein reicht nicht aus.

GZ: Was muss sich grundle-
gend ändern? 

Putz: Wir fordern eine Auf-
gabenkritik: Was müssen Kom-
munen wirklich stemmen? Da-
zu weniger Förderbürokratie, 
mehr Vertrauen in uns vor Ort, 
eine bessere Finanzausstattung. 
Digitalisierung sollte das Land 
zentral regeln, statt jedes Rat-
haus mit dieser Aufgabe allein 

zu lassen. Und: Das Wirtschafts-
wachstum muss zumindest stark 
genug sein, um die Inflation aus-
zugleichen – langfristig kolla-
biert sonst das System. 

GZ: Ihr Appell an die Bürger? 
Putz: Wir tun, was wir können 

– etwa mit der Klinikfusion 2026 
von Stadt und Landkreis Lands-
hut. Aber wir brauchen Bund 
und Land. Die Kommunen sind 
die Herzkammer der Demokra-
tie. Wir tragen gerne viele Auf-
gaben, aber wenn unsere Arme 
brechen, kracht alles auf den Bo-
den – und etwas wird kaputtge-
hen, zum Schaden der Gesell-
schaft. Ich hoffe, Bund und Land 
hören den Hilferuf.“  CH

„Heimatdialog.Bayern“ in Regensburg: 

Erfolgreicher Bürgerdialog  
für ein starkes Bayern

Bayerns Bürgerinnen und Bürger bringen sich aktiv ein. „Unsere 
Heimat liegt den Menschen am Herzen. Sie engagieren sich für ei-
ne starke Gemeinschaft“, betonte Finanz- und Heimatminister Al-
bert Füracker beim letzten Bürgerdialog in Regensburg.

Die vier Bürgerdialoge in 
Memmingen, Bamberg, Lands-
hut und Regensburg ermöglich-
ten einen intensiven Austausch 
über wichtige Zukunftsthemen: 
gesellschaftlicher Zusammen-
halt, Generationenverhältnis 
und die Auswirkungen des de-
mografischen Wandels. Auch 
die Kommunikation zwischen 
Bürgern, Politik und Verwaltung 
spielte eine zentrale Rolle.

Online-Dialog bis 14. April

„Über 350 Menschen nahmen 
vor Ort teil, rund 1.800 betei-
ligten sich an der Online-Befra-
gung. Mehr als 1.000 Vorschläge 
wurden bereits eingebracht!“, 
so Finanzstaatssekretär Mar-
tin Schöffel. Diese Ideen fließen 
nun in die Heimatpolitik ein.

Bürgerinnen und Bürger kön-
nen sich weiter beteiligen: Der 
Online-Dialog läuft noch bis zum 
14. April 2025. Alle Interessier-
ten sind eingeladen, ihre Ideen 
und Perspektiven unter https://
mitmachen.heimatdialog.bay-
ern einzubringen.

Bayerns Zukunft  
gemeinsam gestalten

„Unsere Bürgerdialoge schaf-
fen den Rahmen, um mit den 
Menschen über Chancen und 
Herausforderungen zu spre-
chen“, so Füracker. Das Bayeri-
sche Staatsministerium der Fi-
nanzen und für Heimat hatte den 
Dialog im August 2024 gestartet. 
Die gesammelten Beiträge wer-
den ausgewertet und in die Hei-
matpolitik Bayerns integriert. r�

http://www.die-wiege.info
https://mitmachen.heimatdialog.bayern
https://mitmachen.heimatdialog.bayern
https://mitmachen.heimatdialog.bayern
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den“, unterstrich der Präsident 
des Bayerischen Landkreistags, 
Landrat Thomas Karmasin, Fürs-
tenfeldbruck. Die kommunale 
Ebene stehe vor existenziellen 
Herausforderungen, die kurz-
fristig nur durch frisches Geld 
beantwortet werden könnten. 
Das betreffe zum einen die not-
wenigen kommunalen Investiti-
onen beispielsweise in die Ge-
sundheitsversorgung in ländli-
chen Gebieten. Die auch für die 
Kommunen vorgesehenen 100 
Mrd. Euro seien hierfür von ent-
scheidender Bedeutung. Zusätz-
lich müssten notwendige Struk-
turreformen in der Aufgaben- 
und Finanzverteilung zwischen 
Bund, Ländern und Kommunen 
sowie der Abbau von Aufgaben 
und Standards dringend ange-
gangen werden. Der Grundsatz 
„Wer anschafft, der zahlt“ müs-
se wieder mit Leben gefüllt wer-
den, so Karmasin.

Dringender Reformbedarf

Städtetagspräsident Markus 
Pannermayr warnte davor, in der 
aktuellen Debatte über Investiti-
onsprogramme den Reformbe-
darf aus dem Blick zu verlieren: 
„Die Bereitstellung von Sonder-
vermögen darf nicht dazu füh-
ren, dass dringend notwendige 
Reformen vernachlässigt oder 
gar aufgegeben werden . De-
regulierung und Bürokratieab-
bau müssen konsequent fort-
geführt werden. Es braucht ei-
ne grundlegende Aufgabenkri-
tik. Wir müssen über Standards 
sprechen und die Prozesse deut-
lich einfacher gestalten.“

„Die Finanzsituation der Kom-
munen ist dramatisch. Wir sind 
an der Grenze unserer Belast-
barkeit. Gleichzeitig sind vie-
lerorts Investitionen notwen-
diger denn je, um zukunftsfähi-
ge Strukturen zu schaffen oder 
zu erhalten. Das Sondervermö-
gen gibt uns Kommunen diese 
dringend benötigte Handlungs-
fähigkeit“, stellte Franz Löffler, 
Präsident des Bayerischen Bezir-
ketags, fest. Er erhofft sich von 
dem Sondervermögen zudem, 
dass die Investitionen die Wirt-
schaft ankurbeln und so mittel- 
und langfristig die Steuerein-
nahmen steigen. Das Sonderver-
mögen sei daher wichtig, jedoch 
nur die eine Hälfte einer langfris-
tigen Lösung. Zusätzlich brauche 
es strukturelle Reformen, sprich 
„eine umfassende Aufgabenkri-
tik und Überprüfung der beste-
henden Standards. Wir wollen 
einen Sozialstaat, auf den sich 
die Menschen verlassen können. 
Die nächste Bundesregierung 
muss dafür mit mutigen Refor-
men die Weichen stellen.“

In einem offenen Brief hat der 
Bayerische Gemeindetag die 
Verhandlungspartner der kom-
menden Regierungskoalition 
dazu aufgerufen, zügig zu Kom-
promissen zu finden. „Kommen 

Sie zu pragmatischen Lösungen 
für die Herausforderungen in 
unseren Kommunen. Beenden 
Sie ideologische Grabenkämpfe 
und handeln Sie nach den Maß-
stäben einer Verantwortungs-
ethik für die Menschen in un-
serem Land“, fordern Präsident 
Dr. Uwe Brandl und Geschäfts-
führendes Präsidialmitglied 
Hans-Peter Mayer. Die Kommu-
nen schafften vor Ort Vertrau-
en, wenn die Bundespolitik in 
der Lage sei, Lösungen für die 
wichtigen Fragen und Heraus-
forderungen zu finden – prag-
matisch, kompromissbereit und 
aus der demokratischen Mitte 
heraus.

Vertrauen auf die kommunale 
Selbstverwaltung

Die Verhandlungspartner wer- 
den dazu aufgerufen, „aufzu-
greifen, was aus kommunaler 
Sicht geboten ist“:
1. Die kommunalen Finanzen 
müssen gestärkt und stabilisiert 
werden. Aufgabenübertragun-
gen und Standardanpassungen 
ohne eine vollständige Gegen-
finanzierung dürfen nicht mehr 
vorkommen. Die Gewerbesteu-
er als unverzichtbare Finanzie-
rungsquelle für unsere Kom-
munen darf nicht in Frage ge-
stellt werden. Das Gesamtsys-
tem der Kommunalfinanzierung 
muss zukunftsfähig und robust 
aufgestellt und garantiert wer-
den. Förderprogramme, die sich 
an die Städte, Märkte und Ge-
meinden richten, sind zu ver-
einfachen, zu pauschalieren 
und Berichtspflichten sind auf 
das Notwendige zurückzufüh-
ren. Im gesamtstaatlichen Inte-
resse ist ein kommunales Inves-
titionsprogramm aufzulegen . 
Damit wieder eine spürbare In-
vestitionskraft für die Kommu-
nen gegeben ist, müssen über 
die Pflichtausgaben hinaus auch 
ausreichende Finanzmittel (freie 
Spanne) zur Verfügung stehen.
2. Es ist an der Zeit, ein Morato-
rium für weitere Rechtsansprü-
che im Sozial-, Bildungs- und 
Kinderbetreuungsbereich zu 
schaffen. Bestehende Rechts-
ansprüche und Leistungsgeset-
ze sind dauerhaft gegenzufi-
nanzieren und einem Realitäts-
check zu unterziehen. Staatliche 
Leistungsversprechen müssen 
auf den Prüfstand und dort re-
vidiert werden, wo sie nicht ge-
währleistet werden können. Oh-
ne Denkverbote! Die Leistung 
des Einzelnen muss sich wieder 
lohnen. Bürgergeld und Unter-
stützungsleistungen für Asylsu-
chende oder Kriegsflüchtlinge 
sind an europäische Standards 
anzugleichen. Ein verpflichten-
des Gesellschaftsjahr würde die 
Resilienz und den Gemeinsinn 
unserer Gesellschaft stärken.
3. Die Aufnahme- und Integra-
tionskraft unserer Kommunen 
ist erschöpft. Die Zuzugszahlen 
im Asylbereich sind deutlich und 

nachhaltig zu begrenzen. Wir 
brauchen eine von Bund und 
Land verantwortete und durch-
finanzierte Integrationsoffensi-
ve. Der Wunsch nach Ordnung 
und Begrenzung in der Migra-
tionspolitik sowie nach Sicher-
heit ist ernst zu nehmen. Es be-
darf einer zeitnahen Reform des 
europäischen Asylrechts, aber 
mehr noch eines offenen Dialogs 
mit der kommunalen Ebene .
4. Glasfaser- und eine leistungs-
starke Mobilfunkversorgung 
sind insbesondere für den Länd-
lichen Raum von elementarer 
Bedeutung und flächendeckend 
auszubauen. Effizienzpotenziale 
der Digitalisierung müssen kon-
sequent genutzt werden. Wir 
brauchen klare digitale Vorga-
ben und einheitliche Lösungen 
sowie eine vollständige Finan-
zierung durch Bund und Län-
der. Verwaltungsprozesse sind 
durchgängig digital zu ermögli-
chen. Die Chancen von Cloud-
technologie und Künstlicher In-
telligenz sind zu nutzen. Die Re-
silienz unserer Behörden sowie 
unserer kritischen Infrastruktur 
gegen Cyberattacken ist zu ver-
bessern. Der Datenschutz darf 
nicht zum Hemmschuh notwen-
diger Entwicklungen werden.
5. Wir brauchen ein gemein-
wohlorientiertes Bodenrecht 
sowie Strategien und Instru-
mente für Baulandmobilisie-
rung. Der Rechtsrahmen ist so 
zu setzen, dass kommunale Zu-
griffsmöglichkeiten am Grund-
stücksmarkt verbessert wer-
den. Planungsverfahren für die 
Schaffung von Wohnraum müs-
sen vereinfacht werden. Kon-
zeptvergaben und Einheimi-
schenmodelle müssen handhab-
bar werden, denn Deutschland 
hat die niedrigste Wohneigen-
tumsquote in der Europäischen 
Union. Die Planungs-, Geste-
hungs- und Baunebenkosten 
sind in den vergangenen Jahren 
explodiert. Wir benötigen da-
her Lösungen zu Standards und 
Kosten am Bau. Wo Fachrecht 
der Schaffung und Sicherung 
von bezahlbarem Wohnraum im 
Wege steht, gehört es auf den 
Prüfstand. Das Vergaberecht 
ist zu vereinfachen und praxis-
gerecht auszugestalten. Verga-
befremde Kriterien sind auszu-
schließen, kommunale Hand-
lungsspielräume zu stärken.

Der Brief endet mit dem un-
missverständlichen Appell: „Ha-
ben Sie Vertrauen in die kom-
munale Selbstverwaltung. Dort, 
wo die Politik die Menschen vor 
Ort in die Lage versetzt, über ih-
re Geschicke und ihre Zukunft zu 
entscheiden und diese zu gestal-
ten, dort gedeiht unsere Demo-
kratie und unsere Gesellschaft. 
Die Kommunen – die Basis unse-
rer Demokratie – sind bereit ih-
ren Beitrag zu leisten und Ver-
antwortung zu übernehmen. 
Wir stehen für Gespräche und 
praktische Lösungsvorschläge 
immer zur Verfügung.“  DK

(Fortsetzung von Seite 1)
nere und größere Krankenhäu-
ser sowie spezialisierte Einrich-
tungen. 94 Prozent der klei-
nen Regel- und Grundversor-
ger schreiben Defizite, zudem 
alle größeren Schwerpunktver-
sorger und Maximalversorger, 
einschließlich der Universitäts-
kliniken. Selbst 60 Prozent der 
Fachkliniken, die lange Zeit bes-
ser aufgestellt waren, kämp-
fen zunehmend mit finanziellen 
Schwierigkeiten.

„Die Kliniken können nicht 
dauerhaft durch eine Unterfi-
nanzierung bei jeder einzelnen 
Behandlung sparen“, bekräftigte 
Engehausen. Vielmehr müsse ei-
ne strukturierte Patientensteu-
erung etabliert werden, die die 
Fallzahlen senkt, ohne dabei die 
Qualität der medizinischen Ver-
sorgung zu gefährden. Erfolgten 
keine finanziellen Anpassungen, 
seien vor allem die Grund- und 
Regelversorgung, die Bereiche 
Allgemeine Innere Medizin, Chi-
rurgie, Notfallversorgung, Kin-
der- und Jugendmedizin sowie 
die Geburtshilfe gefährdet.

Kliniken brauchen 
Planungssicherheit

Ein weiteres drängendes The-
ma sind die bürokratischen Re-
gelungen des Krankenhausver-
sorgungsverbesserungsgesetzes 
(KHVVG). Besonders problema-
tisch sei der Umstand, dass Kli-
niken Leistungsgruppen bean-
tragen müssten, obwohl noch 
wichtige Rahmenbedingungen 
wie Mindestvorhaltezahlen oder 
das Portfolio für sektorenüber-
greifende Versorgungsreinrich-
tungen fehlten, machte Enge-
hausen deutlich. Aus seiner Sicht 
benötigen die Kliniken mehr Pla-
nungssicherheit, um ihre Anpas-
sungsprozesse zielgerichtet und 
effizient zu gestalten.

In Richtung Berlin plädiert 
die Bayerische Krankenhaus-
gesellschaft für eine umfassen-
de, aber vor allem praktisch 
umsetzbare Krankenhausre-
form. Die derzeitige Reform sei 
nach Meinung vieler Kranken-
hausverantwortlicher noch mit 
„handwerklichen Fehlern“ be-
haftet, die dringend korrigiert 
werden müssen, um eine flä-
chendeckende und qualitativ 
hochwertige Gesundheitsver-
sorgung zu sichern. Besonders 
in ländlichen Regionen Bayerns, 
wo die Versorgungsengpässe 
bereits spürbar sind, sei eine ge-
zielte Reform von höchster Be-
deutung .

Doch ist nicht nur der Bund 
gefordert. Auch die Bayerische 
Staatsregierung müsse die Ge-
staltungsmöglichkeiten nutzen 

und für notwendige Anpassun-
gen auf Bundesebene sorgen . 
Der Reformprozess dürfe nicht 
länger von Unsicherheit geprägt 
sein – die Kliniken benötigten 
klare und verlässliche Rahmen-
bedingungen. Aktuell schätzen 
57 Prozent der Krankenhäuser 
die wirtschaftliche Lage in den 
kommenden zwei bis drei Jah-
ren als schlechter ein, nur et-
wa zwölf Prozent erwarten eine 
Verbesserung.

Trotz der bestehenden Unge-
wissheiten machen die bayeri-
schen Kliniken bereits konkre-
te Schritte in Richtung Zukunft. 
Mehr als drei Viertel der Klini-
ken prüfen laut Umfrage aktu-
ell eine Anpassung ihrer Medi-
zinstrategie, und 70 Prozent in-
tensivieren ihre Kooperationen 
mit anderen Krankenhäusern, 
um die Versorgung effizienter zu 
gestalten. Zudem denkt ein Drit-
tel der Kliniken über bauliche 
Veränderungen nach. Die Not-
wendigkeit zur Anpassung be-
trifft auch die Mitarbeiter: Mehr 
als 37 Prozent der Kliniken er-
warten, dass durch die Reform 
auch größere räumliche Anpas-
sungen im Personalbereich er-
forderlich sein werden.

Mehr Effizienz durch KI

Chancen sehen die bayerischen 
Krankenhäuser vor allem im Ein-
satz von Künstlicher Intelligenz 
und der Weiterentwicklung der Di-
gitalisierung: Sie böten Potenzia- 
le, um die stationäre Versorgung 
effizienter und zukunftsfähig zu 
gestalten. „Die Chancen durch 
KI-Einsatz im Krankenhaus stehen 
jetzt ganz oben auf der Innovati-
onsagenda“, erklärte Engehau-
sen. Die elektronische Patienten-
akte, Telemedizin und die Weiter-
entwicklung interprofessioneller 
Teams seien weitere Innovations-
felder, die das Potenzial haben, 
die Qualität und Effizienz der Ver-
sorgung weiter zu steigern.

„Die großen Defizite, von de-
nen die BKG berichtet, haben in 
erster Linie mit den Betriebskos-
ten zu tun. Damit tritt das ein, 
wovor wir seit Langem warnen: 
Ein kalter Strukturwandel könn-
te die Krankenhauslandschaft 
massiv umgestalten, bevor die 
Reform überhaupt Wirkung 
entfalten kann“, kommentier-
te Bayerns Gesundheitsminis-
terin Judith Gerlach gegenüber 
der Deutschen Presse-Agen-
tur die Ergebnisse des Kranken-
haustrends 2025. Die Länder 
bräuchten deshalb die Möglich-
keit, Ausnahmen von den star-
ren Leistungsgruppen-Voraus-
setzungen zuzulassen, um auf 
den Einzelfall reagieren zu kön-
nen .  DK

(Fortsetzung von Seite 1)
leidigung, üble Nachrede/Ver-
leumdung, Bedrohung/Nötigung 
oder Diskriminierung erlebt.

Dabei haben 22 Prozent den 
Vorfall ignoriert, 19 Prozent Un-
terstützung bei Parteifreunden/
Kollegen gesucht, 18 Prozent 
Unterstützung bei Familie und 
Freunden gesucht, 15 Prozent 
den Dialog mit dem/der Tatver-
dächtigen gesucht, 10 Prozent 
den Vorfall zur Anzeige gebracht, 
7 Prozent anderweitig gemeldet, 
7 Prozent die Vorfälle erfasst, 
gesammelt und an Polizei bzw. 
Justiz weitergegeben und nur 2 
Prozent Unterstützung bei einer 
Beratungsstelle gesucht.

Die Betroffenen fühlten sich 
Bitschnau zufolge in Bezug auf 
den zuletzt erlebten Vorfall eher 
persönlich betroffen/verletzt 
sowie eher weniger von Sicher-
heitsbehörden/Justiz geschützt. 
84 Prozent berichten von psy-
chischen und/oder physischen 
Folgen. In 79 Prozent der Fälle 
waren die Tatverdächtigen des 
letzten Vorfalls den Betroffenen 
bekannt. 52 Prozent der Tatver-
dächtigen sind wiederholt auf-
gefallen. In 78 Prozent der Fälle 
handelte es sich um männliche 
Tatverdächtige, meist zwischen 
40 und 59 Jahre alt und in der je-
weiligen Kommune ansässig.

Insgesamt halten 75 Pro-
zent der Befragten die Umset-
zung weiterer Maßnahmen zum 
Schutz von kommunalpoliti-
schen Amts- und Mandatsper-
sonen für erforderlich.

Bayern ist Vorreiter  
beim Bürokratieabbau

Themenwechsel. „Der Freistaat 
Bayern ist Vorreiter beim Aufga-
ben-, Standard- und Bürokratie-
abbau“, unterstrich Staatskanzlei-
chef Florian Herrmann bei seinem 
Impulsvortrag zum Thema „Büro-
kratieabbau und Deregulierung 
in den Kommunen“. Übermäßige 
Regulierungen und Verwaltungs-
aufwand schränkten den Hand-
lungsspielraum von Unterneh-
men und Kommunen erheblich 
ein. Es sei dringend erforderlich, 
bestehende Programme zu opti-
mieren, anstatt neue Förderins- 
trumente zu schaffen, die nur zu-
sätzliche Bürokratie verursachen.

Herrmann stellte klar, dass die 
Entbürokratisierung Chefsache 
in der Bayerischen Staatskanz-
lei und den Ministerien sei und 
man gemeinsam mit dem Baye-
rischen Landtag sowie den kom-
munalen Verbänden weiter und 
verstärkt daran arbeiten werde. 
Mit den Bayerischen Moderni-
sierungsgesetzen und dem kon-
sequenten Abbau von Verwal-
tungsvorschriften, Rechtsver-
ordnungen und Gesetzen habe 
die Bayerische Staatsregierung 
bereits gezeigt, „dass sie Ent-
bürokratisierung kann“. So wur-
de etwa die Anzahl der Verwal-
tungsvorschriften bis Ende 2024 
um 15 Prozent reduziert und ein 
Moratorium für neue Verwal-
tungsvorschriften erlassen.

„Der Aufgaben-, Standard- 
und Bürokratieabbau ist zu ei-
nem wesentlichen Faktor für die 
Sicherung der bayerischen Kom-
munalfinanzen geworden“, er-
klärte KPV-Landesvorsitzender 
Stefan Rößle. Dass auf diesem 
Gebiet noch mehr möglich ist, 
daran ließen sowohl Herrmann 
als auch die KPV-Mitglieder kei-
nen Zweifel. Die Entbürokrati-
sierung sei eine zentrale Dauer-
aufgabe für alle politischen Ebe-
nen und es gebe immer noch 
zahlreiche bürokratische Hür-
den, die ein Hemmschuh für die 
Effektivität der kommunalen 
Verwaltungen seien.

Die bayerischen Entbürokrati-
sierungsinitiativen müssten zur 
Folge haben, dass die bayerischen 
Kommunen in Zukunft handlungs-
fähiger und effektiver werden, 
um sich mehr auf ihre zentralen 
Kernaufgaben vor Ort konzentrie-

ren zu können, hieß es. Die Ent-
bürokratisierung dürfe nicht nur 
beim Bürger ankommen, sondern 
müsse auch die Landratsämter 
und Rathäuser entlasten.

Mit Blick auf die kommunale Fi-
nanzlage wurde darauf hingewie-
sen, dass steigende Zinsumlagen 
und Bezirksumlagen die Haus-
halte der Kommunen stark be-
lasteten. Vor allem die steigen-
den Sozialausgaben stellten eine 
Herausforderung dar, weshalb es 
dringend erforderlich sei, Einspa-
rungen vorzunehmen. Kritisch 
wurde das Bundesteilhabegesetz 
gesehen, das hohe Kosten verur-
sache und die kommunalen Bud-
gets erheblich beanspruche.

Was die Infrastruktur und de-
ren Finanzierung anbelangt, 
brachte Bürgermeister Josef 
Bauer (Parsberg) eine allgemei-

ne Maut ins Gespräch, um zu-
sätzliche Einnahmen für den 
Straßenbau zu generieren. In 
diesem Zusammenhang wurde 
darauf hingewiesen, dass Inves-
titionen in den Erhalt und Aus-
bau der Verkehrsinfrastruktur 
unverzichtbar seien.

In der Debatte um die kom-
munale Krankenhausfinanzie-
rung wurde die Aussetzung der 
Krankenhausumlage für zehn 
Jahre als notwendige Maßnah-
me zur finanziellen Entlastung 
der Landkreise begrüßt. Die an-
haltenden Defizite vieler kom-
munaler Kliniken machten ei-
ne grundlegende Reform des 
Krankenhauswesens unum-
gänglich.

Patient Krankenhaus

Bürgermeister Stefan Schel-
le (Oberhaching) verwies auf 
die Bedeutung der kommuna-

len Selbstverwaltung und forder-
te wieder mehr Gestaltungsspiel-
raum für Städte und Gemeinden. 
Gleichzeitig wurde über die ho-
hen Kosten des Wohnungsbaus 
diskutiert. Vorgeschlagen wur-
den eine Reduzierung der Bau-
vorschriften und Normen sowie 
eine Senkung der Mehrwertsteu-
er auf Wohnungsbauprojekte.

Besonders kritisch betrachten 
die Kommunalpolitiker der CSU 
die jährliche Prüfpflicht für Elek-
trogeräte in öffentlichen Gebäu-
den. Diese verursache einen er-
heblichen Verwaltungsaufwand 
und hohe Kosten für Kommu-
nen, ohne nachweislich zur Er-
höhung der Sicherheit beizutra-
gen. Daher wurde die Forderung 
nach einer Abschaffung oder Lo-
ckerung dieser Vorschrift laut.

Ein weiteres wichtiges Thema 
war die Förderung von Frauen in 
der Kommunalpolitik. Der kürz-
lich abgehaltene Frauenkon-

gress wurde als wichtiger Im-
puls gewertet, um mehr Frau-
en für eine Kandidatur bei den 
Kommunalwahlen 2026 zu ge-
winnen. Eine weitere Veranstal-
tung zur gezielten Unterstüt-
zung von Kandidatinnen ist für 
Januar 2026 geplant.

Mit Blick auf das mittlerwei-
le geschnürte milliardenschwere 
Finanzpaket von Union und SPD 
verabschiedete die KPV abschlie-
ßend folgende Kernforderungen:
1. Das Sondervermögen von 
500 Mrd. Euro für Infrastruk-
tur, davon 100 Mrd. Euro für die 
Länder und Kommunen, was vo-
raussichtlich rund 15 Mrd. Euro 
für den Freistaat Bayern bedeu-
tet, soll schnell und zielgerichtet 
bei den bayerischen Kommunen 
ankommen. Neue bürokratische 
Förderprogramme sollen hier-
für möglichst vermieden wer-
den. Vielmehr sollen die Förder-
sätze bei bestehenden Program-
men insbesondere im Bereich 
Hochbau, Tiefbau und ÖPNV 
deutlich erhöht werden.
2. Es wird eine Aussetzung der 
Krankenhausumlage (kommu-
naler Anteil für Krankenhausin-
vestitionen) für zehn Jahre ge-

fordert. Mit einer alleinigen Fi-
nanzierung der Krankenhausin-
vestitionen durch den Freistaat 
Bayern können die kommuna-
len Krankenhausträger, die in 
aller Regel jährlich hohe Defizi-
te ausgleichen müssen, spürbar 
entlastet werden. Zudem kön-
nen damit dringend notwendi-
ge Modernisierungen und Um-
strukturierungen auf dem Weg 
gebracht werden.
3. Die Neuverschuldung des 
Bundes muss im Sinne der Ge-
nerationengerechtigkeit in ei-
nem überschaubaren Zeitraum 
auch wieder abgebaut werden. 
Hierzu schlagen wir einen Ent-
schuldungsplan vor, der unbe-
dingt eingehalten werden muss. 
Mit den Investitionen einherge-
hen müssen dringend notwen-
dige Sparmaßnahmen. Der Auf-
gaben-, Standard- und Bürokra-
tieabbau muss auf Bundes- und 
Landesebene konsequent wei-
terbetrieben werden, um die fi-
nanzielle Leistungsfähigkeit unse-
rer bayerischen Kommunen auch 
für die Zukunft zu sichern. Dabei 
müssen die Chancen der Digita-
lisierung noch stärker genutzt 
werden .  DK

Extremismusbekämpfung ...

Kommunen entlasten ...

BKG warnt vor ...
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Bayern treibt digitalen 
Netzausbau weiter voran

vbw und Staatsregierung fordern mehr Tempo und Unterstützung vom Bund

Der Ausbau der digitalen Infrastruktur in Bayern kommt gut  
voran – doch es braucht noch mehr Tempo. Das betonten der 
Hauptgeschäftsführer des Verbands der Bayerischen Wirtschaft 
(vbw), Bertram Brossardt, und Bayerns Finanzminister Albert 
Füracker bei einer gemeinsamen Pressekonferenz zur digitalen 
Versorgung im Freistaat. Eine aktuelle Studie zeigt: Bayern liegt 
beim Ausbau über dem Bundesdurchschnitt. Dennoch bleiben 
Herausforderungen, insbesondere im ländlichen Raum und beim 
Mobilfunk.

Ausbaufortschritte  
und Herausforderungen

„Die Förderprogramme wir-
ken“, so Brossardt. Der Breit-

bandausbau mache deutliche  
Fortschritte, insbesondere in 
ländlichen Regionen. Schon jetzt 
verfügen 29 Prozent der baye-
rischen Unternehmen über ei-

ne Bandbreite von mehr als 500 
Megabit pro Sekunde. Doch an-
gesichts wachsender Anforde-
rungen durch Cloud-Dienste 
und Künstliche Intelligenz rei-
che das nicht aus: „Wir müssen 
das Ausbautempo weiter stei-
gern.“

In der Unternehmensbefra-
gung zeigten sich 68 Prozent der 
Firmen mit dem Festnetz zufrie-
den – beim mobilen Internet 
hingegen sind es nur 50 Prozent. 
„Gerade bei Mobilfunk gibt es 
noch zu viele weiße und graue 

V.l.: Katja Schlendorf-Elsäßer, Geschäftsführerin ibw, Bertram 
Brossardt, vbw-Hauptgeschäftsführer, und Finanzminister Albert 
Füracker. r

Flecken“, betonte Brossardt. Be-
sonders im Kontext mobiler Ar-
beitsformen und 5G-Anwen-
dungen stelle das ein echtes 
Hemmnis dar.

Zentrale vbw-Forderungen

Der vbw nennt drei zentrale 
Maßnahmen, um die Digitalisie-
rung in Bayern weiter voranzu-
bringen:
1. Mehr Tempo durch gesetzli-
che Rahmenbedingungen: Der 
Bund müsse endlich ein Be-
schleunigungsgesetz verabschie- 
den, um langwierige Verfahren 
zu verkürzen.
2. Sachgerechte Förderung: Die 
Gigabit-Förderung müsse aus-
gebaut und an die geografi-
schen Besonderheiten Bayerns 
angepasst werden. Der Freistaat 
erhalte bislang nur rund 5,5 Pro-
zent der Bundesmittel – zu we-
nig angesichts der Fläche.
3. Mehr gesellschaftliche Wert-
schätzung für den Netzausbau: 
Ein leistungsfähiges Netz sei 
nicht nur technologische Grund-
lage, sondern auch Wirtschafts-
faktor und Jobmotor.

Bayern als „Nothelfer“

Finanzminister Albert Füra-
cker erinnerte daran, dass der 
Freistaat formal nicht für den 
Netzausbau zuständig sei – die-
ser liege beim Bund und den Te-
lekommunikationsunterneh-
men. Dennoch habe Bayern in 
den letzten zwölf Jahren massiv 
in die Infrastruktur investiert. 
„Vor zwölf Jahren hatten nur 
zehn Prozent der Anwesen in 
Bayern eine Internetverbindung 
mit über 10 Megabit“, so Für- 
acker. Inzwischen seien es bei 
93 Prozent der Anwesen min-
destens 100 Mbit, bei 70 Pro-
zent sogar Gigabit. Bis zum Ab-

schluss laufender Ausbaupro-
jekte werde dieser Wert auf 81 
Prozent steigen.

„Wir sind der Nothelfer, weil es 
sonst nicht schnell genug geht“, 
sagte Füracker. Insgesamt ha-
be der Freistaat knapp drei Mil-
liarden Euro investiert. 230.000 
Adressen seien durch Förder-
mittel erschlossen worden. Über 
200 Kommunen erhielten das 
bayerische Gigabitsiegel.

Kritik an der Bundespolitik

Kritik übte Füracker an der 
Bundesregierung: Die Bundes-
förderung sei nicht ausreichend 
und zuletzt sogar gekürzt wor-
den. „Die neue Bundesregie-
rung muss ihrer Verantwortung 
gerecht werden. Länder und 
Kommunen dürfen beim Netz- 
ausbau nicht weiter belastet 
werden.“

Gleichzeitig erinnerte der Fi-
nanzminister daran, dass Te-
lekommunikation ein privater 

Markt sei. Es gebe keinen An-
schlusszwang wie bei Strom 
oder Wasser – und das führe da-
zu, dass selbst in erschlossenen 
Gebieten oft nur geringe Bu-
chungsquoten erzielt würden. 
„Manchmal buchen nur sechs 
Prozent der Unternehmen die 
Glasfaseranschlüsse, obwohl sie 
verfügbar sind.“

Digitalisierung 
bleibt Zukunftsaufgabe

Brossardt und Füracker wa-
ren sich einig: Der digitale Aus-
bau ist zentral für Bayerns Wett-
bewerbsfähigkeit. Der Freistaat 
will Technologie bereitstellen – 
doch auch die Nutzerinnen und 
Nutzer seien gefragt. Das Ange-
bot müsste auch dann gebucht 
werden „Digitalisierung ist kein 
Selbstzweck“, so Brossardt. „Sie 
ist die Grundlage für wirtschaft-
lichen Erfolg und moderne Le-
bensverhältnisse – in Stadt und 
Land.“ Text und Bild: MH

Der Freistaat tritt 
bundesweiter Plattform bei

Staatsminister Dr. Mehring: „Deutschlands Verwaltung braucht bundesweit gleiche Standards“

Der Freistaat Bayern tritt der bundesweiten Plattform zum Pro-
zessmanagement in der Verwaltung bei. Hierzu hat Staatsminis-
ter Dr. Fabian Mehring in München die „Verwaltungsvereinbarung 
über die gemeinsame Zusammenarbeit bei der Nutzung und Wei-
terentwicklung einer gemeinsamen Prozessmanagement-Platt-
form (VV Kooperatives Prozessmanagement)“ unterzeichnet. Im 
Zuge dessen betonte Digitalminister Dr. Fabian Mehring die Be-
deutung moderner Verwaltungsprozesse für ein leistungsfähiges 
und bürgernahes Bayern. Insbesondere ist dem Minister daran 
gelegen, die digitalen Standards der Verwaltung zu harmonisie-
ren und in ganz Deutschland zu vereinheitlichen.

„Eine moderne, digitale Ver-
waltung ist längst zum wesent-
lichen Standortfaktor unserer 
Zeit geworden. Gerade im Fö-
deralismus braucht es dafür ein-
heitliche Standards auf allen 
Ebenen – vom Bund über die 
Länder bis zu den Kommunen. 
Mit Bayerns Beitritt zur Prozess-
management-Plattform setze ich 
deshalb ein bewusstes Zeichen 
für eine engere Zusammenar-
beit zwischen dem Bund und sei-
nen Ländern im Bereich der Digi-
talisierung. Dies verbinde ich mit 
der Hoffnung darauf, in der neu-
en Bundesregierung einen ver-
lässlichen Partner für die digitale 
Transformation von Staat, Wirt-
schaft und Gesellschaft zu fin-
den“, so Mehring.

Föderale Zusammenarbeit für 
eine effiziente Verwaltung

Dem „Verbund Kooperatives 
Prozessmanagement“, gegründet 
vom Bund sowie den Bundeslän-
dern Mecklenburg-Vorpommern 
und Berlin, tritt Bayern als erstes 
weiteres Bundesland bei und nutzt 
damit die Gelegenheit, die födera-
le Zusammenarbeit von Anbeginn 
mitzugestalten. Ziel der Koopera-
tion ist es, eine einheitliche, stan-
dardisierte Plattform für das Pro-
zessmanagement kontinuierlich 

weiterzuentwickeln und zu nutzen.
Die zentrale Prozessmanage-

ment-Plattform ermöglicht es, Ar-
beitsabläufe systematisch zu do-
kumentieren, zu analysieren und 
zu optimieren, bevor sie digitali-
siert werden. Ziel ist eine langfris-
tig tragfähige und effiziente Ver-
waltung, die durch harmonisier-
te Prozesse, transparente Struktu-
ren und innovative Technologien 
einen Mehrwert für die Verwal-
tung und gleichzeitig auch alle 
Bürgerinnen und Bürger schafft. 
„Digitalisierung ist kein Selbst-
zweck. Sie muss das Leben der 
Menschen verbessern und die 
Chancen der Wirtschaft vergrö-
ßern. Effiziente Verwaltungspro-
zesse bedeuten weniger Bürokra-
tie und Kosten, höhere Geschwin-
digkeit und mehr Bürgerfreund-
lichkeit. All dies ist trotz des 
grassierenden Fachkräftemangels 
möglich, wenn man auf Digitali-
sierung und die Zukunftstechno-
logien setzt“, so Dr. Mehring.

Durch den Beitritt zur Bun-
des-Plattform teilt sich Bayern 
mit den anderen Beteiligten die 
Kosten für den Betrieb und die 
Weiterentwicklung der Platt-
form, welche sich aus Sicht von 
Staatsminister Mehring schnell 
amortisieren werden: „Bayerns 
Beitritt zum Deutschland-Ver-
bund ist sowohl aus wirtschaft-

licher als auch technologischer 
Sicht eine Investition in die Zu-
kunft, die sich ökonomisch viel-
fach auszahlen wird“, betonte 
der Staatsminister.

Zusätzlich ermöglicht die Nut-
zung der Plattform laut Mehring 
die Entwicklung standardisier-
ter Prozessmodelle, die langfris-
tig auch länder- und ressortüber-
greifend als Blaupause für eine 
Vielzahl von Verwaltungsdienst-
leistungen dienen können. „So 
muss nicht jeder das Rad neu er-
finden. Stattdessen kann Bayern 
von guten Lösungen anderer Län-
der profitieren und bayerische 
Entwicklungen können zum bun-
desweiten Exportschlager wer-
den“, betonte Mehring. r

Jetzt auch noch Bot-Betrug bei KVR-Terminen: 

CSU/FW-Fraktion 
fordert Aufklärung

Wieder Wirbel um das Münchner Kreisverwaltungsreferat: 
Termine bei der Behörde wurden offenbar von Betrügern 
blockiert und weiterverkauft. Entsprechende Presseberich-
te werfen aus Sicht der CSU/FW-Fraktion Fragen hinsichtlich 
des Umgangs der Behörde mit diesen Machenschaften auf, 
so dass heute eine offizielle Anfrage an die Stadtverwaltung 
gestellt wird.

Den Berichten zufolge werden die Behörden-Termine von 
sogenannten Bots reserviert und dann in Chatgruppen ver-
kauft. Die CSU/FW-Fraktion möchte wissen, seit wann die 
KVR-Spitze davon weiß, was bereits unternommen wurde und 
warum KVR und städtisches IT-Referat bislang nicht in der La-
ge war, diese ominösen Vorgänge wirkungsvoll zu stoppen. Es 
soll außerdem berichtet werden, wie die Situation bei anderen 
städtischen Behörden mit Online-Terminvergaben aussieht. 

Manuel Pretzl, Fraktionsvorsitzender: „Die Negativ-Schlag-
zeilen aus dem KVR häufen sich extrem: Gefälschte Unter-
schriften auf Führerscheinen, Korruption im Asylbereich, Fäl-
schungen bei Erste-Hilfe-Kurs-Nachweisen für Führerscheine 
und jetzt noch illegaler Handel mit freien Terminen. Die On-
line-Terminvergabe soll es leichter machen, einen Termin zu 
bekommen – nicht teurer. So etwas schadet dem Ruf der Stadt 
München. Inzwischen drängt sich für uns die Frage auf: War-
um kriegt die Referentin ihren Laden nicht in den Griff?“ r

https://www.akdb.de/loesungen/loesungswelt/


B R E I T B A N D  ·  I T6 GZ27. März 2025

Bayernweit –  
Gemeinsam für mehr 
Geschwindigkeit

Bayernweit –  
Gemeinsam für mehr 
Geschwindigkeit

breitbandausbau@m-net.de

MNET_EXP_Anzeige-140x105mm_Highspeed-Heimat_2005.indd   1MNET_EXP_Anzeige-140x105mm_Highspeed-Heimat_2005.indd   1 08.05.20   13:5108.05.20   13:51

Breitband- und Energienetze 
gemeinsam ausbauen

Langmatz Symposium 2025 stellt Herausforderungen des gleichzeitigen Netzausbaus  
in den Fokus und setzt mit 500 Teilnehmern seine Erfolgsgeschichte fort

Über Jahre hat sich das Langmatz Symposium und Openhouse 
zu einem der wichtigsten Branchentreffs entwickelt. Der be-
liebte Kongress steht für zwei Tage voller Inspiration, persön-
lichen Austausch und Einblicke in die neuesten Trends – und 
das vor atemberaubender Bergkulisse. So folgten auch in die-
sem Jahr wieder über 500 Fachbesucher aus der internationa-
len Telekommunikations- und Energiebranche der Einladung 
nach Garmisch-Partenkirchen.

Thematisch hatte Langmatz 
auch in diesem Jahr sein Kon-
zept den aktuellen Entwicklun-
gen angepasst und eine span-
nende Frage in den Mittelpunkt 
gestellt: Könnten Digitalisierung 
und Energiewende in Deutsch-
land schneller und effizienter 
vorankommen, wenn Daten- 
und Stromnetze gemeinsam 
ausgebaut würden?

„Die digitale Transformation, 
Nachhaltigkeit und der Ausbau 
erneuerbarer Energien zählen 
zu den größten Herausforderun-
gen unserer Zeit. Wenn wir in 
Deutschland in diesen zentralen 
Bereichen erfolgreich sein wol-
len, wird immer deutlicher, dass 
der Breitband- und der Energie-
netzausbau enger miteinander 
verzahnt werden müssen“, be-
tont Dieter Klasmeier, Marke-
ting-Leiter bei Langmatz. „Des-
halb haben wir das gesamte Pro-
gramm des diesjährigen Events, 
von der Auswahl der Keyno-
tes und Fachvorträge bis hin 
zu den Ausstellern und Work-
shops, sorgfältig auf diesen Fo-
kus abgestimmt“, so Klasmei-
er weiter. Ein thematischer An-
satz, der bei den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern auf reges 
Interesse stieß und für viel Dis-
kussionsstoff sorgte.

Breit gefächertes 
Vortragsprogramm

Der ausgewogene Themen-
mix aus Energie, Digitalisierung 
und Glasfaserausbau zog sich 
wie ein roter Faden durch das 
mittlerweile 13. Langmatz Sym-
posium und Openhouse. Prof. 
Timo Leukefeld – von der Pres-
se als „Energierebell“ und von 
der Bundesregierung als „Ener-
giebotschafter“ bezeichnet – er-
öffnete das Vortragsprogramm 
mit seiner Keynote zum The-
ma „Wohnen der Zukunft“. An-
schließend setzte Catrin von Ci-
sewski, Smart City Expertin bei 
der Deutschen Telekom, mit ih-
rem Vortrag „Wie die Zukunft 
unserer Städte gelingt“ weitere 
Akzente. Am Nachmittag boten 
rund ein Dutzend praxisnahe 
Fachvorträge den Teilnehmern 
vertiefende Einblicke in die ak-
tuellen Entwicklungen im Be-
reich Digitalisierung und Netz- 

ausbau. Im Anschluss daran 
folgte eine lebhafte Podiumsdis-
kussion, in der die Herausforde-
rungen und Chancen der gleich-
zeitigen Verlegung von Glasfa-
ser- und Energienetzen disku-
tiert wurden.

Wohnen der Zukunft: 
Energieautarke Gebäude

Mit seiner Keynote unter dem 
provokanten Titel „Intelligent 
verschwenden – neue Wege im 
Umgang mit Energie“ gelang 
Prof. Timo Leukefeld gleich zu Be-
ginn des Symposiums ein bemer-
kenswerter Auftakt. In seinem in-
teressanten Vortrag präsentierte 
er zahlreiche Beispiele aus seiner 
langjährigen Forschung. Leuke-
feld erläuterte, dass er sich in ers-
ter Linie mit neuen Geschäftsmo-
dellen für Wohnungswirtschaft, 
Banken und Energieversorger 
beschäftigt. Dabei konzentriert 
er sich auf die Planung hochgra-
dig energieautarker Mehrfamili-
enhäuser, Gewerbeobjekte und 
Quartierslösungen. „Wir machen 
die Gebäude nie zu 100 Prozent 
autark, weil das wegen des ab-
nehmenden Grenznutzens un-
wirtschaftlich ist“, sagte Leu-
kefeld. Das Optimum liege zwi-
schen 50 bis 70 Prozent – „echt 
energieautark, inklusive Heizung, 
Warmwasser, Haushaltsstrom 
und E-Mobilität.“

Sein Ansatz folgt dem Prinzip 
„radikaler Vereinfachung“: Statt 
Kaltmiete plus drei zusätzliche 
Ausgaben der Mieter für Wär-
me, Strom und Benzin, setzt er 
auf Pauschalmieten mit Ener-
gieflatrate. „Das kommt bei den 
Mietern gut an“, so Leukefeld. 
Im Energiebereich sieht er die 
treibende Entwicklung in der 
Photovoltaik. In zehn bis zwölf 
Jahren, so zitierte er eine Prog-
nose des Zukunftsinstituts, wer-
de die Stromerzeugung durch 
ein Solardach nur noch ein bis 
zwei Cent/kWh kosten. „Das 
wird das Geschäftsmodell der 
Energieversorgung komplett 
auf den Kopf stellen. In Zukunft 
werden wir dezentral Energie 
zu Grenzkosten nahe Null pro-
duzieren – aber nur der, der ein 
Dach hat.“ Leukefelds Vision für 
das Haus der Zukunft: ein netz-
dienliches, smartes Gebäude 

mit Solardach, angeschlossen 
an das Glasfasernetz, nur Ka-
bel statt Rohre, CO2-neutral, 
mit einer über Akku ansteu-
erbaren Infrarotheizung – und 
komplett wartungsfrei. „Wir 
kämpfen nicht gegen fossile 
Energien, sie kommen schlicht 
in unseren Modellen nicht 
mehr vor.“

Stadt der Zukunft: 
Leben in der Smart City

Auch die zweite Keynote wid-
mete sich einem spannenden 
Zukunftsthema. Catrin von Ci-
sewski, Smart City-Expertin der 
Deutschen Telekom, skizzier-
te in ihrem Vortrag „Wie die Zu-
kunft unserer Städte gelingt“, 
wie eine lebenswerte Stadt der 
Zukunft aussieht und was eine 
Smart City ausmacht. Ihre Auf-
gabe sei es, so von Cisewski, 
Städte und Kommunen dabei zu 
beraten, sich fit für die Zukunft 
zu machen. „Das ist notwendig, 
denn wir stehen vor großen Her-
ausforderungen: zu viel Energie-
verbrauch, massenhaft Staus, 
oft schlecht angebundener ÖP-
NV. Wenn Sie auf dem Land kein 
Auto haben, sind sie ziemlich 
eingeschränkt, die Lebensqua-
lität sinkt.“ Ihre Ausgangsthese: 
Damit wir alle ein gutes Leben 
führen können, brauchen wir 
neue, frische Ideen, wie wir die 
vorhandene Infrastruktur bes-
ser nutzen können.

Gemäß dem Lebensqualitäts- 
Index der Zeitschrift „The Eco-
nomist“ zählen die Bereiche In- 
frastruktur, Bildung, Gesund-
heit, Kultur und Sicherheit zu 
den Merkmalen von Lebensqua-
lität. Demnach sei Wien die le-
benswerteste Großstadt der 
Welt, aber in den meisten Städ-
ten seien die Lebensbedingun-
gen beklagenswert. „Aber es 
gibt Hoffnung“, betonte von Ci-
sewski, „Smart Cities sind ei-
ne Möglichkeit auf lebenswer-
te, urbane Räume.“ Eine Smart 
City sei eine Stadt, die intelli-
gente Technologien und Daten 
nutzt, um die Lebensqualität zu 
verbessern. Als erfolgreiche Bei-
spiele nannte sie Paris, Singa-
pur und Barcelona. Der Erfolg 
eines Smart City-Konzepts hän-
ge nicht nur von Sensoren, Kon-
nektivität und Daten, dem Ein-
satz von 5G und Glasfaser ab, 
sondern auch von der Berück-
sichtigung der Bürgerwünsche. 
„Es helfen keine smarte Lösun-
gen, wenn die Akzeptanz der 
Bürger fehlt“, so von Cisewskis 
Resümee.

Im Mittelpunkt des Vortrags 

von Dr. Imke Germann, Vor-
standsvorsitzende der MRK Me-
dia AG, stand die Frage, wie der 
flächendeckende Glasfaseraus-
bau in Deutschland beschleu-
nigt werden kann, ohne die Aus-
gaben durch aufwändige Tief-
bauarbeiten weiter in die Höhe 
zu treiben. Um die Herausforde-
rungen durch die hohe Anzahl 
ungenutzter Anschlüsse, den 
komplexen Übergang von „Ho-
mes passed“ zu „Homes activa-
ted“ sowie die kostenintensive 
Erschließung der letzten Meile 
zu meistern, präsentierte Ger-
mann eine völlig neue Lösung: 
Die Kombination von mm-Wa-
ve-Technologie mit bestehen-
den Glasfasertrassen. Bei die-
sem Verfahren ermöglichen 
drahtlose Hochfrequenzver-
bindungen die kostengüns-
tige Versorgung von Wohnun-
gen und Häusern mit gigabitfä-
higen Netzen über Mobilfunk-
masten oder Straßenlaternen, 
wie Germann an verschiede-
nen Anwendungsbeispielen de-
monstrierte.

Christian Derksen, Leiter der 
Fachgruppe Energieinformatik 
an der Universität Duisburg-Es-
sen, beschäftigte sich in seinem 
Vortrag mit den komplexen Pro-
blemen, die sich im Zuge der Di-
gitalisierung des Energiesek-
tors ergeben und präsentierte 
Lösungsansätze aus seiner For-
schung. Am Beispiel des aktu-
ellen Smart-Meter-Rollouts be-
schrieb er, wie sich zwar Ener-
gieversorger, Stadtwerke und 
Netzbetreiber digitalisieren, den 
Endkunden aber nur proprietä-
re Energiemanagementansätze  
und -systeme zur Verfügung ste-
hen. Sein Plädoyer: „Wir  
brauchen herstellerunabhän- 
gige, nachhaltige Systeme. Wir 
glauben, dass die Standardisie-
rung von Energiesystemmodel-
len die Gesamtkosten für die Di-
gitalisierung unserer Energie- 
infrastrukturen deutlich redu-
zieren könnte“, so Derksen ab-
schließend.

Synergien und  
Herausforderungen 
beim Netzausbau

Im Anschluss an die Fachvor-
träge fand eine lebhafte Podi-
umsdiskussion statt, in der Mat-
thias Enghuber (Leiter Regional-
büro Bayern aconium GmbH), 
Richard Kaufmann (Fachge-
bietsleiter Digitale Infrastruk-
tur BDEW), Christoph Lüthe (Ge-
schäftsführer vitronet Gruppe), 
Jan Simons (Leiter Landes- und 
Kommunalpolitik BREKO) und 
Jens Schilling (CTO Northern Fi-
ber Holding) über mögliche Sy-
nergien zwischen dem Glasfa-
ser- bzw. Breitbandmarkt so-
wie dem Energiesektor disku-
tierten. Wie aus den Beiträgen 
der Branchenexperten deutlich 
wurde, gibt es bereits erfolgrei-
che Projekte, in denen Energie- 
und Glasfasernetze zusammen 
ausgebaut wurden. Die Poten-
ziale einer gemeinsamen Ver-
legung werden jedoch bei wei-
tem noch nicht ausgeschöpft, 
so die einhellige Meinung.

Dies liegt unter anderem dar- 
an, dass das Thema für vie-
le Kommunen noch neu ist. Ein 
weiterer wesentlicher Grund 
sind die bislang fehlenden Ab-
stimmungsprozesse zwischen 
den ausbauenden Unterneh-
men. Herausforderungen auf der 
praktischen Ebene kommen hin-
zu, wie unterschiedliche Zeitplä-
ne, verschiedene Verlegetiefen 
und offene Sicherheitsfragen – 
Prozesse, für die es noch keine 
Standards oder gesetzliche Re-
gelungen gibt. 

Fazit der Schlussrunde: Um 
die Synergien eines gemeinsa-
men Ausbaus zu heben, wird es 
künftig wichtig sein, dass Kom-
munen, ausbauende Unterneh-
men, Netzbetreiber und För-
dermittelgeber aufeinander zu-
gehen, in einen dauerhaften 
Dialog treten und sich unter- 
einander abstimmen. r

Moderiert von Kerstin Stromberg-Mallmann diskutierten (v.l.) 
Matthias Enghuber (Leiter Regionalbüro Bayern aconium GmbH), 
Richard Kaufmann (Fachgebietsleiter Digitale Infrastruktur BDEW), 
Christoph Lüthe (Geschäftsführer vitronet Gruppe), Jan Simons 
(Leiter Landes- und Kommunalpolitik BREKO) und Jens Schilling 
(CTO Northern Fiber Holding) über Synergien beim gemeinsamen 
Ausbau der Netze. Bild: LIGHTROOM STUDIOS

100. Kommune bietet 
Online-Dienst „eWaffe“ an 

Neuer Meilenstein bei der Umsetzung des  
Onlinezugangsgesetzes

Das Landratsamt Kulmbach setzt ab sofort als 100. kommunale 
Waffenrechtsbehörde den Online-Dienst „eWaffe“ (Waffenrecht-
liche Erlaubnisse) live ein. Damit ist der Dienst bereits in zehn 
Bundesländern produktiv im Einsatz und steht dort Bürgerinnen 
und Bürgern digital rund um die Uhr zur Verfügung. 

Der Online-Dienst eWaffe er-
möglicht Bürgerinnen und Bür-
gern eine bequeme, schnelle und 
sichere Beantragung waffen-
rechtlicher Erlaubnisse. eWaf-
fe bietet insgesamt 21 Antrags-
strecken und konnte sich als ef-
fizientes und benutzerfreundli-
ches Tool etablieren. Seit dem 
Start dieses Projekts wurden 
bereits 12.569 Anträge erfolg-
reich über den Online-Dienst 
gestellt. 213 weitere Kommu-
nen in insgesamt 13 Bundes- 
ländern befinden sich bereits im 
Rollout-Prozess. Und 83 Kom-
munen werden bald folgen: ein 
wichtiger Schritt in Richtung Di-
gitalisierung und Vereinfachung 
behördlicher Abläufe. 

Von der AKDB konzipiert und 
entwickelt – BayKommun AöR 
betreibt die Leitstelle 

Im Bereich Waffenrecht hat 
der Freistaat Bayern die Feder-
führung des Projekts „Waffen-
rechtliche Erlaubnisse“ über-
nommen, in enger Abstimmung 
und Zusammenarbeit mit dem 
Saarland, dem Bundesinnenmi-
nisterium sowie den kommuna-
len Spitzenverbänden. Die Ge-
samtprojektleitung liegt beim 
Bayerischen Digitalministerium, 
das die AKDB mit der Umset-
zung beauftragte. Diese war für 
die technische Konzeption und 
die Umsetzung verantwortlich 
und betreibt den Dienst im eige-
nen Rechenzentrum. Auch Sup-
port und Weiterentwicklung lie-
gen bei der AKDB. 

Das umsetzende Bundes-
land richtete eine Leitstelle ein, 
die den Betrieb und die Wei-
terentwicklung der OZG-Leis-
tung eWaffe steuert. Diese ko-

ordiniert fachliche Anforde-
rungen und Änderungen am 
Online-Dienst und ist für die or-
ganisatorische und rechtliche 
Nachnutzungsbegleitung bun-
desweit verantwortlich. Seit Ja-
nuar 2024 übernimmt die Bay-
Kommun AöR im Auftrag des 
Freistaates Bayern die Funktion 
der Leitstelle und steuert sowie 
koordiniert die Nutzung, Pflege, 
Wartung und Weiterentwick-
lung des Online-Dienstes Waf-
fenrechtliche Erlaubnisse ge-
meinsam mit der AKDB. Durch 
die enge Zusammenarbeit mit 
der AKDB und den zuständigen 
Behörden stellt die BayKommun 
AöR sicher, dass Kommunen den 
Dienst effizient einsetzen und 
ihren digitalen Bürgerservice 
weiter ausbauen können. 

Das Besondere: Der mo-
derne Online-Dienst ist auf 
Open-Source-Basis entwickelt 
und kann in wenigen Schritten 
in jede kommunale Website ein-
gebunden werden. Entwicklung 
und Betrieb des Online-Diens-
tes entsprechen dem Waffenge-
setz und allen Sicherheitsanfor-
derungen. 

Ende-zu-Ende  
digitale Online-Anträge

Das OZG-Projekt wurde nach 
dem EfA-Prinzip („Einer für Al-
le“) umgesetzt. Dabei wurde 
ein besonderes Augenmerk auf 
Kooperation und transparente 
Kommunikation zwischen Ak-
teuren auf kommunaler, Lan-
des- und Bundesebene gelegt. 
Bei der technischen Entwick-
lung stand eine nutzerzentrierte 
und durchgehend digitale Um-
setzung des Online-Dienstes im 
Vordergrund. r

LSI schützt vor wachsenden 
Cyber-Bedrohungen

Im Bereich Cybersicherheit ist eine ständig wachsende Be-
drohungslage zu erkennen, wobei Cyberangriffe in den lver-
gangenen Jahren insgesamt zunehmen und professioneller 
werden. 

Laut Finanz- und Heimatminister Albert Füracker ist das 
Landesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (LSI) mit 
seinen mittlerweile 160 Beschäftigten das leistungsstarke und 
kompetente IT-Schutzschild für Behörden und Kommunen im 
Freistaat und hat seit der Gründung im Jahr 2017 seine Fä-
higkeiten und Serviceangebote stetig und umfangreich erwei-
tert. So auch das ‚Lagezentrum‘ im LSI, das von einer zu Be-
ginn im Schwerpunkt reaktiven Arbeitsweise zu einem „Cyber 
Defence Center“ weiterentwickelt wurde. 

Mit diesem „ZentrumBayern für digitale Sicherheit“, das 
mittlerweile 24/7 erreichbar ist und tagtäglich Cyberangriffe 
auf den Freistaat aktiv abwehrt, sei Bayern unter den Ländern 
erneut Vorreiter, bekräftigte Füracker. r

mailto:breitbandausbau%40m-net.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
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BREKO zur geplanten Mobilfunk-Frequenzverlängerung:

Verpasste Chance für 
wirksamen Wettbewerb
Reform bei der Vergabe von Mobilfunkfrequenzen in Deutsch-
land: Statt wie bisher die Frequenzen durch Auktionen zu verstei-
gern, will die Bundesnetzagentur in diesem Jahr die Mobilfunkfre-
quenzen an die Anbieter vergeben - dies (vor allem im ländlichen 
Raum) im Gegenzug für den Ausbau von Mobilfunknetzen.

Dem Handelsblatt gegen-
über erklärte Klaus Müller, Prä-
sident der Bundesnetzagentur, 
dass der Fokus nicht auf den 
Staatseinnahmen liege, son-
dern auf einer besseren Mobil-
funkversorgung und mehr Wett-
bewerb. Vorgesehen ist unter 
anderem, ab 2030 99,5 Prozent 
der Fläche Deutschlands mit ei-
ner Mindestgeschwindigkeit von 
50 MBit/s im Download zu ver-
sorgen. Zudem müssen ab 2029 
auch 99 Prozent der Haushalte 
in dünn besiedelten Gebieten 
mindestens 100 MBit/s erhal-
ten. Ab dem gleichen Jahr sollen 
ferner alle Landes- und Staats-
straßen mit 50 MBit/s versorgt 
werden, und ab 2030 soll dies 
auch für alle Kreisstraßen gel-
ten.

Zum Ende des Jahres 2025 
laufen die Frequenznutzungs-
rechte in den Bereichen 800 
MHz, 1.800 MHz und 2,6 GHz 
aus, die gegenwärtig vor allem 
für LTE genutzt werden. Die 
Netzbetreiber sollen für die Ver-
längerung der Nutzungsrechte 
wichtiger Mobilfunkfrequenzen 
jeweils rund 200 Millionen Euro 
bezahlen.

Jedoch ist eine Pflicht zur Öff-
nung der Mobilfunknetze für 
Weiterverkäufer, also eine Ver-
pflichtung zur Diensteanbieter-
öffnung, nicht vorgesehen. Die-
se Entscheidung wird von ei-

nigen Branchenvertretern wie 
Sven Knapp, Hauptstadtbüro- 
Leiter des Bundesverbands 
Breitbandkommunikation (BRE-
KO) als problematisch angese-
hen. Aus seiner Sicht ist dies 
„ein Schlag ins Gesicht für den 
Wettbewerb, ohne Rücksicht 
auf die Interessen der Verbrau-
cherinnen, Verbraucher und Ge-
schäftskunden“.

Schutz vor  
unliebsamer Konkurrenz

Statt im Mobilfunk endlich 
wirksamen Wettbewerb zu 
schaffen, schütze die Bundes-
netzagentur die „Mobilfunk- 
Platzhirsche Telekom, Vodafo-
ne und Telefónica“ weiter vor 
unliebsamer Konkurrenz. An-
stelle praktisch nutzloser „Leit-
planken“ für das untaugliche 
Verhandlungsgebot hätte die 
Behörde eine Diensteanbieter-
verpflichtung einführen müs-
sen, machte Knapp deutlich. 
„Diese Chance, echten Wett-
bewerb sicherzustellen, hat 
die Bundesnetzagentur ver-
streichen lassen. Deshalb dro-
hen nun wieder Jahre erfolglo-
ser Verhandlungsversuche der 
Diensteanbieter, während die 
etablierten Mobilfunknetzbe-
treiber ihre dominante Position 
im Markt weitgehend ungestört 
ausbauen können.“ DK

V.l.: Geschäftsführer LNI René Meyer, Mesut Kurt, Christine Lause, Mustafa H. Cevik, Franz Herrler, Jo-
sef Bauer, Sebastian Prechtl, Landrätin Tanja Schweiger, Christian Graf, Staatsminister für Digitales Dr. 
Fabian Mehring, Walter Bauer, Bernhard Heinisch, Matthias Bauer, Hans Schmid, Andreas Schönber-
ger, Andreas Gruber. Bild: Dominic Eisenhart

LNI unterzeichnet Glasfaserausbau- 
Kodex mit Partnerunternehmen

Mit der erfolgreichen Zuschlagserteilung für Bau- und Materialleis-
tungen ist der Startschuss für das größte interkommunale Glasfaser-
projekt Bayerns gefallen. Die Laber-Naab Infrastruktur GmbH (LNI) 
treibt den Ausbau in den Landkreisen Regensburg und Neumarkt mit 
Hochdruck voran. Im Rahmen einer Vertragsunterzeichnung im Feb-
ruar in Parsberg verpflichten sich die beteiligten Unternehmen frei-
willig auf die Einhaltung des LNI Glasfaserausbau-Kodex.

Die LNI hat Anfang Januar 
2025 die Vergaben an drei er-
fahrene Unternehmen abge-
schlossen, die allesamt auf ei-
nen umfassenden Erfahrungs-
schatz im Glasfaserausbau – 
auch im geförderten Umfeld 
– zurückblicken können:
• Cluster 1 (West): J. Rädlinger 
Bauunternehmen GmbH, Cham
• Cluster 2 (Nord): Aytac Bau 
GmbH, Darmstadt
• Cluster 3 (Süd): Walter Bauer 
GmbH & Co. KG, Runding

Mit Fördermitteln von Bund 
und Freistaat Bayern sowie ei-
nem kommunalen Eigenanteil 
wird eine digitale Infrastruktur 
geschaffen, die zukunftsfähig ist 
und die Wettbewerbsfähigkeit 
der Region nachhaltig stärkt. 
Finanzminister Albert Füracker 

hat den Ausbau im Rahmen 
der bayerischen Kofinanzierung 
maßgeblich unterstützt.

Gemeinsam für Qualität 
und Nachhaltigkeit

Ein herausragendes Merk-
mal des Projekts ist der von 
der LNI entwickelte Glasfaser-
ausbau-Kodex. Die beauftrag-
ten Unternehmen verpflichten 
sich mit ihrer freiwilligen Unter-
zeichnung, klare Standards in 
den Bereichen Bauqualität, Ar-
beitssicherheit, Kommunikation 
und Nachhaltigkeit einzuhalten. 
Dazu gehört unter anderem ei-
ne enge Abstimmung mit den 
Gemeinden sowie die Berück-
sichtigung lokaler Besonderhei-
ten. Die setzt sich seit jeher für 

faire Arbeitsbedingungen im 
Breitbandausbau ein – ein The-
ma, dass auch bei der ersten 
Konferenz der Digitalminister 
der Bundesländer von großer 
Bedeutung war.

„Die erfolgreiche Zuschlagser-
teilung an erfahrene Partnerun-
ternehmen und die Einführung 
der von der LNI entwickelten 
Verhaltensrichtlinien sind we-
sentliche Bausteine für den zu-
kunftssicheren Netzausbau bei 
uns zu Hause in Bayern. Diese 
Weichenstellung setzt ein klares 
Signal für Qualität und Nachhal-
tigkeit im Glasfaserausbau. Zu-
gleich wollen wir damit dem oft 
kritisierten Image der Branche 
durch transparente und profes-
sionelle Bauausführung positiv 
entgegenwirken“, betonte Josef 
Bauer, Aufsichtsratsvorsitzen-
der LNI.

Meilenstein Digitalisierung

Ein weiterer Meilenstein ist 
die Digitalisierung der Baupro-
zesse. Die LNI setzt auf eine digi-

tale Baudokumentation, die ei-
ne präzise geolokalisierte Erfas-
sung der verlegten Infrastruktur 
ermöglicht. Mithilfe einer be-
nutzerfreundlichen Partner-App 
werden Messdaten direkt vor 
Ort erfasst und anschließend 
KI-gestützt analysiert. So wer-
den Netzkomponenten und re-
levante Kenndaten automatisch 
erkannt und dokumentiert – ein 
echter Mehrwert für Kommu-
nen und Netzbetreiber.

Transparenz und Effizienz 
im Gigabit-Ausbau

„Die Verabschiedung unse-
res Glasfaserausbau-Kodex ist 
ein entscheidender Schritt, um 
Transparenz und Effizienz im Gi-
gabit-Ausbau sicherzustellen. 
Dank modernster digitaler Tech-
nologien und dem Engagement 
unserer Partner können wir den 
größtmöglichen Nutzen für die 
Bevölkerung realisieren. Bereits 
in Kürze erwarten wir positi-
ve Kundenerlebnisse, wenn die 
ersten Inbetriebnahmen durch 
die Telekom erfolgen.“ —René 
Meyer, Geschäftsführer LNI

Laut der stellvertretenden  
LNI-Aufsichtsratsvorsitzenden, 
Landrätin Tanja Schweiger, ar-
beitet der Landkreis Regensburg 
seit 15 Jahren intensiv am Glas-
faserausbau. Mit der kürzlich er-
folgten Zuschlagserteilung an die 
Baufirmen Anfang Januar 2025 
in Höhe von einer knappen hal-
ben Milliarde Euro steht nun der 
flächendeckenden Realisierung 
nichts mehr im Weg. Besonders 
erfreulich ist, dass sich die be-
auftragten Unternehmen freiwil-
lig zum LNI Glasfaserausbau-Ko-
dex bekennen. Dieses Bekennt-
nis, gemeinsam mit den Investi-
tionen, ist ein Meilenstein für die 
digitale Zukunft unserer Haushal-
te und Unternehmen.“ r

Feucht und Wendelstein:

Zukunftssichere Weiterentwicklung 
der Breitbandnetze

Die Gemeindewerke der Nachbarkommunen Feucht und Wen-
delstein stellen ihre Glasfasernetze mit bisping & bisping zu-
kunftsfähig auf. Eine neue, langfristig angelegte Kooperati-
on mit dem regionalen IT-Kommunikationsunternehmen aus 
Lauf wird in partnerschaftlicher vertrauensvoller Zusammenar-
beit die jeweiligen Erfahrungen und das vorhandene Synergie- 
Potenzial bestmöglich nutzen. Ein Technologie-Upgrade wird 
die Kapazitäten der Netze verzehnfachen, deren Nachverdich-
tungen weiter voranbringen und durch einen Ringschluss die 
Ausfallsicherheit signifikant erhöhen.

Die jüngst geschlossenen Ko-
operationsverträge sehen vor, 
dass durch bisping & bisping zu-
nächst die beiden Netz-Haupt-
verteiler in Feucht (Landkreis 
Nürnberger Land) und Wendel-
stein (Landkreis Roth) an de-
ren Rechenzentrum in Nürn-
berg leistungsfähig angeschlos-

sen werden. Statt mit bisher 10 
Gbit/s werden die Hauptvertei-
ler dann mit 100 Gbit/s an den 
Backbone des Dienstleisters an-
gebunden sein. Die Kapazität der 
beiden Netze verzehnfacht sich 
damit, gleichzeitig sind die Netze 
damit bestens auf zukünftige An-
forderungen vorbereitet. 

Über die bereits ausgebaute 
Glasfaserverbindung der beiden 
Hauptverteiler besteht bereits 
ein Ringschluss. Dadurch sind 
die Netze beider Gemeinden zu-
künftig an zwei unabhängige Co-
re-Standorte des Backbone-Net-
zes von bisping & bisping mit di-
rektem Routing an weitere deut-
sche und internationale Carrier 
angeschlossen und geben sich 
damit gegenseitig Redundanz 
für deutlich erhöhte Ausfallsi-
cherheit.

bisping & bisping übernimmt 
den langfristigen Betrieb und 
die Managed Services der lo-
kalen Breitbandnetze der bei-
den Gemeindewerke sowie al-
ler technischer Komponenten. 
Die Kooperationspartner befin-
den sich bereits in Vorbereitung 
der Maßnahmen. Die baulichen 
Schritte des Technologie-Upgra-
des sollen zur Jahresmitte star-
ten und bis Ende 2025 abge-
schlossen sein.

Profitieren werden von dieser 
innovationswilligen Kooperation 
vor allem Kundinnen und Kun-
den der örtlichen Gemeindewer-
ke, also die Bürgerinnen, Bür-
ger und Unternehmen in Wen-
delstein und Feucht. Für sie er-
möglichen die Investitionen in 
die Breitbandnetze die zuverläs-
sige Teilhabe an zeitgemäßen Le-
bens- und Arbeitswelten im eige-
nen Zuhause. Für die angebun-
denen Betriebe wird ein nicht zu 
unterschätzender Standortfak-
tor gestärkt, mit dem sie sich zu-
kunftsfähig und verlässlich vor 
Ort aufstellen können. r

Vordere Reihe (v.l.): Raimund Vollbrecht (Feuchter Gemeinde-
werke GmbH, Geschäftsführung), Johannes Bisping (bisping & bi-
sping, Geschäftsführung), Matthias Dollinger (Gemeindewerke 
Wendelstein Breitband, Geschäftsführung). Hintere Reihe (v.l.): 
Markus Pitz (Feuchter Gemeindewerke, Technische Dienstleistun-
gen), Susi Bisping (bisping & bisping, Kommunikation & Marktent-
wicklung), Martin Dorn (bisping & bisping, Leitung Infrastruktur).  
 Bild: bisping & bisping

https://leonet.de/KOMMUNEN/
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Digitalverband Bitkom:

Drehpunkt Smarte Stadt
Laut einer repräsentativen Befragung von bundesweit über tau-
send Internetnutzern ab 16 Jahren im Auftrag des Digitalverbands 
Bitkom sind in den vergangenen zwölf Monaten 61 Prozent Opfer 
von Cyberkriminalität geworden, 36 Prozent seien verschont ge-
blieben. Wie der Verband mitteilt, setze sich damit ein leicht rück-
läufiger Trend fort. Vor einem Jahr hätten noch 67 Prozent ange-
geben, Opfer von Cyberkriminalität geworden zu sein, vor zwei 
Jahren seien es sogar 75 Prozent gewesen.

„Die Bedrohungslage im Inter-
net verschärft sich, die rückläu-
figen Zahlen deuten darauf hin, 
dass die Menschen aufmerksa-
mer sind und sich besser schüt-
zen“, stellt Bitkom-Präsident Dr. 
Ralf Wintergerst fest. „Aber wei-
terhin wird eine deutliche Mehr-
heit der Deutschen jedes Jahr 
Opfer von Cyber-Kriminellen. 
Wir müssen unsere Anstrengun-
gen für Cybersicherheit erhö-
hen, im Privaten und in den Un-
ternehmen. Außerdem müssen 
unsere Behörden so ausgestat-
tet werden, dass sie Kriminalität 
im Netz mindestens so gut be-
kämpfen können wie in der ana-
logen Welt.“

Rangliste der Delikte

Am häufigsten betroffen sind 
Internetnutzer von folgenden 
Delikten: 36 Prozent wurden 
beim Online-Kauf betrogen, bei 
30 Prozent haben sich Angreifer 
per Kurznachricht, Mail oder Te-
lefonanruf durch sogenanntes 
Phishing persönliche Informati-
onen verschafft und bei 24 Pro-
zent wurden Smartphones oder 
Computer mit Schadprogram-
men wie Viren infiziert.

Dahinter folgen mit deutli-
chem Abstand das Ausspionie-
ren von Zugangsdaten für On-
linedienste (9 Prozent) sowie der 
Betrug von Verkäufern beim On-
line-Handel (6 Prozent). Bei 5 
Prozent haben sich andere im In-
ternet unter ihrem Namen aus-
gegeben, 5 Prozent wurden Kon-
to- oder Kreditkartendaten im 
Internet gestohlen und miss-
braucht, 3 Prozent wurden on-
line sexuell belästigt, 2 Prozent 
persönlich bedroht. Auch von 
neuen Angriffen mit Hilfe von 
Künstlicher Intelligenz wird be-
richtet, so wurden 3 Prozent mit 
einem Deepfake getäuscht, al-
so einem KI-generierten Video 
oder Foto.

Am Ende der Rangliste rangie-
ren die Infizierung des eigenen 
Computers oder Smartphones 
mit Ransomware sowie die un-
berechtigte Nutzung des eige-
nen Online-Bankings (je 2 Pro-
zent). Ebenfalls 2 Prozent wur-
den Opfer einer neuen Betrugs-
masche, bei der Offline- und 
Online-Welt miteinander ver-
schwimmen, dem sogenann-
ten Quishing. Dabei werden QR-
Codes verteilt, etwa auf ver-
meintlichen amtlichen Schrei-

ben oder Strafzetteln an Autos. 
Wer diese mit dem Smartphone 
einscannt, wird auf eine betrüge-
rische Online-Seite geleitet und 
dort zum Beispiel zur Zahlung 
von Gebühren oder zur Eingabe 
persönlicher Daten verleitet.

Schadenssummen

Im Durchschnitt ist den Op-
fern von Cyberkriminalität in 
den vergangenen zwölf Monaten 
ein Schaden von 219 Euro ent-
standen. 60 Prozent der Betrof-
fenen geben an, dass ihnen per-
sönlich ein Schaden entstanden 
ist, dieser beträgt im Schnitt 181 
Euro. 4 Prozent erklären, dass ein 
Schaden von Dritten übernom-
men wurde, etwa einem Online-
händler oder der Bank. Deren 
durchschnittlicher Schaden liegt 
bei 609 Euro. Bei einem Viertel 
(25 Prozent) ist kein finanzieller 
Schaden entstanden, 13 Prozent 
konnten oder wollten dazu keine 
Angaben machen.

Nur rund ein Viertel (26 Pro-
zent) der von Cyberkriminalität 
Betroffenen haben Strafanzeige 
bei der Polizei erstattet. 8 Pro-
zent haben sich an andere Be-
hörden gewandt wie etwa das 
Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI) und 3 
Prozent suchten einen Rechtsan-
walt auf.

Häufiger suchen Betroffene 
Hilfe im persönlichen Umfeld 
oder ändern persönliche Verhal-
tensweisen. Fast die Hälfte (46 
Prozent) hat das Gespräch mit 

Freunden oder Familie gesucht, 
39 Prozent haben Passwörter 
oder andere Sicherheitsinforma-
tionen geändert, 11 Prozent ha-
ben durch Social-Media-Posts 
oder Beiträge auf Online-Platt-
formen auf die kriminellen Vor-
gänge aufmerksam gemacht und 
3 Prozent sind auf Forderungen 
der Kriminellen wie etwa Löse-
geldzahlungen eingegangen. Zu-
dem haben sich 42 Prozent an 
das Unternehmen gewandt, des-
sen Plattform für die kriminellen 
Aktivitäten genutzt wurde, und 
12 Prozent haben ihren Account 
dort gelöscht oder gekündigt. 
Rund ein Fünftel (22 Prozent) hat 
aber überhaupt nicht reagiert.

Smart City Index 2024

Mit Blick auf den Bitkom- 
Smart City Index 2024, dem Di-
gital-Ranking der 82 deutschen 
Städte ab 100.000 Einwohnern, 
weist der Verband darauf hin, 
dass die deutschen Großstäd-
te bei Bus und Bahn, Auto und 
Rad in den vergangenen Jahren 
„den Schalter umgelegt“ hät-
ten und in der großen Mehr-
heit breit auf digitale Technolo-
gien setzten. So gab es im ver-
gangenen Jahr in mehr als drei 
Viertel der Großstädte (78 Pro-
zent) intelligente vernetzte Am-
peln, 2020 lag der Anteil gerade 
einmal bei 42 Prozent. In jeder 
zweiten wurden digitale Ver-
kehrsschilder eingesetzt, 2020 
waren es erst 17 Prozent.

Auch der Einsatz sogenann-
ter multimodaler Apps, die ver- 
schiedene Mobilitätsanbieter  
wie den ÖPNV, Taxis oder auch 
Car- und Bikesharing bündeln, 
hat sich seit 2020 mehr als ver-
doppelt – von 24 auf 57 Prozent. 
Zudem verfügen 72 Prozent der 
befragten Städte über Mobilsta-
tionen (2020: 43 Prozent), die als 
Verknüpfungspunkte zwischen 
ÖPNV, Sharing-Angeboten und 
Individualverkehr dienen.

Zunahme bei  
Sharing-Angeboten

Deutlich zugelegt haben eben-
so Sharing-Angebote, die als 
Ergänzung zu klassischen ÖP-
NV-Angeboten und Individual-
verkehr fungieren. In 87 Pro-
zent der Großstädte lassen sich 
E-Scooter leihen (2020: 58 Pro-
zent), in 82 Prozent Fahrräder 
(2020 nicht erhoben, 2021: 63 
Prozent), E-Motorroller in 40 
Prozent (2020: 19 Prozent) und 
in fast allen Städten gibt es wei-
terhin Car-Sharing-Angebote (90 
Prozent, 2020: 96 Prozent). Ride-
pooling- und Ridehailing-Diens-
te, die unterschiedliche Fahrgäs-
te auf einem gemeinsamen Weg 
mitnehmen oder als Ergänzung 
zum klassischen Taxi dienen, ha-
ben seit der ersten Erhebung 
im Jahr 2021 mit jeweils 16 Pro-
zent ebenfalls stark zugelegt, auf 
45 Prozent (Ridehailing) bzw. 49 
Prozent (Ride-Sharing). DK

Bayerisches Heimatministerium:

Geodaten im Visier
Bei der Schlüsselübergabe für den Neubau der „Geo-Datenbank  
Bayern“ in Waldsassen (Landkreis Tirschenreuth) hob Finanz- 
und Heimatminister Albert Füracker die Bedeutung des Projekts 
für die Region hervor. Die neue Behörde, angesiedelt an der Au-
ßenstelle des Landesamts für Digitalisierung, Breitband und Ver-
messung (LDBV), soll nicht nur den Arbeitsmarkt stärken, sondern 
auch junge Fachkräfte aus der Region, wie Absolventen des Stu-
diengangs „Geoinformatik und Landmanagement“ der OTH Am-
berg-Weiden, ansprechen und so die beruflichen Perspektiven in 
der Region verbessern.

Der Neubau des modernen 
Verwaltungsgebäudes, das mit 
einer Investition von 17,8 Mil-
lionen Euro realisiert wurde, 
schafft 70 zukunftsfähige Ar-
beitsplätze in der Region und 
stärkt damit das wirtschaftliche 
Potenzial des Stiftlands.

Die „Geo-Datenbank Bayern“ 
kümmert sich unter anderem 
um die Aktualisierung des Digi-
talen Landschaftsmodells, die 
Modellierung von Geodaten und 
die Entwicklung von Anwendun-
gen für geographische Informa-
tionssysteme. Die Behörde wird 
künftig auch die bayernweit 15 
Gebietsteams der Gebietstopo-
graphie organisieren. Zusam-
men mit der künftigen Außen-
stelle in Windischeschenbach 
bildet Waldsassen das Kompe-
tenzzentrum der amtlichen Kar-
tographie in Bayern.

Open-Data-Angebot

Als „Erfolgsgeschichte“ be-
zeichnete Staatsminister Für-
acker den zweijährigen Auf-
bau eines Open-Data-Angebots 
durch die Bayerische Vermes-
sungsverwaltung. Bereitgestellt 
werden kostenfreie geografi-
sche Informationen für Bürger, 
Verwaltung und Wirtschaft. Seit 
Anfang 2023 umfasst das Ange-
bot mehr als 30 digitale Produk-
te, darunter Luftbilder, Gelände- 
und Landschaftsmodelle, Web-
karten, Topographische Karten, 
3D-Gebäudemodelle und Frei-
zeitwege. Besonders gefragt ist 
das Digitale Geländemodell, ei-
ne dreidimensionale Abbildung 
der Erdoberfläche, von dem bis-
lang rund 40 Millionen Quadrat-
kilometer abgerufen wurden.

Die Geodaten bieten Füracker 
zufolge eine wertvolle Grundla-
ge für vielfältige Anwendungen. 
Stadtplaner nutzen sie für Stand-
ortanalysen, Umweltschutz- 
organisationen beobachten da-
mit Veränderungen in der Land-
schaft und Entwickler verbes-
sern die Navigation in mobilen 
Apps. Die Nutzung dieser Daten 
ist beeindruckend: Monatlich 
werden mehr als drei Millionen 
Dateien heruntergeladen und 
rund 70 Millionen Aufrufe über 
digitale Anwendungen verzeich-
net. Dies entspricht einer Fläche 
von über 140 Millionen Quad-
ratkilometern – das Zweitau-
sendfache der Fläche Bayerns.

Die Bereitstellung der Geo-
daten steht im Einklang mit der 
Europäischen Datenstrategie, 
die den Binnenmarkt für Da-
ten schaffen soll. Alle Geodaten  
werden kontinuierlich qualitäts-
gesichert und aktualisiert, so 
dass sie in einheitlicher Form 
landesweit als Download oder 
Geodatendienst zugänglich sind. 
Insgesamt umfasst das Angebot 
rund 300 Terabyte an Daten, die 
benutzerfreundlich abgerufen 
werden können. Die hohe Nut-
zerzahl und die umfangreiche 
Datenabdeckung belegten den 
Erfolg dieses Open-Data-Pro-
jekts, so der Minister.

Als weiteren wichtigen Schritt 
bei der Digitalisierung der Ver-
waltung in Bayern bezeichne-
te Füracker die nun mögliche 
Übertragung wichtiger Doku-
mente zwischen den Ämtern 
für Digitalisierung, Breitband 
und Vermessung, den Grund-
buchämtern und Notaren. Das 
hierbei verwendete „Besonde-
re elektronische Behördenpost-
fach (beBPo)“ zeichne sich nicht 
nur durch besondere IT-Sicher-
heit aus, der Übertragungsweg 
sei auch rechtssicher. So wür-
den Kosten, tausende Seiten Pa-
pier pro Tag und wertvolle Zeit 
gespart.

Rechtssichere Übermittlung

Über das „beBPo“ werden 
sensible Dokumente wie Notar-
urkunden und offizielle Vermes-
sungsdokumente künftig rein di-
gital und dennoch rechtssicher 
übermittelt. Dies führt zu ei-
ner schnelleren Abwicklung des 
Grundstücksverkehrs und för-
dert die Bürgernähe: Der ver-
stärkte Einsatz digitaler Lösun-
gen macht den Service für Bür-
gerinnen und Bürger schneller, 
effizienter und benutzerfreund-
licher. Das Verfahren ergänzt 
den seit vielen Jahren bestehen-
den vollautomatischen Daten-
austausch zwischen Grundbuch 
und Liegenschaftskataster dort, 
wo aus rechtlichen Gründen 
noch Urkunden und amtliche 
Dokumente ausgetauscht wer-
den müssen. Die Nutzung des 
Verfahrens wird bereits auf wei-
tere Behörden und Kommunen 
ausgeweitet. Oberstes Ziel ist 
dabei, die digitale Vernetzung in 
der Verwaltung weiter voranzu-
treiben. DK

Halbleiterforschung:

Aiwanger übergibt Förderbescheide
Das Bayerische Wirtschaftsministerium fördert die Halbleiterfor-
schung mit über 13 Millionen Euro. Wirtschaftsminister Hubert 
Aiwanger hat einen Förderbescheid an vier beteiligte Fraunho-
fer Institute übergeben. Konkret geht es um die Unterstützung 
im Rahmen von zwei so genannten Pilotlinien des EU-Chips-Acts. 
Aiwanger: „Unsere bayerische Kofinanzierung ermöglicht es, 
dass weitere rund 66 Millionen Euro EU- und Bundesmittel in die 
Fraunhofer-Mikroelektronik-Forschung in Bayern investiert wer-
den können. Die ganze Welt ist auf Halbleiter angewiesen. Mit 
jedem Euro für die Chipforschung stärken wir deshalb die Positi-
on des Wirtschaftsstandortes Bayern. Ich sehe ein großes Poten- 
zial, dass sich aus den Forschungsergebnissen der beiden Pilot-
linien neue Geschäftsmodelle und wirtschaftliche Anwendungs-
möglichkeiten ergeben.“

Der Fokus der hauptsächlich in 
Deutschland angesiedelten Pilot-
linie APECS (Advanced Packaging 
for Electronic Components and 
Systems) liegt auf der Integration 
verschiedener Technologiekom-

ponenten. Beteiligt sind in Bay-
ern das Fraunhofer-Institut für In-
tegrierte Schaltungen IIS in Erlan-
gen, das Fraunhofer-Institut für 
Elektronische Mikrosysteme und 
Festkörper-Technologien EMFT in 

München und das Fraunhofer-In-
stitut für Angewandte und Inte-
grierte Sicherheit AISEC in Gar-
ching. Hier liegt der Schwerpunkt 
in den Bereichen Chip-Design, 
Analyse und Testen und dockt 
auch inhaltlich an das Bayerische 
Chip Design Center (BCDC) an.

Die WBG-Pilotlinie zielt auf 
die Entwicklung von so genann-
ten Wide-Bandgap (WBG)- und 
Ultra-Wide-Bandgap (UWBG)- 
Halbleitern. Solche Halbleiter 
bestehen aus neuartigen Kris-
tallen wie zum Beispiel Alumi-
niumnitrid. Mit diesem Material 
ist die Regelung sehr hoher Leis-
tungen möglich, zum Beispiel für 
den Einsatz in der Stromüber-
tragung. Das Fraunhofer-Insti-
tut für Integrierte Systeme und 
Bauelementetechnologie IISB in 
Erlangen ist als einziges deut-
sches Institut auf Grund seiner 
herausragenden Expertise im 
Bereich Leistungshalbleiter an 
dieser Pilotlinie beteiligt. r

Cyberschutz kann Existenz der Firma retten
Neue Pflicht für E-Rechnungen erhöht auch Gefahr von Hackerangriffen

Seit Januar 2025 muss jedes Unternehmen E-Rechnungen emp-
fangen können; ab Anfang 2028 müssen alle Unternehmen 
E-Rechnungen versenden und empfangen können. Doch die Ein-
führung der E-Rechnungspflicht bringt nicht nur Effizienzvortei-
le und spart Kosten, sie birgt auch neue Cyberrisiken mit neuen  
Dateiformaten, manipulierten Rechnungen und kompromittier-
ten E-Mail-Konten.

Über manipulierte E-Mails läuft 
immer noch ein großer Teil der 
Cyberangriffe. Sie können Viren, 
Trojaner und Würmer enthalten, 
Malware, Spyware oder Ransom-
ware. Beim Öffnen der Datei infi-
ziert sich das System des Empfän-
gers. Hacker können so Rechnun-
gen abfangen und deren Inhalte, 
einschließlich der Zahlungsinfor-
mationen, verändern.

Sinnvolle Versicherung

Egal, ob der Cyberangriff ge-
zielt war oder ungezielt: In jedem 
Fall ist er ärgerlich, teuer und ge-

schäftsschädigend. Eine Cyber- 
versicherung ist daher sinnvoll:  
Sie schützt das Unternehmen 
vor finanziellen Risiken, die 
durch Verletzungen der IT-Sicher-
heit und Cyberangriffe entste-
hen: Haftpflichtansprüche, Ver- 
trauensschäden durch Vor- 
satz, Erpressung, Haftpflicht- 
Vermögensschäden, Eigenschä- 
den, Assistance-Leistungen für  
Forensik und Datenwiederher- 
stellung; optional auch Ertrags 
ausfall durch Betriebs-Stillstand.

Johannes Wagner, Cyber-Ex-
perte bei der Versicherungskam-
mer: „Unsere Erfahrungen als 

Versicherer zeigen: Die üblichen 
Schadenhöhen und die erpress-
ten Geldbeträge machen oft et-
wa fünf Prozent eines Jahresum-
satzes aus. Der Geschäftsbe-
trieb steht dann meist im Durch-
schnitt ein bis zwei Wochen still. 
Hinzu kommen noch hohe Kos-
ten, um die Täter wieder aus den 
IT-Systemen zu entfernen. Dar-
um sage ich: Die Cyberversiche-
rung ist die Feuerversicherung 
des 21. Jahrhunderts.“

Cyber-Sicherheitscheck 
online und kostenlos

Jeder Unternehmer und Gewer-
betreibende kann einen ersten, 
neutralen Selbsttest machen und 
dadurch die eigene Gefährdung 
einschätzen: mit dem „Cyber-Si-
cherheitscheck“ des Gesamtver-
bands der Deutschen Versiche-
rungswirtschaft e. V. (GDV). r

Freistaat Bayern und Vodafone GmbH:

Starke Partner für 
Bayerns Digitale Zukunft

„Bayern treibt die Versorgung mit schnellem Internet voran. Ins-
besondere beim Glasfaserausbau engagiert sich der Freistaat Bay-
ern seit Jahren auf freiwilliger Basis massiv und hat bereits über 2,6 
Milliarden Euro an Landesmitteln investiert. Mehr als 104.000 Ki-
lometer Glasfaser werden damit verlegt. Der enge Austausch mit 
Telekommunikationsunternehmen ist essenziell, um beste Rah-
menbedingungen für den Netzausbau beizubehalten. Gemeinsam 
steigern wir damit unsere ohnehin schon hohe Gigabitquote im 
Freistaat von bald 81 Prozent zügig“, stellte Finanz- und Heimatmi-
nister Albert Füracker im Rahmen eines Gesprächs mit Marcel de 
Groot, Chief Executive Officer der Vodafone GmbH, fest.

Als einer der größten Netzbe-
treiber nehme die Vodafone Gm-
bH eine wichtige Rolle bei der 
Versorgung mit schnellem Inter-
net ein. Sie sei aber auch langjäh-
riger Vertragspartner des Frei-
staats Bayern beim Betrieb des 
Bayerischen Behördennetzes, 
bei Mobilfunk, Telekomminikati-
on und BayernWLAN für staatli-
che Dienststellen. „Auf dem Weg 
ins Gigabitzeitalter ist es wichtig, 
dass alle Akteure weiter an ei-
nem Strang ziehen, damit gerade 
auch der ländliche Raum schnell 
flächendeckend versorgt wird. 
Der Bund wird seiner Zuständig-
keit und finanziellen Verantwor-

tung hier immer noch nicht aus-
reichend gerecht“, so Füracker.

Gigabit-Motor Bayern

„Bayern ist Deutschlands Giga-
bit-Motor. 2018 haben wir hier 
zum ersten Mal das Gigabit im 
Festnetz gestartet, heute kann es 
von rund 7 Millionen Bayern ge-
nutzt werden. Und hier im Bun-
desland beginnen wir das größte 
Gigabitnetz noch besser und grö-
ßer zu machen. Mit noch mehr 
Glasfaseranschlüssen für hun-
derttausende weitere Haushalte, 
die wir als Vodafone und gemein-
sam mit der OXG in den nächs-

ten Jahren bauen. In diesem Jahr 
starten wir bereits in Augsburg, 
Hof, Nürnberg und anderen Städ-
ten. Im Mobilfunk haben wir zu-
dem das Echtzeit-Netz 5G+ im ge-
samten Bundesland freigeschaltet, 
damit Daten von unseren Smart-
phones so schnell übermittelt wer-
den, wie das menschliche Nerven-
system reagieren kann“, so Mi- 
chael Jungwirth, Mitglied der Ge-
schäftsleitung der Vodafone GmbH.

Durch den engen Austausch 
zwischen dem Bayerischen Fi-
nanz- und Heimatministerium und  
der Vodafone GmbH soll der pri-
vatwirtschaftliche Ausbau des 
Kommunikationsnetzes als zent-
raler Infrastrukturmotor auch in 
den kommenden Jahren weiter 
vorangebracht werden. Auch al-
le Anschlussnutzer können einen 
wichtigen Beitrag für mehr Schub 
beim Ausbau von schnellem Inter-
net in Bayern leisten: Nur eine ho-
he Nachfragequote setzt ein star-
kes Signal an die Telekommunika-
tionsunternehmen und den Bund 
als originär zuständigen Förder-
geber. r
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Kompetenz
für Kommunen.
Ein Unternehmen kommunaler
Spitzenverbände

www.kubus-kommunalberatung.de

KUBUS GMBH –
KOMPETENZ FÜR ÖFFENTLICHE AUFTRAGGEBER

IN SACHEN ENERGIEBESCHAFFUNG

Nutzen Sie die Vorteile einer individuellen Einzelausschreibung mit der KUBUS GmbH.

Wir sind als Unternehmen kommunaler Spitzenverbände Teil der kommunalen Familie 
und kennen Ihre speziellen Anforderungen genau. Daher können wir Ihre Interessen 
bestens vertreten. Für die Ausschreibung von Strom und Gas für öff entliche Auftrag-
geber sind wir eines der führenden Unternehmen auf dem Markt. Seit 2010 führen wir 
im Rahmen der Beschaff ung von Strom und Erdgas die e-Vergabe durch. Mit mehreren 
hundert Verfahren als Einzel- oder Bündelausschreibungen pro Jahr verfügen wir über 
umfangreiche Erfahrungen, die wir in jeden Auftrag einbringen.
Wir sind nicht nur bestens mit den Anforderungen der öff entlichen Hand vertraut, 
sondern kennen auch bundesweit die des Marktes, da wir uns in mehr als 15 Jahren ein 
entsprechendes Netzwerk aufgebaut haben. Im Rahmen einer individuellen Einzelaus-
schreibung stehen Ihre Bedürfnisse, Termine und Wünsche im Vordergrund und das zu 
attraktiven Konditionen. 

FORDERN SIE IHR PERSÖNLICHES ANGEBOT AN UND NUTZEN SIE U. A. DIESE VORTEILE:
▪ Maßgeschneidertes Verfahren zugeschnitten auf Ihre Bedürfnisse
▪ Intensive Rund-um-Betreuung und Beratung
▪ Selbstbestimmung/Steuerung des Beschaffungsprozesses
▪ Individueller Zeitplan
▪ Attraktiver für regionale Bieter 
▪ Feste Ansprechpartner
▪ Attraktive Konditionen

SO ERREICHEN SIE UNS: 0385/30 31-261 energie@kubus-kb.de

VKU-Verbandstagung in Berlin:

Vorfahrt für Investitionen
Mit der Frage, wie milliardenschwere Investitionen getätigt werden 
können und Leistungen der Daseinsvorsorge zugleich für Bürger 
und Wirtschaft bezahlbar bleiben, befasste sich in Berlin die dies-
jährige VKU-Verbandstagung mit mehr als 800 Entscheidern aus 
Stadtwerken sowie der kommunalen Energie-, Wasser-, Telekom-
munikations- und Abfallwirtschaft.

Laut VKU-Hauptgeschäftsfüh-
rer Ingbert Liebing sind die In-
vestitionsbedarfe für den Aus-
bau und die Ertüchtigung der In- 
frastruktur in Deutschland enorm:  
Für die Energiewende müssten 
bis 2030 721 Milliarden Euro mo-
bilisiert werden. Die Wasserwirt-
schaft müsse ihre jährlichen In-
vestitionsvolumina vervierfachen 
und somit bis 2045 800 Milliarden 
Euro investieren. Der Grund hier-
für sei, dass viele die Infrastruktu-
ren an das Ende ihrer Nutzungs-
dauer kommen und gleichzeitig 
an die Folgen des Klimawandels 
angepasst werden müssen. „Jetzt 
ist nicht die Zeit für theoretische 
Grundsatzdiskussionen, jetzt ist 
Zeit zum Handeln. Wir brauchen 
im Haushalt einen klaren Fokus 

auf Investitionen. Unsere kom-
munalen Infrastrukturen halten 
Deutschland am Laufen, damit 
das so bleibt, muss ein Investiti-
onsschwerpunkt auf der Ertüch-
tigung kommunaler Infrastruktur 
liegen“, betonte Liebing.

Klimaziel 2045 

Aus einer Umfrage des VKU 
unter den CEOs von 1.584 kom-
munalen Unternehmen, die an-
lässlich der VKU-Verbandsta-
gung veröffentlicht wurde, geht 
hervor, dass mehr als zwei Drit-
tel der kommunalen Unterneh-
men das deutsche Klimaziel 2045 
unter den geltenden Rahmenbe-
dingungen für unrealistisch er-
achten. Die Kosten seien aktuell 

zu hoch, die Finanzierung unklar.
Damit das Ziel der Klimaneu-

tralität erreicht wird, geben 51 
Prozent der CEOs an, dass vor-
dringlich die Finanzierung ge-
klärt und durch neue Konzep-
te erleichtert werden müsse. 47 
Prozent plädieren für einen Re-
alitätscheck bei jeder Entschei-
dung, jedem Gesetz. 44 Prozent 
der Befragten wünschen sich 
schnellere Planungs- und Geneh-
migungsverfahren. Mit Blick auf 
das energiepolitische Zieldrei-
eck von Klimaneutralität, Versor-
gungssicherheit und Bezahlbar-
keit votieren die meisten Befrag-
ten (39 Prozent) für eine klare 
Priorisierung von Bezahlbarkeit 
und Wirtschaftlichkeit.

„Unser Land braucht neuen 
Schwung für die Energiewende“, 
forderte VKU-Präsident Dr. Ulf 
Kämpfer und ergänzte: „Die am-
bitionierte Energiewende ist und 
bleibt elementar für Klimaschutz 
und eine resiliente nationale Ver-
sorgungssicherheit. Wir müssen 
die Abhängigkeiten vom Import 
fossiler Energien aus dem Aus-
land weiter reduzieren. Klima-
neutralität gelingt nur, wenn wir 
die Kosten senken und die Pro-

zesse der Energiewende besser 
aufeinander abstimmen. Zudem 
sollte eine neue Bundesregierung 
das Fundament für alternative Fi-
nanzierungsformen legen, zum 
Beispiel für einen Energiewende-
fonds.“

Sichere Wasserversorgung

Neben Klimaneutralität verfol-
gen kommunale Unternehmen 
auch das Ziel, die Ver- und Entsor-
gungssicherheit bei bezahlbaren 
Preisen zu erhalten. Den größ-
ten Investitionsbedarf sehen die 
kommunalen Unternehmen beim 
Ausbau ihrer Stromnetze für die 
Energie- und Wärmewende (66 
Prozent) und beim Ausbau ihrer 
Fernwärmenetze für die Wärme-
wende (50 Prozent). Auf Platz 3 
der am meisten genannten Infra-
strukturen rangieren der Ausbau, 
Erhalt oder die Modernisierung 
bestehender Trinkwasseranlagen 
und -netze für eine sichere Was-
serversorgung (28 Prozent).

Infrastrukturen der Wasser-
wirtschaft kommen ans Ende ih-
rer Nutzungsdauer und müssen 
zugleich an die Folgen des Klima-
wandels angepasst werden. Dies 
gilt genauso für die Infrastruktu-
ren der Abwasserentsorgung auf 
Platz 4. Für die Abfallwirtschaft 
ist zudem die Möglichkeit zur Ab-
scheidung und Speicherung von 
CO2-Emissionen entscheidend, 
um Klimaneutralität erreichen zu 
können. Hierfür fehlt jedoch die 
gesetzliche Grundlage.

Der Investitionsbedarf in die In-
frastrukturen und Systeme der 
kommunalen Unternehmen ist 
enorm. Den größten Investitions-
bedarf sehen kommunale Unter-
nehmen laut Umfrage bei den 
Strom- und Fernwärmenetzen 
für die Energiewende und auch 
bei den Infrastrukturen der Was-
serversorgung und Abwasserent-

sorgung. Kämpfer zufolge wün-
schen sich kommunale Unterneh-
men von einer neuen Bundesre-
gierung mehr Verlässlichkeit und 
Realitätssinn, aber weniger Büro-
kratie.

Bezahlbare Energiepreise

Industrie, Mittelstand und Bür-
ger benötigten bezahlbare Ener-
giepreise. 90 Prozent der Stadt-
werke verneinen die Frage, ob 
Energiepreise unter den aktu-
ell geltenden Rahmenbedingun-
gen in den kommenden Jahren 
bezahlbar sein werden. Sie ge-
ben an, dass es alternative Finan-
zierungsformen brauche. Nur 10 
Prozent glauben, dass zum Bei-
spiel mit dem Ausbau der Erneu-
erbaren und LNG aus den USA die 
Preise sinken werden.

„Das ist ein starkes Signal für 
Union und SPD“, urteilte Kämp-
fer. Für bezahlbare Energiepreise 
empfehlen 75 Prozent der Stadt-
werke, die Stromsteuer für alle zu 
senken. 54 Prozent sprechen sich 
dafür aus, die Netzentgelte mit 
Zuschüssen aus Steuermitteln zu 
senken oder alternative Finanzie-
rungsformen wie Amortisations-
konten oder einen Energiewende-
fonds. Dirigistischen Markteingrif-
fen wie Preisdeckeln erteilen sie 
hingegen eine klare Absage, nur 8 
Prozent der Unternehmen halten 
dies für ein geeignetes Mittel.

Gebaut für Generationen

Infrastrukturen der Daseinsvor-
sorge sind langlebig und werden 
für Generationen gebaut. „Einmal 
getroffene Richtungsentschei-
dungen müssen Bestand haben 
– auch über einen Regierungs-
wechsel hinaus. Nur so schaffen 
wir verlässliche Investitionsbedin-
gungen“, stellte Ingbert Liebing 
abschließend fest, auch wenn es 

Nachsteuerungs- und Korrektur-
bedarf, wie etwa beim Gebäude-
energiegesetz und Wärmepla-
nungsgesetz gebe.

Im Rahmen der Verbandsta-
gung zeichnete der VKU auch 
heuer wieder Macher und Vor-
denker der Kommunalwirtschaft 
mit dem VKU-Innovationspreis 
aus. Zu den Gewinnern zählt das 
Projekt H2Direkt von Energie Süd-
bayern, Energienetze Bayern und 
Thüga.

Im Herbst 2023 stellten die 
Energieversorger im bayerischen 
Hohenwart deutschlandweit erst-
mals ein bestehendes Ortsnetz 
mit angeschlossenen Privatkun-
den auf 100 Prozent Wasserstoff 
um. Seitdem werden zehn priva-
te Haushalte und ein Gewerbe-
kunde über das umgewidmete 
Netz mit H2 versorgt. Dafür wur-
de auf einem Grundstück in der 
Nähe eine Wasserstoff-Bereitstel-
lungs- und Einspeiseanlage errich-
tet. In den Häusern ersetzte man 
die Heizkessel durch hochmo-
derne H2-Brennwertgeräte. Be-
sonders erfreulich: Alle Bauteile 
im bestehenden Netz und in den 
Heizungsräumen wurden auf ihre 
H2-Tauglichkeit überprüft und die 
Tauglichkeit von Sachverständi-
gen bestätigt. Lediglich die Ther-
me und der Gaszähler mussten 
ausgetauscht werden.

H2Direkt zeigt im kleinen Maß-
stab, aber in der Praxis und mit 
Erfolg, wie die Umstellung der 
heutigen fossilen Gasversorgung 
auf eine grüne Wasserstoff-Ver-
sorgung erfolgen kann. Und das 
prinzipiell für alle Kundengruppen 
aus Haushalt, Gewerbe und In-
dustrie. Aufgrund der sehr positi-
ven Rückmeldungen wird bereits 
jetzt an einem Nachfolgeprojekt 
gearbeitet. Unter anderem wer-
den Konzepte zur Errichtung einer 
Wasserstoff-Erzeugung vor Ort 
geprüft.  DK

Mittelstand plädiert für Rohstoffwende

Forderungen an die kommende Bundesregierung
Die Mittelstandsallianz, eine Initiative des BVMW, hat in einem 
12-Punkte-Papier klare Forderungen an die kommende Bundesre-
gierung formuliert, wobei der Schwerpunkt auf nachhaltigen und 
wirtschaftlichen Lösungen für den Mittelstand liegt. Ein zentraler 
Punkt des Papiers ist das Konzept der „Rohstoffwende“, das unter 
der Federführung von bvse-Hauptgeschäftsführer Eric Rehbock ent-
wickelt wurde.

Die Rohstoffwende setzt auf 
die Kreislaufwirtschaft als einen 
Weg, Rohstoffe effizienter zu nut-
zen und gleichzeitig die Umwelt 
zu schonen. Ziel ist es, die Wirt-
schaft von einem linearen Mo-
dell (Produktion, Konsum, Entsor-
gung) zu einer Kreislaufwirtschaft 
zu transformieren, in der Res-
sourcen wiederverwendet und 
recycelt werden, statt in Müllde-
ponien zu landen oder als Abfall 
verbrannt zu werden.

Rechtssicherheit für  
alle Marktteilnehmer

Laut Mittelstandsallianz schont 
der Einsatz von Sekundärrohstof-
fen in der gewerblichen und in-
dustriellen Produktion natürliche 
Ressourcen, spart Energie und 
verringert den CO2-Ausstoß. Da-
her sei in allen relevanten Berei-
chen zu prüfen, ob Sekundärroh-
stoffe eingesetzt werden können. 
„Wir fordern daher eine zügige 
nationale Regelung für das Ab-
fallende von wichtigen Sekundär-
rohstoffen, wie zum Beispiel Alt-
papier, Ersatzbaustoffe oder Alt-
kunststoffe. Damit kann Rechtssi-
cherheit für alle Marktteilnehmer 
geschaffen und ein Booster für 

die Kreislaufwirtschaft gezündet 
werden. Denn eine funktionie-
rende Kreislaufwirtschaft führt 
sowohl zu einem effektiven Um-
welt- als auch Klimaschutz und 
muss zur Einhaltung der deut-
schen Klimaschutzverpflichtun-
gen umfassend implementiert 
werden.“

Ob im Straßen-, Haus- oder Ge-
bäudebau, beim Handwerk, der 
Industrie oder der Verwaltung: 
Die deutsche Recyclingindus- 
trie biete qualitativ ausgezeich-
nete Recyclingprodukte für die 
vielfältigsten Verwendungsmög-
lichkeiten. Trotzdem gebe es im-
mer noch eine zu große Zurück-
haltung öffentlicher wie privater 
Auftraggeber, Recyclingproduk-
te einzusetzen. Die öffentliche 
Hand sollte bei ihren Auftragsver-
gaben daher mit gutem Beispiel 
voran gehen und die Diskriminie-
rung der Verwendung von Recy-
clingprodukten, beispielsweise in 
Ausschreibungen, ausschließen, 
heißt es.

Die Märkte der Metallrecy-
clingwirtschaft sind global. Der 
Einsatz von recycelten Metal-
len spare Energie, Treibhausgase 
und Primärressourcen und sei als 
„Green Commodity“ essenziell 

für die Etablierung internationa-
ler grüner Leitmärkte. „Die Aner-
kennung und Weiterentwicklung 
von Rohstoffpartnerschaften 
muss daher den reibungslosen, 
grenzüberschreitenden Handel 
mit recycelten Metallen unter-
stützen und in Handelsabkom-
men berücksichtigen“, lautet ei-
ne weitere Forderung.

Spielräume für die  
Recyclingwirtschaft

Der Gesetzgeber muss sich 
nach Auffassung der Mittel-
standsallianz darüber im Klaren 
sein, dass die Unternehmen der 
Recyclingwirtschaft auch Produk-
te aufbereiten, die vor Jahrzehn-
ten hergestellt wurden und Stoffe 
enthalten können, die damals in 
höheren Mengen nicht als schäd-
lich galten. Daher sei es geboten, 
die Einhaltung strengerer Grenz- 
werte mit angemessenen Über-
gangsfristen und Spielräumen für 
die Recyclingwirtschaft zu gestal-
ten, die versuche, alle wertvollen 
Rohstoffe für die Industrie zu si-
chern.

Laut Eric Rehbock „muss die 
Bundesregierung das Potenzial 
der Recyclingwirtschaft stärker 
für den Klimaschutz nutzen. Wir 
brauchen eine Zukunftsoffensive 
mit einer gezielten Förderung des 
Mittelstands, um Recyclingkapa-
zitäten auszubauen. Gleichzeitig 
müssen bürokratische Hürden in 
Genehmigungsverfahren abge-
baut werden.“  DK

Bewältigung des Klimawandels 
erfordert schnellere  

Genehmigungsverfahren
Jedes Jahr am 22. März rufen die Vereinten Nationen zum Weltwas-
sertag auf. In diesem Jahr steht der Tag unter dem Motto „Glacier 
Preservation“ („Erhalt der Gletscher“), wodurch die Notwendigkeit 
betont wird, Gletscher als natürliche Wasserspeicher zu bewahren 
und ihre entscheidende Rolle im Ökosystem zu schützen.

„Die Klimaveränderungen mit 
zunehmenden Trockenperioden 
und Starkregenereignissen stellen 
die Wasserwirtschaft vor immen-
se Herausforderungen“, so Martin 
Weyand, BDEW-Hauptgeschäfts-
führer Wasser/Abwasser. „Um die 
Wasserversorgung langfristig zu 
sichern, müssen Investitionen in 
die wasserwirtschaftliche Infra-
struktur deutlich schneller umge-
setzt werden. Dazu brauchen wir 
– analog zum Ausbau Erneuerba-
rer Energien – Genehmigungsver-
fahren, die den Ausbau der Infra-
struktur beschleunigen.

Zudem müssen wir die Wasser- 
und Abwasserinfrastruktur kon-
sequent an die Folgen des Klima-

wandels anpassen. Dazu gehö-
ren nicht nur der Ausbau und die 
strukturelle Anpassung an Stark- 
regenereignisse und langanhal-
tende Trockenperioden, sondern 
auch die Integration von Wasser 
in die städtische Infrastrukturpla-
nung. Regenwassermanagement, 
begrünte Dachflächen und versi-
ckerungsfähige Wege können da-
zu beitragen, Grundwasserneubil-
dung zu fördern und Abflussmen-
gen besser zu regulieren.

Verschmutzungen bereits  
an Quelle vermeiden

Auch der Schutz unserer Was-
serressourcen muss weiter in 

den Fokus rücken. Um die Qua-
lität unserer Gewässer langfristig 
zu sichern, gilt es, Verschmutzun-
gen bereits an der Quelle zu ver-
meiden. Das bedeutet, Pflanzen-
schutzmittel und schädliche Stof-
fe nicht ins Wasser einzutragen 
und Altmedikamente umweltge-
recht zu entsorgen. Gleichzeitig 
kann jede und jeder Einzelne im 
Alltag einen Beitrag leisten, in-
dem beispielsweise wasserspa-
rende Maßnahmen wie das Nut-
zen effizienter Armaturen um-
gesetzt werden und die Garten-
bewässerung im Sommer nicht 
während der Tageszeit erfolgt.

Der Weltwassertag 2025 erin-
nert uns daran, dass der Erhalt 
der Gletscher als natürliche Was-
serspeicher nicht nur eine glo-
bale, sondern auch eine loka-
le Herausforderung ist. Eine zu-
kunftsfähige Wasserwirtschaft 
erfordert deshalb nicht nur be-
schleunigte Investitionen und 
strukturelle Anpassungen, son-
dern auch ein verantwortungs-
bewusstes Handeln auf allen 
Ebenen – von der Politik über 
die Kommunen bis hin zu jedem 
Einzelnen.“  r

https://kubus-kommunalberatung.de/
mailto:energie%40kubus-kb.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
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Weilheim freut sich  überZuwachs im Fuhrpark:

Unimog  
bringt Licht ins Dunkel

Der Landkreis Weilheim erweitert seinen Fuhrpark mit einem Uni-
mog U535. Da auch die Straßenmeisterei einen Mercedes-Benz Ge-
räteträger hat, sind ab sofort zwei leistungsstarke Unimog im Ein-
satz, um die Straßen sicher und gepflegt zu halten. 

Da es sich um identische Fahr-
zeuge handelt, können sie beide 
mit den vorhandenen Anbauge-
räten ausgestattet werden, um 
Grünpflegearbeiten an Straßen-
rändern zu übernehmen oder im 
Winterdienst zuverlässig Schnee 
zu beseitigen.

Die Entscheidung für die gro-
ße Baureihe fiel aufgrund des ho-

hen zulässigen Gesamtgewichts 
von 16,5 Tonnen sowie der kraft-
vollen 354 PS starken Motorisie-
rung leicht. Ein besonderer Ein-
satzzweck des Unimogs ist das Rei-
nigen von Tunneln. Hier überzeugt 
das Fahrzeug mit einer leistungs-
starken Beleuchtung, die dem 
Fahrer eine optimale Sicht auf die 
Arbeitsumgebung bietet.  r

V.l.: Hans Bernhard, Anton Andrä, Christian Gerold, Andreas Schmid.
 Bild: Henne Nutzfahrzeuge

Qualitätssiegel „Umweltbildung.Bayern“:

Verleihung an zwölf 
neue Partner

Ein Dutzend Einrichtungen und Akteure mit hochwertigen  
Bildungsangeboten erhielten in München aus den Händen von 
Umweltminister Thorsten Glauber das Qualitätssiegel „Umwelt-
bildung.Bayern“. Rund 150 Einrichtungen und Akteure tragen 
mittlerweile dieses Siegel und engagieren sich in der „Bildung 
für nachhaltige Entwicklung“. „Mit rund 30.000 Veranstaltungen 
erreichen und begeistern sie jährlich über eine Million Kinder,  
Jugendliche und Erwachsene und sensibilisieren sie für Umwelt- 
und Nachhaltigkeitsthemen – ganz im Sinne der 17 Nachhaltig-
keitsziele der Vereinten Nationen“, unterstrich Glauber.

Zu den neuen Qualitätssie-
gel-Trägern zählt die Almschule 
im Werksviertel Mitte, München. 
Sie bringt Kindern und Jugendli-
chen ein besonderes Stück Na-
tur in die Stadt. Auf dem begrün-
ten Dach des WERK3 werden Mit-
mach-Workshops zu unterschied-
lichen Themenschwerpunkten 
angeboten.

Eine Welt-Station Fürth

Die Eine Welt-Station Fürth 
als derzeit größte Bildungsein-
richtung für Globales Lernen 
und Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung in Stadt- und Landkreis 
Fürth setzt sich seit über 40 Jah-
ren für mehr globale Gerechtig-
keit und eine zukunftsfähige Eine 
Welt ein. Mit mittlerweile über 
200 Workshops und Projektta-
gen jährlich werden zahlreiche 
Kitas und Schulen erreicht. Der 
Fokus liegt auf den Bereichen 
nachhaltiger Konsum und anders 
Wirtschaften, zukunftsfähige Er-
nährung und globale Gerechtig-
keit, insbesondere Klimagerech-
tigkeit. Ergänzt wird das Portfo-
lio durch das Thema Stadtbegrü-
nung und Selbstversorgung in 
der Stadt.

Die Erlebnis-Imkerei Ho-
ney&Honk, Nürnberg, zeigt am 
lebendigen Bienenvolk in Nürn-
berg, Fürth und Umgebung, wie 
erfolgreiche Zusammenarbeit 
und Nachhaltigkeit funktionie-
ren kann. Mit einer Patenschaft 
für ein Bienenvolk wird den Kli-
mazielen ein Gesicht gegeben.

Die Kinder- und Jugendfarm 
Regensburg e.V. ist eine Einrich-
tung der offenen Kinder- und Ju-
gendarbeit und außerschulischer 
Bildungsort. Auf ihrem „Stadtteil-
bauernhof“ helfen Menschen ak-
tiv mit, treten in Kontakt mit Tie-
ren, Natur und Umwelt und nut-
zen das Gelände für freies Spiel.

Zusammenspiel von  
Mensch und Biosphäre 

Als Bildungseinrichtung des 
UNESCO - Biosphärenreser-
vats Rhön spricht das Natur-
erlebniszentrum Rhön, Ham-
melburg, alle Dimensionen 
der Nachhaltigkeit an. Für sie 
steht das Zusammenspiel von 

Mensch und Biosphäre im Mit-
telpunkt. Mit dem Kompe-
tenzzentrum Didaktik wer-
den Angebote regelmäßig eva-
luiert und weiterentwickelt. 
Schwerpunkte der Natur-
park-Umweltstation Waldkir-
chen sind vor allem Schulklas-
sen-Projekttage, Angebote für 
Kindergärten, Führungen und 
Exkursionen für Erwachsene und 
zudem die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit mit Tschechien 
und Österreich. Auch der Aufbau 
eines landkreisweiten Netzwerks 
im Bereich der Bildung für Nach-
haltige Entwicklung (BNE) und 
weitere BNE-Projekte gehören 
dazu. Die Umweltstation Wald-
kirchen ist unter der Trägerschaft 
des Naturparks Bayerischer 
Wald e.V. bereits die dritte staat-
lich anerkannte Umweltstation. 
Das Schullandheim Thüringer 
Hütte, Hausen in der Rhön, ist ein 
Bildungszentrum, das Mensch, 
Natur und Technik in Einklang 
bringt. Mit handlungsorientier-
ten, inspirierenden Program-
men werden Erlebnisse geschaf-
fen, die Menschen nachhaltig be-
wegen und Perspektiven verän-
dern. Durch die Verbindung von 
Kreativität, Gemeinschaft und In-
novation wird Bildung lebendig 
und zukunftsfähig gestaltet.

Die Transition Town Augsburg 
e.V. ist ein offenes Netzwerk en-
gagierter Menschen, die durch 
Vorträge, Workshops und ge-
meinschaftliche Projekte nach-
haltige Veränderungen in der 
Fuggerstadt vorantreiben. Ge-
fördert wird selbstwirksames 
Handeln in Bereichen wie Plas-
tikvermeidung, Urban Garde-
ning, Ressourcenschonung und 
nachhaltige IT-Nutzung. Jeder 
kann aktiv an der Transforma-
tion hin zu mehr Nachhaltigkeit 
teilnehmen.

Mensch.Natur.Stadt.

Unter dem Motto Mensch.Na-
tur.Stadt. lädt die Umweltstation 
Ingolstadt alle Menschen aus In-
golstadt und Umgebung ein, Na-
tur und Nachhaltigkeit zu erle-
ben, sich für ein nachhaltiges Le-
bensumfeld einzusetzen und ge-
meinsam das Zusammenleben in 
der Stadt zu gestalten. Inhaltli-

che Schwerpunkte sind Biodiver-
sität im städtischen Umfeld, glo-
bale Gerechtigkeit, nachhaltige 
Lebensstile, Kunst und Natur, so-
wie Vernetzung.

Schwerpunkt  
Erwachsenenbildung

Die seit 2022 bestehende Um-
weltstation Kitzinger Land, Markt-
steft, zeichnet sich durch ihr sehr 
vielfältiges Angebot an Bildung 
für nachhaltige Entwicklung und 
Umweltbildung aus. Die Umwelt-
station nimmt alle Zielgruppen 
in den Blick, richtet jedoch einen 
Schwerpunkt auf die Erwachse-
nenbildung. In der Ausgestaltung 
ihres Angebots bezieht sich die 
Umweltstation Kitzinger Land auf 
ihr Bildungskonzept, hier insbe-
sondere das formulierte BNE-Leit-
bild und das pädagogische Kon-
zept.

Juliane Wellmann ist Naturpäd-
agogin und Waldbaden-Expertin, 
die Menschen mit ihrem Projekt 
Janes Nature, Hafenlohr (Spes-
sart) dabei unterstützt, eine tiefe-
re Verbindung zur Natur zu finden 
und achtsam mit sich und der Um-
welt umzugehen. Ihre Angebote – 
von Waldbaden über Natur- und 

Umweltminister Thorsten Glauber mit den neuen Trägern des 
Qualitätssiegel „Umweltbildung.Bayern“. Bild: STMUV

Umweltmesse Landshut 2025:

Blick in die Zukunft  
der Nachhaltigkeit

Auch die 16. Auflage der Landshuter Umweltmesse in der Spar-
kassen-Arena und auf dem Messegelände war ein voller Erfolg. 
Unter dem Motto „Zukunft nachhaltig gestalten“ erwartete die 
zahlreichen Besucher ein vielfältiges Programm rund um die The-
men Umwelt- und Klimaschutz, nachhaltige Technologien sowie 
regionale Erzeugnisse. Veranstaltet wurde die Messe von der 
LA-umwelt gemeinnützige GmbH, die mit ihrem Fokus auf Um-
weltbildung und nachhaltige Lebensweisen eine Brücke zwischen 
Experten, Unternehmen und Verbrauchern schlägt.

Seit ihrer Gründung im Jahr 
2006 hat sich die Landshuter 
Umweltmesse als eine der be-
deutendsten Plattformen für 
Nachhaltigkeit und Umweltbe-
wusstsein in der Region etab-
liert. Neben einer umfassenden 
Informationsplattform bot die 
Messe praxisnahe Erlebnisse, die 
nachhaltige Lösungen greifbar 
machten.

Auch die 16. Auflage der 
Landshuter Umweltmesse zeich-
nete sich durch ihre einzigarti-
ge Kombination aus Informati-
onsplattform, Markt für nach-
haltige Alternativen und inter-
aktivem Lernort aus. Sie brachte 
Verbraucher mit engagierten 
Unternehmen, Umweltorganisa-
tionen und Fachleuten zusam-
men, die innovative Lösungen 
präsentierten. Thematisch setz-
te man klare Schwerpunkte auf 
zukunftsweisende Bereiche wie 
nachhaltiges Bauen und Woh-
nen, erneuerbare Energien, um-
weltfreundliche Mobilität sowie 
gesunde Ernährung und bewuss-
ten Konsum. Besucher erhielten 
Einblicke in neueste Entwicklun-
gen, konnten rund 90 Fachvor-
träge renommierter Experten 
sowie Workshops, Vorführun-
gen und Seminare verfolgen und 
nachhaltige Produkte in Aktion 
erleben.

Interaktive Formate

Besonders hervorzuheben ist 
das Umweltbildungsprogramm 
für Schulen, das praxisorientier-
te Module anbot. Kinder lern-
ten beispielsweise, wie Bienen-
wachskerzen hergestellt wer-
den, welche Vorteile eine natur-
nahe Ernährung bietet oder wie 
Photovoltaikanlagen funktionie-
ren. Interaktive Formate wie das 
Abfallwirtschaftsquiz „Wer wird 
MÜLLionär?“ oder der „Pfannku-
chenweg“, der die Entstehung ei-

nes Pfannkuchens von der Roh-
stoffgewinnung bis zum fertigen 
Produkt veranschaulichte, ver-
mittelten Wissen auf spieleri-
sche Weise.

„LA-Arena“

Zum ersten Mal waren Stadt 
und Landkreis Landshut gemein-
sam mit einer „LA-Area“ vertre-
ten. Damit wurde die „geball-
te Landshut-Power“ in der Live-
Box der Sparkassen-Arena prä-
sentiert: seitens der Stadt etwa 
mit zwei jeweils fünf mal drei 
Meter großen Leinwänden, auf 
denen das mittlerweile umfang-
reiche Filmmaterial über Lands-
hut - beispielsweise der Image-
film der Stadt oder die Filme zu 
den Extremsportprojekten - ge-
zeigt wurde. Die Region Lands-
hut wartete unter anderem mit 
einem neuen Freizeitführer, In-
formationen und Broschüren zu 
Freizeitmöglichkeiten und Tou-
rismus sowie zum Wandern und 
Fahrradfahren auf. Zudem wur-
den Projekte vorgestellt, die 
durch das Leader-Förderpro-
gramm der Europäischen Union 
ermöglicht worden sind.

Nachhaltigkeit – ein Lifestyle

Landshuts Oberbürgermeister 
Alexander Putz, der neben dem 
bayerischen Wirtschaftsminis-
ter und stellvertretenden Minis-
terpräsidenten Hubert Aiwan-
ger als Schirmherr agierte, lobte 
die Umweltmesse als „Leistungs-
schau“ im Bereich Innovation 
und Nachhaltigkeit. Besonders 
überzeuge ihn, dass die Messe 
praxisbezogene Lösungen bie-
te, ohne die Wirtschaftlichkeit zu 
vernachlässigen. Auch zeige die 
Umweltmesse mit ihren smar-
ten Produkten, dass Nachhaltig-
keit mittlerweile zu einem Life- 
style geworden sei.  DK

Umweltpädagogik bis hin zu Ak-
tionen rund um Bildung für nach-
haltige Entwicklung (BNE) – schaf-
fen inspirierende Naturerlebnis-
se, die Entspannung, Wissen und 
nachhaltiges Handeln fördern.

Als ganzheitlicher BNE-Lernort, 
der in einem Netzwerk mit ande-
ren Lernorten agiert, sieht sich 
die naturindianer-kids gUG, Mün-
chen. Sie entwickelt und führt in 
der Landeshauptstadt Ferienbe-
treuungsmaßnahmen nach den 
Standards einer Bildung für nach-
haltige Entwicklung für Kinder 
von 5 bis 12 Jahren durch. Zudem 
betreibt sie einen Natur-Hort und 
einen Naturkindergarten, in de-
ren Konzeptionen die BNE als tra-
gender Bildungsansatz verankert 
ist. Darüber hinaus wird ein zu-
kunftsgerichtetes, innovatives 
BNE-Konzept für Ganztagsschu-
len entwickelt und etabliert, dass 
die gezielte Förderung der Schlüs-
sel- und Gestaltungskompeten-
zen der Schülerinnen und Schüler 
zum Ziel hat. Auch steht die Quali-
fizierung von Fachpersonal durch 
Fort- und Weiterbildungen im Be-
reich nachhaltige Entwicklung 
und Outdoorpädagogik in der na-
turindianer-Akademie im Vorder-
grund.  DK

Alles im Blick auf der Werksausstellung. Bild: Lindner Traktoren

Großes Interesse an neuen  
Lindner-Modellen  

und Frühjahrsaktion
Rund 3.000 Besucherinnen und Besucher aus Österreich, Süd-
deutschland, Südtirol und der Schweiz nutzten die Gelegenheit, um 
sich bei der Frühjahrs-Werksausstellung des Tiroler Traktoren- und 
Transporterherstellers Lindner über die neuesten Innovationen so-
wie die Frühjahrsaktion 2025 zu informieren.

Technik, Testfahrten und Top- 
angebote: Die Frühjahrsausstel-
lung von Lindner rund um das 
Innovationszentrum war wieder 
ein Besuchermagnet. „Das Mot-
to der Werksausstellung laute-
te ‚Wendig ins Frühjahr‘. Vie-
le Lindner-Fans nutzten die Ge-
legenheit und testeten Lintrac 
und Unitrac mit Vierradlenkung 
gleich im Gelände“, sagt Ge-
schäftsführer David Lindner. Bei 
den stufenlosen Lintrac-Model-
len lenkt die hintere Achse bis zu 
20 Grad ein. Das hat Vorteile bei 
Wendemanövern im Steilhang, 
beim Mähen oder bei Arbeiten 
im Stall. Darüber hinaus kann 
der Traktor am Ende des Feldes 
in einem Zug wenden und wei-
terarbeiten. Bei der Frühjahrs- 
aktion gibt es die 4-Rad-Len-
kung zu allen Neubestellungen 
kostenlos. Für Modelle ohne 
4-Rad-Lenkung wartet Zusatz-
ausrüstung im selben Wert. Das 
Angebot gilt bis 30. Juni 2025 in 
Verbindung mit der Preisliste 01-
2025.

Aus nächster Nähe konnten 
sich die 3.000 Besucherinnen 
und Besucher von den aktuellen 
Lindner-Neuheiten überzeugen: 
vom geschalteten Lintrac 65 LS 
über den stufenlosen Lintrac 70 
LDrive bis zum Profi-Transporter 
Unitrac 122 LDrive Pro. Für gro-
ßes Interesse sorgten außerdem 
die Top-Vorführer mit Preisham-
mer-Angeboten – das sind hoch-
wertige Maschinen mit wenigen 
Betriebsstunden, die zu beson-
ders günstigen Preisen zu haben 
sind.

Einblicke in die Produktion

Fixpunkte der Lindner-Werks- 
ausstellungen, die im Frühjahr 
und im Herbst stattfinden, sind 
die Werksführungen. In diesem 
Rahmen bekamen die Gäste 
auch dieses Mal fundierte Einbli-
cke in die Herstellung der Lind-
ner-Modelle und erfuhren u.a., 
wie aus mehr als 2.400 Einzel-
teilen ein einsatzbereiter Lintrac 
entsteht. r

Langjährige Forderung wird umgesetzt:

Zentraler Fahrzeugkauf für 
die Feuerwehr möglich

Bayerns Feuerwehren können künftig gemeinsam neue Fahrzeu-
ge kaufen. Das spart Geld wie Verwaltungsressourcen – und ist 
bei gemeinsamen Einsätzen mehrerer Feuerwehren äußerst hilf-
reich. „Damit wird eine langjährige SPD-Forderung endlich um-
gesetzt“, freut sich die innenpolitische Sprecherin der SPD-Land-
tagsfraktion Christiane Feichtmeier. „Unsere Feuerwehren 
müssen möglichst effizient funktionieren, damit sie sich auf ihre 
wichtige Arbeit konzentrieren können.“

Aktuell plant das Bayerische In-
nenministerium ein Pilotprojekt, 
bei dem erstmals ein gängiger 
Fahrzeugtyp zentral vom Freistaat 
bestellt werden soll. Das geht aus 
der Antwort auf eine Anfrage des 
Parlamentarischen Geschäftsfüh-
rers der SPD-Fraktion, Volkmar 
Halbleib, hervor. Der unterfrän-
kische Abgeordnete hatte wissen 
wollen, ob die Staatsregierung 
derartige Sammelbestellungen 
auch für sinnvoll hält und ob es 
bereits konkrete Pläne gibt. „Was 
lange währt, wird endlich gut“, re-

sümiert Halbleib. „Es ist besser, 
Bestellungen zu bündeln und zen-
tral zu organisieren. Das entlastet 
die Feuerwehren und damit letzt-
lich die Kommunen.“

Denn bisher muss sich jede 
Kommune einzeln mit dem Kauf 
neuer Feuerwehrautos beschäf-
tigen, was umständlich und teu-
er ist. Für das jetzige Pilotprojekt 
müssen personelle und finanziel-
le Ressourcen beim Freistaat be-
reitgestellt werden. Eine Investiti-
on, die sich nach Einschätzung der 
SPD auf jeden Fall auszahlt.  r
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SPART NICHT AN SICHERHEIT.
Der Unimog ist dank hoher Sicherheitsstandards auf brenzlige 
Situationen vorbereitet. Im oft unübersichtlichen Straßenverkehr 
unterstützen fortschrittliche Fahrzeugfunktionen wie das Reifen-
druckkontrollsystem, Frontguard Assist, Rückfahrkamera oder Auf-
merksamkeits-Assistent Fahrerinnen und Fahrer aktiv und passiv.

Erfahren Sie online mehr unter:
special.mercedes-benz-trucks.com/unimog-gsr
Ihren Unimog Händler oder Servicepartner
in der Nähe finden Sie unter:
special.mercedes-benz-trucks.com/partnersuche

Clevere Sicherheits-
Assistenzsysteme im Paket:
- Frontguard Assist
- Sideguard Assist 2
- Rückfahrkamera

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, www.beutlhauser.de
Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-110, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, www.beutlhauser.de
Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, www.henne-unimog.de 
Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
E-Mail: info@kurt-herold.de, www.kurt-herold.de 
KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0, E-Mail: verkauf@klmv.de, www.klmv.de
Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, www.wilhelm-mayer.com

Gurkenwasser gegen 
Bodenfrost

Nachhaltiger Winterdienst am Flughafen München  
mit Henne Nutzfahrzeuge

Der Winterdienst steht vor einer Herausforderung: Einerseits müs-
sen Straßen und Wege sicher gehalten werden, andererseits be-
lasten traditionelle Streumittel wie Trockensalz die Umwelt. Eine 
innovative Lösung wird nun am Flughafen München getestet – Gur-
kenwasser als nachhaltige Alternative zu Streusalz. Mit Unterstüt-
zung von Henne Nutzfahrzeuge und moderner Streutechnik wird 
diese umweltfreundliche Methode nun großflächig erprobt.

Unimog im Einsatz

Um die Wege und Zufahrts-
straßen eisfrei zu halten, setzt 
der Flughafen München auf ei-
nen Unimog aus dem Mietpark 
von Henne Nutzfahrzeuge. Das 
Fahrzeug ist mit einem Eco-
tech-Streuer ausgestattet, der 
speziell für den Ausbringung von 
Flüssigstreumitteln entwickelt 
wurde. Die verwendete Gurken-
sole hat mehrere Vorteile:
• Bessere Haftung auf der Fahr-
bahn als herkömmliches Streu-
salz, das leicht verweht wird.
• Effektive Enteisung bis zu 
Temperaturen von -18 °C.
• Umweltfreundlich, da biolo-
gisch abbaubar und ressourcen-
schonend.
• Kosteneffizient, da es ein Ne-
benprodukt der Lebensmittelin-
dustrie nutzt.

Von der Gewürzgurke zum 
Winterdienst-Mittel

Die Idee, Gurkenwasser als 
Streumittel einzusetzen, geht auf 
ein Pilotprojekt der Bayerischen 

Staatsbauverwaltung und der Fir-
ma Develey aus dem Jahr 2019 zu-
rück. Hierbei wird das überschüs-
sige Wasser aus der Gewürzgur-
kenproduktion aufbereitet und 
der Salzgehalt von ursprünglich 7 
auf 21 Prozent erhöht. Aus 1.000 
Tonnen Gurkenwasser entstehen 
so 1.100 Tonnen Salzsole, die im 
Winterdienst zum Einsatz kom-
men.

Nachhaltige Alternative  
mit großem Potenzial

Mit der erfolgreichen Einfüh-
rung am Flughafen München und 
dem Einsatz moderner Fahrzeuge 
von Henne Nutzfahrzeuge könn-
te das Gurkenwasser-Konzept 
auch für andere Kommunen und 
Infrastrukturbetreiber eine inte-
ressante Alternative zum klassi-
schen Winterdienst darstellen. 
Die Zusammenarbeit zeigt, dass 
Innovationen in der Fahrzeug-
technik und nachhaltige Konzep-
te Hand in Hand gehen können – 
für eine umweltfreundliche und 
gleichzeitig sichere Winterdienst-
lösung.  CH

Gurkenwassertankstelle am Flughafen München. Bild: Henne Nutzfahrzeuge

Kommunalforum Alpenraum: 

Die Energiewende findet statt
Bei der 10. Auflage des Kommunalforums Alpenraum im Lindner-In-
novationszentrum in Kundl drehte sich alles um die Frage, wie die 
Gemeinden die Energiewende mitgestalten können. Die zentrale 
Botschaft: Die Kommunen haben eine wichtige Vorbildfunktion.

Alle Experten beim 10. Kom-
munalforum Alpenraum in Kundl 
waren sich einig: Die Energiewen-
de ist in vollem Gange. Tirols Lan-
deshauptmannstellvertreter Jo-
sef Geisler skizzierte in seiner Er-
öffnung die Eckpunkte auf dem 
Weg zur Energieautonomie 2050 
und betonte: „Unabhängigkeit 
sowie leistbare und sichere Ener-
gie sind wichtig für die heimische 
Wirtschaft.“

Wie können die Gemeinden 
die Energiewende aktiv mitge-
stalten? „Der wichtigste Hebel, 
den die Gemeinden haben, ist die 
Bewusstseinsbildung. Gemein-
den können gute Vorbilder sein“, 
sagte Franz Angerer, Geschäfts-
führer der Österreichischen Ener-
gieagentur, in seinem Impuls-
vortrag. TINEXT-Geschäftsfüh-
rer Andreas Burger präsentierte 
in seinem Vortrag ganz konkre-
te Lösungen aus der Praxis: von 
Fernwärme über Photovoltaik bis 
zu Wasserstoff. „Fernwärme ist 
ganz wesentlich, um die Energie-
wende voranzutreiben. Darüber 
hinaus eignet sich der hochalpine 
Raum hervorragend für die Nut-
zung von Photovoltaik.“

Finanzierung  
als Herausforderung

In der abschließenden Talkrun-
de mit den Präsidenten Andreas 
Schatzer (Südtiroler Gemeinden-
verband) und Karl-Josef Schu-
bert (Tiroler Gemeindeverband) 
sowie Hermann Gahr (Obmann 
Forum Land) und Stefan Schelle 
(Präsidiumsmitglied Bayerischer 
Gemeindetag) wurde über die 
konkreten Herausforderungen 
der Kommunen diskutiert. „Man 
kann als Gemeinde mit der Ener-
giewende viel Geld sparen. Darü-
ber hinaus bringt Energieeffizienz 
einen Standortvorteil. Allerdings 
fehlt den Gemeinden oft das In-
vestitionskapital“, so Schubert. 
Hermann Gahr ergänzte: „Am En-
de des Tages müssen sich Investi-
tionen in die Energiewende rech-
nen.“ Stefan Schelle forderte von 
der Politik mehr Verlässlichkeit 
bei den Rahmenbedingungen, 
vor allem bei langfristigen Vor-
haben. Andreas Schatzer unter-
strich den Wert von Kooperati-
onen zwischen den Gemeinden, 
zum Beispiel wenn es um die Er-
richtung von Heizwerken geht.

Gemeinsam für starke  
Gemeinden im Alpenraum

Das Kommunalforum Alpen-
raum ist eine Initiative des Tiroler 
Fahrzeugherstellers Lindner und 
hat das Ziel, die Gemeinden in 
den alpinen Regionen zu vernet-
zen und gemeinsam an Lösungen 

für die Zukunft zu arbeiten. Part-
ner 2025 waren der Österreichi-
sche Gemeindebund, der Süd-
tiroler Gemeindenverband, der 

Tiroler Gemeindeverband, der 
Bayerische Gemeindetag, Fo-
rum Land und TIWAG-Next Ener-
gy Solutions GmbH. Medienpart-
ner sind die Tiroler Tageszeitung, 
Bauhof-online und die Bayeri-
sche GemeindeZeitung. Weitere 
Informationen unter www.kom-
munalforum-alpenraum.eu  r

Stefan Schelle, Präsidiumsmitglied Bayerischer Gemeindetag und Bürgermeister Oberhaching, 
Hermann Gahr, Obmann Forum Land, Mag. David Lindner, Geschäftsführer Traktorenwerk Lindner, 
Landeshauptmann-Stellvertreter ÖR Josef Geisler, Land Tirol, Karl-Josef Schubert, Präsident Tiroler 
Gemeindeverband und Andreas Schatzer, Präsident Südtiroler Gemeindenverband. Bild: Lindner

demopark 2025:

Effizienter Ganzjahreseinsatz  
bei Kommunaltraktoren  

im Käuferfokus
Knappere Budgets und begrenzte Personalkapazitäten, wachsen-
der Aufgabenumfang und E-Mobilität – kommunale Bauhöfe und 
Betriebshöfe öffentlicher Einrichtungen sehen sich mit immer grö-
ßeren Ansprüchen konfrontiert. Mit welcher Technik können diese 
Herausforderungen optimal bewältigt werden? 

Antworten hierauf liefern die 
mehr als 400 Aussteller der de-
mopark vom 22. bis 24. Juni 2025 
in Eisenach. Auf Europas größter 
Freilandausstellung für die Grüne 
Branche werden der Stand der 
Technik sowie die Neuheiten für 
alle Arten von Pflegeaufgaben 
in Kommunen, auf öffentlichen 
Straßen, Wegen und Parks sowie 
für die Gewässer-, Landschafts-, 
Golfplatz- und Friedhofspflege 
und den Winterdienst gezeigt.

Optimaler Überblick über 
neueste Kommunaltechnik

Die demopark bietet eine op-
timale Plattform, um sich einen 
Überblick über die bereits viel-
fältigen Angebote der Hersteller 
von Nutzfahrzeugen, Kompakt-
traktoren sowie Rad- und Tele- 
skopladern mit Elektroantrieb zu 
verschaffen. Gerade in diesem 
Bereich sind auf der demopark 
2025 interessante Neuheiten zu 
erwarten. 

Das gilt ebenso für Traktoren 
und Geräteträger mit konventi-
onellen Dieselmotoren, die mit 
alternativen Treibstoffen wie 
dem HVO 100, einem biogenen 

Kraftstoff aus Reststoffen, be-
trieben werden können. Immer 
mehr Hersteller bieten ihre neu-
en Fahrzeuge für den kommuna-
len Einsatz von vornherein mit 
der Freigabe für HVO 100 an. Auf 
diesem Wege können Bauhöfe 
und Dienstleister auch dann ei-
nen Beitrag zur Reduzierung der 
CO2-Emissionen leisten, wenn 
sie nicht mit einem Fahrzeug mit 
Elektroantrieb arbeiten können.

Entscheidend ist, dass die op-
timale Arbeitserledigung so-
wohl den gesamten Arbeits-
tag als auch über das ganze Jahr 
hinweg und insbesondere beim 
Winterdienst gewährleistet wer-
den kann. Hierfür müssen Kom-
munen und ihre Dienstleister bei 
der Investitionsentscheidung die 
jeweilige Aufgabenstruktur im 
Blick haben.

Einsatzstruktur  
entscheidet über Antriebsart

Zunächst gilt es den Blick auf 
das Einsatzgebiet zu richten. Wo 
muss gearbeitet werden? Wel-
che Wegstrecken sind bis zum 
Einsatzort zurückzulegen und 
welche Arbeiten sind mit wel-

cher Einsatzdauer zu erledigen? 
Wie hoch ist dabei der Kraftan-
spruch? Wie breit darf das Trä-
gerfahrzeug sein, um auf Fußwe-
gen oder in Parks fahren zu kön-
nen? Gibt es zusätzliche Restrik-
tionen, beispielsweise bezüglich 
der Lärmemissionen.

Durch die genaue Analyse der 
zu erledigenden Aufgaben kann 
festgestellt werden, welche Fahr-
zeugart – Traktor, Geräteträger 
oder Nutzfahrzeug, Radlader, Te-
leskoplader, Bagger oder Sonder-
maschine – in Frage kommt und 
welche Motorleistung beim je-
weiligen Fahrzeug gefordert ist. 
Erst dann kann eine fundierte 
Entscheidung zur Frage, mit wel-
chem Antrieb der ausgewählte 
Fahrzeugtyp die Arbeiten zuver-
lässig und kosteneffizient erledi-
gen kann, getroffen werden.

Entlastung des Fahrers  
zunehmend wichtiger

Ein weiterer wichtiger Fak-
tor, der maßgeblich für innovati-
ve Neuheiten auf der demopark 
2025 sein wird, ist die Entlastung 
des Fahrers von Routinetätigkei-
ten in der Gerätesteuerung. Dies 
erfolgt beispielsweise durch mo-
derne digitale Steuergeräte mit 
Bildschirm und Joystick sowie die 
digitale Dokumentation der erle-
digten Arbeiten.

Neue Fahrerkabinen, auch bei 
kleineren Geräteträgern und 
Radladern, sorgen zudem für zu-
sätzlichen Arbeitskomfort, eine 
bessere Übersicht über die Ar-
beitsgeräte und insgesamt für 
mehr Sicherheit bei der Arbeit an 
Straßen und in öffentlichen Be-
reichen.  r

http://www.kommunalforum-alpenraum.eu
http://www.kommunalforum-alpenraum.eu
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie vie-
le Einwohner vertreten Sie?

Als Erste Bürgermeisterin der 
Stadt Kronach, die rund 17.000 
Einwohner zählt, beantworte 
ich gerne Ihre Fragen.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Ich habe mein Amt als 
hauptamtliche Erste Bürger-
meisterin im Jahr 2020 angetre-
ten.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 
vor aus?

Vor meiner Tätigkeit als Bür-

Team in der Stadtverwaltung 
gemeinsam gewachsen.
Welche Themen beschäftigen 
Sie momentan? Womit wer-
den Sie sich noch auseinan-
dersetzen müssen/wollen? 

Aktuell beschäftigen wir uns 
intensiv mit der Digitalisierung 
der Verwaltung, der Förde-
rung von Bildungsangeboten 
und der nachhaltigen Stadtent-
wicklung. Zukünftig möchten 
wir den sozialen Zusammenhalt 
weiter stärken und innovative 
Projekte zur Steigerung der Le-
bensqualität umsetzen. 
Haben Sie einen wichtigen 
Ratschlag für junge Kollegin-

Angela Hofmann
Erste Bürgermeisterin der Stadt Kronach

germeisterin war ich als Diplom-Ingenieurin (FH) 
tätig.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kommu-
nalpolitik zu gehen?

Mein Antrieb war es, aktiv zur positiven Ent-
wicklung meiner Heimatstadt Kronach beizutra-
gen und die Interessen der Bürgerinnen und Bür-
ger direkt zu vertreten. Kronach ist eine lebens- 
und liebenswerte Stadt, die Tradition und Moder-
ne vertritt. Ich sehe viel Entwicklungspotenzial in 
meiner Heimat und setze mich intensiv für die Zu-
kunftsfähigkeit unserer Stadt ein.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Durch meine langjährige ehrenamtliche Tätig-
keit, unter anderem als Vorsitzende der Volks-
hochschule Kreis Kronach e.V. sowie als Kreis-
rätin, 2. Bürgermeisterin und CSU-Ortsvorsitzen-
de, konnte ich wertvolle Erfahrungen sammeln, 
die mich auf das Bürgermeisteramt vorbereitet 
haben.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Herausfor-
derungen? 

Zu Beginn meiner Amtszeit standen wir vor der 
Aufgabe, die Verwaltung zu modernisieren und 
die Bürgerbeteiligung zu stärken, um den Anfor-
derungen einer modernen Stadt gerecht zu wer-
den. Auch das Thema Corona hat mich zu Beginn 
meiner Amtszeit beschäftigt. Wir sind gestärkt 
aus Herausforderungen hervorgegangen und als 

nen und Kollegen?
Engagieren Sie sich frühzeitig in verschiede-

nen Bereichen, sammeln Sie vielfältige Erfahrun-
gen und hören Sie stets auf die Anliegen der Bür-
gerinnen und Bürger. Authentizität und Transpa-
renz sind die Schlüssel zum Erfolg. Dabei ist es 
entscheidend, im demokratischen Prozess immer 
fair und ehrlich miteinander umzugehen. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Durch regelmäßige Bürgerversammlungen, 
Workshops und Sprechstunden fördern wir den 
Dialog und die Partizipation aller Beteiligten. 
Offene Kommunikation ist für mich von gro-
ßer Bedeutung. Nur wenn alle wichtigen Prota-
gonisten umfassend eingebunden sind, stimmt 
das Ergebnis.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf die 
künftige Kommunalpolitik haben?

Die Digitalisierung wird einen erheblichen Ein-
fluss haben, da sie Prozesse effizienter gestaltet 
und neue Formen der Bürgerbeteiligung ermög-
licht. Wir werden uns sicher auch mit den Mög-
lichkeiten und Grenzen der Künstlichen Intelligenz 
auseinandersetzen müssen. Unsere soziale und 
berufliche Zukunft wird auch davon geprägt sein. 
Eine Idee wäre es, einen Digitalrat zu berufen.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

„Gemeinsam für eine starke Gemeinschaft.“
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Als Bürgermeisterin, die stets im Dialog mit 
den Menschen steht und sich für eine lebens-
werte und zukunftsorientierte Stadt Kronach ein-
setzt. r

Bezirketagspräsident Franz Löffler, Kultusministerin Anna Stolz und Thomas Schwarzenberger, Bezirkstags-
präsident Oberbayern gemeinsam mit den Schülern der Thea-Diem-Schule. Bild: StMUK

Bayerischer Bezirketag und Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus:

Pooling-Modell für Schulbegleitung 
soll Regel werden

In der Thea-Diem-Schule in Unterhaching haben Bayerns Kultusmi-
nisterin Anna Stolz und der Präsident des Bayerischen Bezirketags, 
Franz Löffler, gemeinsame Empfehlungen zum sogenannten Poo-
ling-Modell unterzeichnet. Das Konzept soll eine effizientere und fle-
xiblere Schulbegleitung für Kinder mit besonderem Förderbedarf er-
möglichen und langfristig flächendeckend zum Standard werden.

Die Veranstaltung wurde von 
Schulleiterin Ricarda Friderichs 
eröffnet, die die Bedeutung der 
Thea-Diem-Schule als Bereiche-
rung für die Schulfamilie hervor-
hob. Besonders betonte sie die 
Einbindung der Schule in den För-
dercampus Unterhaching, der 
verschiedene Einrichtungen un-
ter einem Dach vereint.

Pooling als Zukunftsmodell 
der Inklusion

In ihrem Grußwort lobte Mi-
nisterin Stolz die Schülerinnen 
und Schüler für ihren engagier-
ten Auftritt und betonte die Be-
deutung der Inklusion. „Das Poo-
ling-Modell bietet mehr Selb-
ständigkeit für die Schüler und 
bessere Planungssicherheit für 
die Schulen“, so Stolz. Die ersten 
erfolgreichen Einsätze in Franken 
seien bereits wissenschaftlich be-
gleitet worden. Langfristig sol-
le das Pooling die Regel werden, 
denn „die Herausforderungen an 
den Förderschulen sind hoch.“

Personalmangel, steigende 
Schülerzahlen und die Notwen-
digkeit neuer Konzepte machten 
es erforderlich, innovative Lösun-
gen zu entwickeln. Stolz dankte 
insbesondere Franz Löffler und 
dem oberbayerischen Bezirks-
tagspräsident Thomas Schwar-
zenberger für ihr Engagement. 
„Das Ergebnis der Arbeitsgrup-
pen ist gut, aber wir werden in 
unseren Anstrengungen nicht 
nachlassen.“

Erfolgsmodell  
mit Herausforderungen

Löffler unterstrich in seiner Re-
de die Notwendigkeit, den Auf-
trag zur inklusiven Schule richtig 
einzuschätzen. „Seit 2009 wis-
sen wir: Ein Lehrer alleine reicht 
nicht. Schulbegleiter müssen in-
dividuell auf jedes Kind abge-
stimmt sein.“ Er verwies auf die 
hohen Kosten von 250 Millionen 
Euro pro Jahr für die Schulbeglei-
tung und stellte die Frage, ob das 
System effizienter gestaltet wer-
den könne. „Heute gibt es zwei 
parallele Systeme: das Schulsys-

tem und die Behindertenhilfe der 
Jugendämter. Diese müssen bes-
ser ineinandergreifen.“

Besonders hob er die wissen-
schaftliche Evaluation hervor, die 
gezeigt habe, dass derzeit 60 Pro-
zent der Tätigkeit von Schulbe-
gleitern in organisatorische Auf-
gaben und nicht in die direk-
te Inklusionsarbeit fließe. Poo-
ling solle Abhilfe schaffen, indem 
es eine flexiblere und bedarfs-
gerechte Betreuung ermögliche. 
Er plädierte für eine Gesetzes- 
änderung, die den individuellen 
Rechtsanspruch auf Schulbeglei-
tung zugunsten des Pooling-Mo-
dells modifizieren würde, ohne 
dass Kinder benachteiligt wür-
den. „Schwächere dürfen nicht 
zurückfallen, aber wir müssen 
Standards überdenken.“

Modell mit Vorbildfunktion

Oberbayerns Bezirkstagspräsi-
dent Thomas Schwarzenberger 
bezeichnete die Unterzeichnung 
der Handlungsempfehlung als 
„Tag der Freude“. Seit 2018 wer-
de der Übergang zum Pooling er-
probt, unter anderem im Modell-
landkreis Bad Tölz-Wolfratshau-
sen. Aktuell seien 26 Schulen be-
teiligt, bis 2026 solle die Zahl auf 
32 steigen. „Das Feedback ist po-
sitiv, wir wollen weitere Schulen 
motivieren, sich diesem Weg an-
zuschließen.“

Die Vorteile des Pooling-Mo-
dells seien vielfältig: „Mehr Selb-
ständigkeit für die Schüler, besse-
re Kontinuität und einfachere Or-
ganisation in Vertretungssituati-
onen.“ Die Zusammenarbeit mit 
den Eltern sei entscheidend, um 
das Modell erfolgreich umzuset-
zen. „Pooling fördert nicht nur 
die Entstigmatisierung, sondern 
ermöglicht auch eine effizientere 
Nutzung der vorhandenen Res-
sourcen.“

Eltern und Schule bestätigen 
positive Erfahrungen

Schulleiterin Ricarda Friderichs 
zog eine positive Bilanz: „Früher 
hatten wir sieben verschiedene 
Dienste, und wenn eine Beglei-
tung ausfiel, war es schwer, Er-
satz zu finden. Das Pooling ver-
bessert die Kontinuität und er-
leichtert Vertretungen. Schul-
begleiter sind inzwischen fester 
Bestandteil der Schulfamilie.“

Auch Elternbeiratsvorsitzender 
von Haas begrüßte das Modell: 
„Früher gab es viele Probleme, 
jetzt gibt es mehr Konstanz und 
Eltern können den Alltag bes-
ser organisieren. Entscheidend 
bleibt: Der Mensch steht im Mit-

telpunkt, es geht um die Schüler.“
Mit der Unterzeichnung der 

Empfehlungen ist ein weiterer 
Meilenstein zur landesweiten 
Umsetzung des Pooling-Modells 
gesetzt. Kultusministerin Stolz 
und die Vertreter der Bezirke se-
hen darin eine Zukunftslösung 
für die Inklusion in Bayern. Nun 
muss das Konzept durch gesetz-
liche Anpassungen und weitere 
Modellprojekte in der Praxis eta-
bliert werden.  MH

Tagung des niederbayerischen Landkreistags in Hauzenberg:

Neustart jetzt!
Bei der jüngsten Tagung der niederbayerischen Landräte in Hau-
zenberg (Landkreis Passau) stand die dringende Forderung nach 
tiefgreifenden Strukturreformen und einer besseren Finanzaus-
stattung der Kommunen im Mittelpunkt. Der Bezirksvorsitzende, 
Landrat Sebastian Gruber (Freyung-Grafenau), verwies dabei auf 
die Notwendigkeit, dass die künftige Bundesregierung nicht nur fri-
sches Geld für die Kommunen bereitstellen müsse, sondern auch 
den politischen Willen zeigen solle, bestehende Standards zu hin-
terfragen und Bürokratie gezielt abzubauen. Gruber verband diese 
Forderung mit der allgemeinen Vorstellung einer grundlegenden 
Staatsreform auf Bundesebene.

Ein aus Sicht der Landräte zen-
traler Aspekt ist die klare Hal-
tung: „Wer anschafft, muss 
auch bezahlen.“ Die Landkreis- 
chefs betonten, dass die Bun-
desgesetzgebung, insbesondere 
im Bereich der Jugendhilfe, die 
Landkreise immer wieder mit 
neuen finanziellen Verpflichtun-
gen belaste, ohne diese ausrei-
chend auszugleichen. Der Pas-
sauer Landrat Raimund Knei-
dinger verdeutlichte diese Pro-
blematik mit konkreten Zahlen: 
Der finanzielle Aufwand für die 
Jugendhilfe sei innerhalb weni-
ger Jahre von 10 Millionen auf 
nahezu 26 Millionen Euro ge-
stiegen. Diese erheblichen Aus-
gaben fehlten nun an anderen 
dringend benötigten Stellen.

Situation der Krankenhäuser

Ein weiteres zentrales Thema 
war die Gesundheitsversorgung, 
insbesondere die Situation der 
Krankenhäuser. Die Landkreis- 
chefs forderten einen unverzüg-
lichen Inflationsausgleich für Kli-
niken, um die kommunale Trä-
gerschaft in der Gesundheitsver-
sorgung auch weiterhin sicher-
stellen zu können. Hierbei sollte 
ein wesentlicher Teil des ange-
kündigten Sondervermögens di-

rekt an die Kommunen fließen, 
um eine hohe Qualität der Ge-
sundheitsversorgung vor Ort zu 
gewährleisten. Für die kommu-
nalen Krankenhäuser sei es not-
wendig, weiterhin auf eine stabi-
le Finanzierung zu setzen.

Abbau  
unnötiger Regulierungen

Mit Blick auf das Thema Büro-
kratie wurde auch der Wunsch 
nach einem Abbau unnötiger 
Regulierungen geäußert. Nie-
derbayerns Regierungspräsident 
Rainer Haselbeck erklärte, dass 
die Behörden selbst den Büro-
kratieabbau forderten und be-
reit seien, mit weniger Büro-
kratie auch mehr Selbstverant-
wortung zuzulassen. Dies sei ein 
Schritt in Richtung einer effizien-
teren und bürgernäheren Ver-
waltung.

Bayernweite Initiative  
„HeimatUnternehmen“

Einen zentralen Platz nahm 
auch ein Projekt ein, das der nie-
derbayerische Bezirkstagspräsi-
dent Dr. Olaf Heinrich als „Mut-
macher-Initiative“ bezeichnete: 
„HeimatUnternehmen“ ist eine 
bayernweite Initiative, die vom 

Amt für Ländliche Entwicklung 
unterstützt wird. In aktuell 13 
Regionen begleiten HeimatEnt-
wickler mittlerweile rund 500 
HeimatUnternehmer im Frei-
staat. In Niederbayern umfassen 
diese Regionen den Bayerischen 
Wald und die Isar-Inn-Region.

Vernetzung  
und Unterstützung

Wer sich der Herausforderung 
stellt, im ländlichen Raum ein 
Projekt oder eine Geschäftsidee 
zu verwirklichen, findet bei „Hei-
matUnternehmen“ die Möglich-
keit, sich mit Gleichgesinnten 
zu vernetzen oder gemeinnützi-
ge Projekte in der Region zu un-
terstützen. Je nach Bedarf kön-
nen HeimatEntwickler passende 
Projekte beratend begleiten. Die 
Schwerpunkte liegen unter an-
derem auf Digitalisierung, Leer-
standsmanagement und Dorf- 
entwicklung.

Leerstandsrevitalisierung

Ein besonders erfolgreiches 
Beispiel ist die Initiative „Frei-
räume“ in Kötzting (Landkreis 
Cham), die sich ehrenamtlich um 
die Revitalisierung leerstehen-
der Geschäfte kümmert. In nur 
zwei Jahren konnten dort sieben 
von 15 Läden wiederbelebt wer-
den.

Platz für Austausch  
von kreative Ideen

Auch in Zwiesel (Landkreis Re-
gen) gibt es vielversprechende 
Entwicklungen: Dort wird am 25. 
April der Konzeptladen „Neuner-
lei – Die Stadt ist uns nicht einer-

lei“ eröffnet. Dieser Laden wird 
für sechs Monate zudem als Be-
gegnungsraum dienen und ver-
schiedene Workshops anbie-
ten. Auch können Besucher am 
Stadtplatz an zwei Wochenen-
den im Monat sowie an ver-
kaufsoffenen Sonntagen Pro-
dukte von Handwerkern kau-
fen und sich über kreative Ideen 
austauschen.  DK
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In den letzten Tagen habe ich 
mir mal wieder eine Kinokomö-
die aus den 80er Jahren ange-
schaut. Marianne Sägebrecht 
in einem Film von Percy Adlon: 
Rosalie Goes Shopping.

Die Handlung ist schnell er-
zählt. Die Oberbayerin Rosa-
lie lebt nach ihrer Heirat mit ei-
nem GI im trostlosen Stuttgart 
(Arkansas) und füllt ihre leeren 
Tage mit hemmungslosem Kon-
sum. Ob man die Verwicklungen nun lustig fin-
det oder nicht, die sich daraus ergeben, dass sich 
Rosalie die ganzen schönen Dinge, die sie kauft, 
objektiv nicht leisten kann und deshalb in allerlei 
Tricksereien verfällt – zwei Sätze in dem Film ste-
chen heraus und sind heute so zutreffend wie da-
mals: Hast Du hundert Dollar Schulden, hast Du 
ein Problem. Hast Du eine Million Dollar Schul-
den, hat die Bank ein Problem.

Deshalb sind wohl auch die meisten Exper-
ten so gelassen angesichts der eben beschlosse-

nen Verfassungsänderungen. Modifizierung der 
Schuldenbremse für die Landesverteidigung im 
umfassenden Sinne, mehr Verschuldungsspiel-
raum für die Länder und ein Sondervermögen 
für Infrastrukturmaßnahmen im weitesten Sinne 
plus Energiewende – das hört sich zunächst wie 
ein Problem an.

Aber aufgrund der zeitlichen Streckung und der 
guten finanziellen Ausgangslage der Republik 
dürfte sich die Gesamtverschuldung von derzeit 
ca. 65 v.H. des nominalen Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) auf vielleicht 85 oder 87 v.H. steigern. Das 
verstößt zwar auch gegen die Maastricht-Krite-
rien, auf die seit den Kanzlerzeiten von Gerhard 
Schröder ohnehin alle nur pfeifen, ist aber mei-
lenweit entfernt von der Verschuldung Japans 
mit 261 v.H. vom BIP, den USA mit 122 v.H. vom 
BIP oder Großbritannien mit 103 v.H. vom BIP. 
Insgesamt sind 35 von 189 Staaten, für die der 
Internationale Währungsfonds über zuverläs-
sige statistische Angaben verfügt, mit 100 v.H. 
oder mehr vom BIP verschuldet. Schulden sind 
international also chic.

Bei diesen Zahlen mutet es fast rührend 
deutsch an, wenn bei uns in den Debatten noch 

gefragt wird, wer denn die vie-
len neuen potenziellen Schul-
den einmal zurückzahlen soll. 
Oder glaubt jemand, Japan 
könnte die komplette Wirt-
schaftsleistung von zweiein-
halb Jahren jemals zurückzah-
len?

Bei diesen Dimensionen geht 
es darum, ob man die Zinsen 
aufbringen kann. Wenn ja, be-
kommt man Geld geliehen, mit 

dem man auch die Tilgungen für frühere Schul-
den leisten kann. Wer jetzt den Begriff Schnee-
ballsystem benutzt, hat einen Punkt. Allerdings 
können Staaten auch mit anderen Mitteln dafür 
sorgen, dass sie weiter zahlungsfähig bleiben, 
etwa mit Wirtschaftswachstum.

Noch platter gesprochen: Es kommt nicht 
drauf an, möglichst wenig Staatsschulden auf-
zunehmen, sondern diese sinnvoll auszuge-
ben. Und das ist der Punkt, an dem meine Fell-
haare leicht ergrauen. Wir können noch so viel 
Geld in die Bundeswehr zu pumpen versuchen: 
Wenn wir weiterhin alle Regeln zu öffentlichen 
Ausschreibungen beachten müssen und jede 
Beschaffung über 25 Millionen Euro vom Haus-
haltsausschuss des Bundestages einzeln ge-
nehmigt werden muss, werden die ersten nicht 
schuldengebremsten Panzer nach der Invasion 
an einen General der neuen Roten Armee über-
geben werden. Stichwort: Zu langsam, zu spät.

Das gleiche bei der Infrastruktur. Schnelle, ziel-
gerichtete und rasch umgesetzte Investitionen 
würden sicher den Wirtschaftsstandort stärken 
und Wachstum generieren. Aber wenn wir nicht 
gleichzeitig dafür sorgen, dass nicht weiter-
hin irgendwelche anonymen, staatsfinanzierten  
Lobbyverbände sinnvolle Investitionen gericht-
lich über Jahrzehnte verhindern können, weil auf 
einem Grundstück die rotgrün gestreifte Blockie-
rerunke haust, wird auch dieses Geld verpuffen. 
Zu langsam, zu spät.

Hoffen wir also mal das Beste, dass die neue 
Regierung nicht nur die Kraft hat, Geld aufzuneh-
men, sondern auch die doppelte Kraft, Struktur-
reformen anzupacken. Denn nichts wäre schlim-
mer, als wenn es nach den Verfassungsänderun-
gen nur noch so ginge, wie Arthur Schopenhauer 
einst meinte: „Das Geld gleicht dem Seewasser – 
je mehr man davon getrunken hat, desto dursti-
ger wird man.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Schulden  
sind der neue Chic!

V.l.: Jürgen Perteck (Menschenfreude e.V.) und Landrat Stefan Rößle 
bei der Schuleröffnung in Madagaskar. Bild: Perteck

Landkreis Donau-Ries:

Ein Jahr und vier 
Schulen später

Spenden statt Geschenke zum 60. Geburtstag
Zu seinem 60. Geburtstag am 16. März 2024 verzichtete Landrat Ste-
fan Rößle auf Geschenke und bat stattdessen um Spenden für den 
Verein „1000 Schulen für unsere Welt“, dessen Vorsitzender er ist. 
Die Resonanz war überwältigend: Dank der großzügigen Spenden-
bereitschaft kamen 50.000 Euro zusammen – genug, um anstelle ei-
ner geplanten Schule gleich vier Schulprojekte zu realisieren.

Ein Jahr später sind alle vier 
Schulen fertiggestellt und fast alle 
werden bereits für den Unterricht 
genutzt. „Ich bin nach wie vor tief 
bewegt von der unglaublichen Un-
terstützung, die dieses Geburts-
tagsvorhaben erfahren hat“, er-
klärt Landrat Rößle. „Es zeigt, wie 
viel wir bewirken können, wenn 
wir an eine bessere Zukunft für al-

le glauben und gemeinsames Han-
deln danach ausrichten.“

Die einzelnen Projekte  
im Überblick:

• Ruanda: In Kigali-Nyamata ent-
stand in Zusammenarbeit mit 
dem Verein Menschenfreude e.V. 
eine neue Schule. Während ei-

ner privaten Reise im November 
2024 konnte sich Landrat Rößle 
persönlich ein Bild vom Baufort-
schritt machen. Die Schule ist in-
zwischen vollständig fertigge-
stellt und in Betrieb.
• Madagaskar: In Amparaky 
wurde eine durch einen Wirbel-
sturm zerstörte Schule wieder-
aufgebaut. Die feierliche Eröff-
nung fand im September 2024 
statt, an der auch Landrat Rößle 
und der projektverantwortliche 
Verein Menschenfreude e.V. teil-
nahmen. Auch diese private Rei-
se blieb nachhaltig in Erinnerung 
– neben dem emotionalen Emp- 
fang beeindruckte Landrat Röß-
le besonders die Wertschätzung 
der Kinder für mitgebrachte Blei-
stifte.
• Liberia: In Tarquoi wurde in 
Zusammenarbeit mit dem Ver-
ein Street Child e.V. ein weiteres 
Schulgebäude errichtet. Das Pro-
jekt wurde im Oktober 2024 fei-
erlich eingeweiht. Die lokale Ge-
meinde beteiligte sich aktiv an 
der Umsetzung, unter anderem 
durch die Bereitstellung von Bau-
materialien.
• Togo: In Notse wurde mit Un-
terstützung des Vereins Hilfe für 
Togo e.V. eine Grundschule errich-
tet. Die Bauarbeiten sind kürzlich 
abgeschlossen worden und die 
feierliche Übergabe an die Ge-
meinde steht unmittelbar bevor.

Landrat Rößle unterstreicht 
den Wirkungsbereich des ge-
meinschaftlichen Engagements: 
„Vier Schulen später und ein wei-
teres Jahr älter bin ich vor al-
lem dankbar für die vielen neu-
en Chancen und Zukunftsper- 
spektiven, die wir nun zahlrei-
chen Kindern in den ärmsten Re-
gionen der Welt ermöglichen. 
Auf diesen Erfolg zurückblicken 
zu dürfen, ist für mich wirklich ein 
großes Privileg.“ r

Künstliche Intelligenz in der Verwaltung:

Landkreis Traunstein als Modellregion
Mit einem wegweisenden Projekt treibt der Landkreis Traunstein die 
Digitalisierung weiter voran. Das ambitionierte Vorhaben unter dem 
Titel „KI-gestützte Modernisierung“ soll dazu beitragen, Verwal-
tungsprozesse zu optimieren, die Effizienz zu steigern und die Mit-
arbeiter zu entlasten. Die Finanzierung erfolgt über die sogenannte 
Fraktionsinitiative der Bayerischen Staatsregierung und umfasst ein 
Fördervolumen von 480.000 Euro, das für den Zeitraum März 2025 
bis März 2026 bereitgestellt wird.

Wie Traunsteins Landrat Sieg-
fried Walch im Rahmen einer 
Pressekonferenz betonte, set-
ze der Landkreis bereits seit Jah-
ren auf die Digitalisierung seiner 
Verwaltungsprozesse und sei da-
bei weit fortgeschritten. Ziel sei 
es, diesen Weg nun mit der Inte-
gration von KI-Technologien wei-
terzugehen. Die digitale Transfor-
mation solle die Arbeit im Land-
ratsamt effizienter gestalten und 
auch die Interaktion mit den Bür-
gern verbessern.

Effizienz steigern und  
Bearbeitung beschleunigen

Ein konkretes Beispiel für den 
Einsatz von KI ist der Einsatz von 
Schrifterkennungssoftware, die 
handschriftliche Anträge auto-
matisch in digitale Form über-
führt. So müssen die Mitarbei-

ter diese nicht mehr manuell ins 
System eingeben und können ih-
re Zeit stattdessen für anspruchs-
vollere Aufgaben nutzen. Dies 
wird nicht nur die Effizienz stei-
gern, sondern auch die Bearbei-
tung von Anträgen beschleuni-
gen, etwa im Bereich der Auszah-
lung von finanziellen Hilfen.

Die „KI-gestützte Moderni-
sierung“ ist Teil eines umfassen-
den Projekts, bei dem der Land-
kreis Traunstein als federführen-
der Antragsteller auftritt. In Ko-
operation mit der arf GmbH für 
Organisationsentwicklung aus 
Nürnberg und einem weiteren, 
noch auszuwählenden Partner-
landkreis aus Bayern soll die Ver-
waltung auf ein neues technolo-
gisches Niveau gehoben werden. 
Laut Walch wird durch diese Part-
nerschaft nicht nur die Digitalisie-
rung vorangetrieben, sondern 

auch die Möglichkeit geschaffen, 
von den Erfahrungen anderer 
Landkreise zu profitieren.

Ein kontinuierlicher Prozess

Landkreischef Walch zufolge 
ist die Neugestaltung der Verwal-
tungsarbeit ein kontinuierlicher 
Prozess, der stets an den aktuel-
len Stand der Technologie ange-
passt werden muss. Dabei seien 
Standardisierung, Digitalisierung 
und Automatisierung die drei we-
sentlichen Säulen, die die Mo-
dernisierung vorantreiben soll-
ten. Dies soll nicht nur die inter-
nen Abläufe optimieren, sondern 
auch die Beziehung zu den Bür-
gern stärken und das Vertrauen 
in die Verwaltung sowie die De-
mokratie fördern.

Ein weiterer wichtiger Aspekt 
des Projekts ist die Unterstüt-
zung, die der Landkreis Traun-
stein von der politischen Seite er-
hält. Der heimische Landtagsab-
geordnete Konrad Baur, der sich 
über die sogenannte Fraktionsi-
nitiative für die finanzielle Unter-
stützung stark gemacht hat, hob 
die Vorreiterrolle des Landkreises 
bei der Digitalisierung hervor und 
unterstrich, dass die Verwaltung 
in Traunstein in vielen Bereichen, 
insbesondere aber im Bausek-
tor, als beispielhaft gelte. Auch 
wies Baur darauf hin, dass in zahl-
reichen anderen Regionen zwar 
von Bürokratieabbau gesprochen 
werde, aber nur in Traunstein 
konkrete Schritte unternommen 
würden, um die Bürokratie abzu-
bauen und Prozesse schlanker zu 
gestalten.

85 Prozent digital verfügbar

Julian Heigenhauser, Digitali-
sierungsbeauftragter des Land-
ratsamts Traunstein, erklärte, 
dass das Amt bei der Digitalisie-
rung „schon gut unterwegs“ sei. 
Aktuell seien etwa 85 Prozent 
der 575 Dienstleistungen, die 
laut Online-Zugangsgesetz digi-
tal angeboten werden müssen, 
bereits online verfügbar. Beispie-
le hierfür seien der Online-Aus-
tausch des alten gegen den neu-
en Führerschein oder die Mög-
lichkeit, ein Auto von zu Hause 
aus abzumelden. Dennoch, so 
machte Heigenhauser deutlich, 
bleibe noch einiges zu tun, um 
die digitale Verwaltung weiter zu 
optimieren und noch benutzer-
freundlicher zu gestalten.  DK

Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder:
Förderung für Horte in Taufkirchen, 

Pfarrkirchen und Geisenhausen
Der Ausbau der Kinderbetreuung für Schülerinnen und Schü-
ler in der Grundschule in Bayern geht voran. Nach Angaben von 
Bayerns Familienministerin Ulrike Scharf entstehen mit dem 
Hort am Wald in der Gemeinde Taufkirchen 100, mit dem Kin-
derhort an der Grundschule in Pfarrkirchen 75 und mit dem 
Hort in Geisenhausen 50 neue Betreuungsplätze für Grund-
schulkinder. Der Freistaat unterstützt die drei Kommunen dabei 
mit einer Förderung in Höhe von insgesamt 1,35 Millionen Euro.

Laut Scharf ist der Ausbau der Ganztagsbetreuung für Grund-
schulkinder die entscheidende familien-, sozial-, wirtschafts- 
und integrationspolitische Aufgabe. „Familien sollen die Betreu-
ung erhalten, die am besten zu ihrer Lebensrealität passt, um 
Familie, Beruf und Pflege zu vereinbaren.“

Rechtsanspruch tritt 2026 in Kraft

Bereits jetzt besucht mehr als die Hälfte der Grundschulkin-
der in Bayern ein Angebot am Nachmittag – einen Hort, die of-
fene oder gebundene Ganztagsschule oder eine Mittagsbe-
treuung. Zum Schuljahr 2026/2027 tritt der Rechtsanspruch auf 
ganztägige Bildung und Betreuung von Kindern im Grundschul-
alter schrittweise in Kraft. „Beim Ausbau der Kinderbetreuung 
auch im Grundschulalter lässt die Staatsregierung Kommunen 
nicht allein“, betonte die Ministerin. „Wir unterstützen beim 
Ausbau der Plätze und der Ausstattung finanziell. Im Landesför-
derprogramm Ganztagsausbau stehen dafür 461 Millionen Euro 
bereit.“  DK

Einzigartig in Bayern:

Das Aschauer Heilige Grab
150 bunte Glaskugeln im glanzvollen Spiel

Zum dritten Mal seit 2019, als das damals frisch renovierte Heili-
ge Grab nach Aschau zurückkam, haben nun wieder viele fleißige 
Helfer die überdimensionalen Bühnenbilder aufgebaut, Beleuch-
tung installiert und die 150 bunten Schusterkugeln befüllt. In Zu-
sammenarbeit von Pfarrei, Gemeinde, Tourist Info und Heimat- und 
Geschichtsverein konnte auch in diesem Jahr erneut das Mam-
mut-Projekt gestemmt werden.

Es gilt als eines der schönsten 
und vor allem vollständig bespiel-
baren barocken Kulissengräber 
Bayerns. Die dreigeschossige Sze-
nerie zeigt, typisch für den Zeit-
geist theatralisch, goldene Pro-
pheten und Engel, düstere Unter-
welten und himmlische Architek-
tur. Das Aschauer Heilige Grab ist 
der ideale Hintergrund für Passi-
onssingen, klassische Konzerte 
und feierliche Liturgien. 

Führungen

Mehr über Geschichte und Ge-
schichten kann man bei den ein-
stündigen Führungen – auch 
Sonder-Gruppenführungen sind 
möglich – erfahren. Aschaus 
Pfarrer Paul Janßen (Dritter von 
links) freut sich, dass fünf Führer 
unter der Leitung der Historikerin 
Martina Stoib M.A. (Zweite von 
links) sich intensiv vorbereitet 

haben und das aufgebaute Hei-
lige Grab bei einer ersten Bege-
hung in den vergangenen Tagen 
erkundeten (siehe Foto). Die Füh-
rungen finden sonntags jeweils 
13.30 Uhr und mittwochs jeweils 
um 15.30 Uhr statt. Treffpunkt ist 

vor der Kirche, Kirchplatz 3. Der 
Eintritt kostet 8 Euro, Kinder bis 
16 Jahre sind frei.

Alle weiteren Veranstaltungen 
und ausführliche Informationen 
sind im kostenlosen Sonderfalt-
blatt zu finden, welches in den 
Kirchen und in der Tourist Info 
Aschau i.Chiemgau und Sachrang 
ausliegt. 

Weitere Informationen

Tourist Info Aschau, www.
aschau.de, 08052/ 90490.  r

V.l.: Das Team der Aschauer Hl. Grab Führungen: Michaela Thomas  
M.A., Martina Stoib M.A., Pfarrer Paul Janßen, Kathrin Thaurer und 
Peter Plank. Nicht auf dem Foto Dr. Christian Elsen.  Bild: H. Reiter

http://www.aschau.de
http://www.aschau.de
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Vorschau auf GZ 8
In unserer Ausgabe Nr. 8/2025, die am 10. April 2025  
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Energie: Erzeugung l Beschaffung l Speicherung
• Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
• Kommunaler Bau
• Krankenhäuser l Pflegeheime l Rehabilitation
• Schulen l Kindergärten l Horte l Spielplätze
• Kommunale Museen und Bibliotheken

 Energiedienstleistung

Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Kommunale 
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

 Kommunalfi nanzierung

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171 / 9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171 / 9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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KommunalfahrzeugeAltersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser
Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Grünes Licht  
für Glasfaser.
Sichern Sie sich Glasfaser-Ausbau- 
kapazitäten für Ihre Kommune unter:
  

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning
unseregrueneglasfaser.de

0800 410 1 410

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er

Eine komplette
Produktpalette für
effektiven Winterdienst

Fahnen/Arbeitsbekleidung

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Arbeitskleidung
Länderfahnen
Gemeindefahnen
Fahnenmaste
Vereinsbedarf
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Regionale Transformationskonferenz in Ingolstadt:

Potenziale gezielt nutzen
Rund 50 Vertreter aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft trafen 
sich in Ingolstadt, um zentrale wirtschaftspolitische Themen zu erör-
tern und Weichen für die Wettbewerbsfähigkeit der Region zu stel-
len. Die Fortführung der Transformationsnetzwerke und der Einsatz 
neuer Technologien wie Künstlicher Intelligenz standen ebenso im 
Mittelpunkt der Diskussion wie eine verstärkte branchenübergrei-
fende Zusammenarbeit sowie die Modernisierung von Verwaltung 
und Bürokratie. Darüber hinaus wurden Maßnahmen zur Innovati-
onsförderung im Freistaat diskutiert.

Für den Initiator der Veranstal-
tung, Wirtschaftsminister Hubert 
Aiwanger, ist die Transformation 
ein Dauerprozess. „Vom Hand-
werk bis zur Automobilindustrie 
müssen wir uns stets anpassen. 
Wir gehen in die Regionen, um 
mit den Akteuren vor Ort dafür 
zu sorgen, dass die Wirtschafts-
kraft erhalten bleibt und weiter 
gestärkt werden kann. Jede Regi-
on hat dabei ihre eigenen Trans-
formationsbedarfe. Die Verant-
wortungsgemeinschaft vor Ort 
muss dabei gemeinsam in eine 
Richtung ziehen.“

Verantwortungsgemeinschaft

Die Akteure sollen sich Aiwan-
ger zufolge als eine Verantwor-
tungsgemeinschaft verstehen, 
um Herausforderungen wie Fach-
kräftemangel, drohende Entlas-
sungen oder Digitalisierung ge-
meinsam zu meistern. „Als Politik 
sollten wir möglichst wenig mit 
falschen oder gar ideologischen 
Vorgaben im Weg stehen und 

den Unternehmern die Chance 
geben, die Transformation ihres 
Produkts so leicht wie möglich zu 
gestalten“, betonte der Staatsmi-
nister.

Die wirtschaftliche Lage der 
Region sei solide, Ingolstadt ste-
he im Vergleich zu weiteren bay-
erischen Regionen gut da, hob 
Aiwanger hervor. Konkret lag 
die Arbeitslosenquote in Ingol-
stadt im Jahresdurchschnitt 2024 
bei 2,9 Prozent und damit unter 
dem bayerischen Durchschnitt 
von 3,7 Prozent. In den vergan-
genen zehn Jahren stieg die Zahl 
der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten in der Region um 
14,4 Prozent. Das Bruttoinlands- 
produkt pro Kopf lag 2022 bei 
69.830 Euro, was über dem baye-
rischen Durchschnitt von 54.007 
Euro liegt.

Laut Aiwanger fördert das Bay-
erische Wirtschaftsministerium 
in der Planungsregion bereits er-
folgreich mehrere zukunftswei-
sende Projekte. Dazu zählen der 
IRMA e.V. (Initiative Regionalma-

nagement Region Ingolstadt e.V.), 
der mit seinen Fachkräftesiche-
rungsinitiativen einen wichtigen 
Beitrag zur Transformation der 
Region leistet, sowie der Tech-
nologiepark IN-campus in Ingol-
stadt, der ein vorbildliches Bei-
spiel für die Zusammenarbeit von 
öffentlicher Hand und Privatwirt-
schaft darstellt. So wird der von 
der IN-Campus GmbH, einem 
Joint Venture der Stadt Ingol-
stadt durch ihr Beteiligungsun-
ternehmen IFG AöR und der AUDI 
AG geschaffene Technologie-
park unter anderem bereits 
von der VW-Softwareschmiede  
CARIAD und der Technischen 
Hochschule Ingolstadt genutzt. 
Auch wird seit 2020 im Rahmen 
des KI-Netzwerks der bayeri-
schen Hightech-Agenda der Auf-
bau eines Fraunhofer Anwen-
dungszentrums an der TH In-
golstadt im Bereich vernetzte 
Mobilität und Infrastruktur un-
terstützt.

Wie Ingolstadts neugewählter 
Oberbürgermeister Dr. Michael 
Kern erläuterte, stünden die Au-
tomobilindustrie und mit ihr die 
gesamte regionale Wirtschaft vor 
einer tiefgreifenden Transforma-
tion. Dieses heimische Rückgrat 
gerate ins Wanken, weshalb ent-
schlossenes Handeln nötig sei. 
Um die Wirtschaftsregion Ingol-
stadt und Zehntausende von Ar-
beitsplätzen in der Branche zu si-
chern, seien politische Lösungen 
und verlässliche Rahmenbedin-
gungen entscheidend. „Hierbei 
brauchen Wirtschaft und Kom-
munen aus München, Berlin und 
Brüssel Unterstützung. Für die-
se Unterstützung durch den Frei-
staat haben wir heute gemein-
sam mit den Unternehmen ge-
worben“, machte Kern abschlie-
ßend deutlich.  DK

Gaben den Weg frei, v.l.: Franz Xaver Peteranderl, Präsident der Handwerkskammer für München und 
Oberbayern, Messechef Reinhard Pfeiffer, Hubert Aiwanger, Bayerischer Wirtschaftsminister und stell-
vertretender Aufsichtsratsvorsitzender der Messe München, Andrea Gebhard, Präsidentin der Bundes-
architektenkammer, Messechef Stefan Rummel und Herbert Vanvolsem, 2. Bürgermeister Gemeinde 
Feldkirchen. Bild: Messe München GmbH

Messe München: 

Neue Brücke und Multifunktionsfläche  
entlasten den Verkehr für Messestadt und Umland

Pünktlich zur Weltleitmesse bauma hat die Messe München eine 
neue Brücke und eine 5,4 Hektar große Multifunktionsfläche bei 
Feldkirchen eröffnet. Diese Maßnahmen entlasten bei Großveran-
staltungen den Verkehr in der Messestadt Riem und den Umland-
gemeinden erheblich. 

Die Fläche bietet an bis zu 50 
Tagen im Jahr Platz für 300 Bus-
se oder 1.000 Pkw und ist über 
die Brücke direkt mit dem Mes-
segelände verbunden. Messe-
chefs Reinhard Pfeiffer und Ste-
fan Rummel betonen: „Das ist 
eine zukunftsweisende Investi-
tion in unser Messegeschäft und 
ein Gewinn für die Region – ei-
ne echte Win-Win-Lösung.“ Bay-
erns Wirtschaftsminister Hubert 
Aiwanger ergänzt: „Seit über 60 
Jahren schlägt die Messe Brü-
cken zu internationalen Märk-
ten. Mit dieser neuen Infra-
struktur stärkt sie die bayerische 
Wirtschaft und Weltleitmessen 
wie die bauma.“

Die Multifunktionsfläche dient 
nur bei Großveranstaltungen au-
ßerhalb der Vegetationszeit als 
Überlaufparkplatz. Eine neue 
Rechtsabbiegespur an der Ot-
tendichler Straße erleichtert den 
Abfluss. 

Ökologische Aufwertung

Der Bedarf entstand durch den 
Ausbau der Messestadt, der bis-
herige Brachflächen als Park- 
raum nimmt. Zur bauma (7.–13. 
April, 630.000 Besucher) zeigt 
sich der Nutzen erstmals. Ökolo-
gisch wurde die ehemalige Acker-
fläche aufgewertet: Über 100 
Bäume, Laichgewässer und ein 

4,5-Meter-Grünstreifen auf der 
Brücke fördern Amphibien und 
Biodiversität. Bis 2027 plant die 
Messe zwei weitere Brücken: Eine 
Fahrrad- und Fußgängerbrücke 
über die A94 (Baubeginn Oktober 
2025) und eine über die Münch-
ner Straße (zeitlich offen, ab-
hängig von der Umgehungsstra-
ße). Die Gesamtkosten von 21,6 
Mio. Euro trägt die Messe selbst. 
„Wir finanzieren das aus eigener 
Kraft“, so Pfeiffer und Rummel.

Wichtige Punkte

• Verkehrsentlastung: Brücke 
und Fläche für Großveranstal-
tungen.
• Ökologie: Grünstreifen, Bäume 
und Habitate für Artenvielfalt.
• Zukunftspläne: Zwei weitere 
Brücken bis 2027.
• Wirtschaft: Stärkung der Re- 
gion und der bauma.  r


